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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem das Einkommensteuergesetz 1972, 
das Umsatzsteuergesetz 1972, das Gewerbe­
steuergesetz 1953, das Vermögensteuergesetz 
1954, das Strukturverbesserungsgesetz, das 
Gebührengesetz 1957 und das Familienlasten­
ausgleichsgesetz 1967 geändert werden (Ab-

gabenänderungsgesetz 1980) . 

ABSCHNITT I 

Ein kom m e n s t e u erg e set z 1972 

Artikel I 

Das Einkommensteuergesetz 1972, BGBI. 
Nr. 440, in der Fassung der Bundesgesetze BGBI. 
Nr. 493/1972, 27/1974, 409/1974, 469/1974, 335/ 
1975, 391/1975, 636/1975, 143/1976, 664/1976, 
320/1977, 645/1977, 280/1978, 571/1978 und 
550/1979, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Z 3 hat zu lauten: 

,,3. die Bezüge au,s einer gesetzlichen Kranken­
oder Unfallversorgung und Sachlelstungen 
aus der gesetzlichen Sozialversicherung, 
Kranken- und Sterbegelder aus den Versor­
gungs- und Unterstützungseinrichtungen der 
Kammern der selbständig Erwerbstäti'gen so­
wie das aus der Pensionsversicherung gebüh­
rende übergangsgeld, weiters die Bezüge 
aus einer ausländischen gesetzlichen Kran­
ken- oder Unfallversorgung, die einer in­
ländischen gesetzlichen Kranken- oder Un­
fall versorgung entspricht, sofern solche Be­
züge auch im Quellenstaat nicht besteuert 
werden," 

2. § 4 Ahs. 4 Z 4 und 5 haben zu lauten: 

,,4. Aufwendungen für die Entwicklung, Ver­
besserung oder Sicherung von volkswirt­
schaftlich wertvollen Erfindungen. Der volks­
wirtschaftliche Wert der angestrebten Erfin­
dung ist durch eine Bescheinigung des Bun-

, desministers für Handel, Gewerbe und In­
dustrie nachzuweisen. Nach Wahl des Steuer­
pflichtigen können die genannten Aufwen­
dungen auch im Wege der Absetzung für 

Abnutzung (§ 7) abgesetzt werden. Steuer­
pflichtige, die ihren Gewinn gemäß Abs~· 1 
oder Abs. 3 oder gemäß § 5 ermitteln, kön­
nen in der Steuererklärung beantragen, daß 
em Betrag bis 5 vH der .gemäß dem ersten 
Satz abgesetzten Aufwendungen für die Ent­
wicklung oder Verbesserung volkswirtschaft­
lich wertvoller Erfindungen steuerfrei bleibt, 
soweit es sich bei diesen Aufwendungen nicht 
um Verwaltungs- oder Vertriebskosten oder 
um Aufwendungen für Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens handelt, . 

5. Zuwendungen an 
a) Universitäten, Kunsthochschulen und an 

die Akademie der bildenden Künste, 
deren Fakultäten, deren Institute und 
deren besondere Einriehtungen~ 

b) durch Bundesgesetz errichtete Fonds, die 
mit Aufgaben der Forschungsförderung 
betraut sind, 

c) die Dsterreichische Akademie der Wissen­
schaften, 

d) juristische Personen, die im wesentlichen 
mit der Durchführung von für die öster­
reichische Wissenschaft oder Wirtschaft 
maßgeblichen Forschungs- oder Lehrauf­
gaben befaßt sind und an denen· eine 
Gebietskörperschaft zumindest mehrheit­
lich beteiligt oder deren Tätigkeit nicht 
auf die Erzielung von Gewinnen gerich­
tet is~, 

zur Durchführung von Forschungs- und 
Lehraufgaben sowie an die Dstcrreichische 
Nationalbibliothek und an Museen von Ge­
bietskörperschaften, soweit alle diese Zuwen­
dungen zusammen 6 vH des Gewinnes des 
unmittelbar vorangegangenen Wirtschaftsjah­
res nicht übersteigen. Bei Zuwenqungen an 
den unter lit. d genannten Empfängerkreis 
ist vom Spender durch eine Bescheinigung 
des Bundesministers für Wissenschaft· und 
Forschmlg nachzuweisen, daß der Empfänger 
der Zurwendungdem in lit.d genannten Emp­
fänger kreis angehört und die Zuwendung 
zur Durchführung einer für die österreichi-
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sche .' Wissenschaft oder Wirtschaft maßgeb­
lichen Forschungs- oder Lehraufgabe be­
stimmt ist. Für Unternehmungen, die von 
den Bestimmungen des Energieförderungs­
gesetzes 19Z9, BGBl. N r. 567, Gebrauch 
machen, gelten die vorstehenden Bestim­
mungen nicht," 

3. § 8 IAhs. 2 Z 1 Et. c hat zu lauten: 

"c) Wirtschaftsgüter im Sinne des Abs. 4, so­
weit sie nicht .zur entgeltlichen überlassung 
an Dritte bestimmt sind," 

4.§ 8 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Abweichend vom Abs. 3 beträgt der Ab­
schreibungssatz 

1. von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, 
soweit diese im Inland ausschließlich und un­
mittelbar der Verhinderung, Beseitigung 
oder Verringerung von Umweltbelastungen 
dienen, die durch den eigenen Betrieb verur­
sacht werden oder diesen beeinträchtigen, 
sofern die Anschaffung oder Herstellung ge­
setzlich vorgeschrieben oder im öffentlid1en 
Interesse erforderlich ist, 60 vH der An­
schaffungs- oder Herstellungskosten, 

2. von Mitbenützulligsrechten an den unter Z 1 
genannten Anlagen 60 vH der Anschaffungs­
oder Herstellungskosten, 

3. von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, 
die ausschließlich und unmittelbar der Ent­
wicklung oder Verbesserung volkswirtschaft­
lich wertvoller Erfindungen dienen, wenn 
der volkswirtschaftliche Wert der betreffen­
den Erfindung durch eine Bescheinigung des 
Bundesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie nachgewiesen wird, 80 vHder An­
schaffungs- oder Herstellungskosten, 

4. von Wirtsc..haftsgütern des Anlagevermögens, 
die der Erzeugung elektrischer Energie die­
neri, wenn von den Bestimmungen des Ener­
gieförderungsgesetzes 1979 nicht Gebrauch 
gemacht wird oder nicht Gebrauch gemacht 
werden kann, 60 vH der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten. Voraussetzung ist, daß es 
sich um Wasserkraftanlagen bis zu einer 
Ausbauleist·ung von 100PO kW, um Anlagen 

. der Kraft-Wärme-Kupplung oder um An­
lag~n handelt, die elektrische Energie über­
wiegend aus der Verbrennung eigenbetrieb­
lich anfallender Abfallstoffe erzeugen. Das 
Vorliegen dieser Voraussetzungen ist durch 
eine Bescheinigung des Bundesministers für 
Handel, Gewerbe und Industrie nachzu­
weisen, 

5. von Wärmepumpen,. die ausschließlich der 
Temperaturanhebung' der. Nutzungsenergie 
dienen, Solaranlagen, Anlagen zur Wärme­
rückgewinnung, Anlagen zur gemeinsamen 
Erzeugung von elektrischer Energie und 

Wärme bis zu einer Leistung von 1 MW 
(Gesamtenergieanlagen) und Anlagen zur 
ausschließlichen energetischen Nutzung der 
Biomasse, ausgenommen offene Kamine, 
60 vH der Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten. Voraussetzung für die Geltendma­
chung dieser vorzeitigen Abschreibung ist, 
daß die genannten Anlagen im Hinblick auf 
das Ausmaß der voraussichtlichen Energie­
einsparung und die Amortisationszeit der 
Anlagen energiewirtschaftlich zweckmäßig 
sind. Der Bundesminister für Finanzen kann 
im' Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bauten und Technik und dem Bundes­
minister für Handel, Gewerbe und Indu­
strie mit Verordnung die näheren Erfor­
dernisse für die energiewirtschaftliche Zweck­
mäßigkeit festlegen. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzung ist über Verlangen des Fi­
nanzamtes nachzuweisen. 

Der restliche Teil der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten der in den Z 1 bis 5 ge­
nannten Wirtschafts güter ist gleichmäßig auf 
die nächsten vier Wirtschafts jahre verteilt ab­
zuschreiben. Neben diesen vorzeitigen Abschrei­
bungen ist keine gewöhnliche Absetzung für 
Abnutzung :(§ 7) zulässig. Abs. 3 letzter Satz 
ist anzuwenden." 

5. § 9 Abs. 4 bis 6 haben zu lauten: 

,,( 4) Rücklagen (steuerfrei gelassene Betdge) 
gemäß den Abs. 1 bis 3, die zu Lasten der 
Gewinne aus freiberuflicher Tätigkeit gebildet 
und nicht bis zum Ablauf des ihrer Bildung 
folgenden vierten Jahres bestimmungs gemäß 
verwendet wurden, sind abweichend von den 
Bestimmungen des Abs. 2 insoweit nicht ge­
winnerhöhend aufzulösen, als sie 5 vH des 
ihrer Bildung zugrunde gelegten Gewinnes 
(Abs; 1 und 3) nicht übersteigen und in diesem 
Jahr österreichische festverzinsliche W ertpa piere 
angeschafft werden; dabei gelten die Rücklagen 
(steuerfrei gelassenen Beträge) in Höhe des 
Nennbetrages dieser Wertpapiere als bestim­
mungsgemäß verwendet. Wertänderungen der 
nach dieser Bestimmung angeschafften Wert­
papiere sind steuerlich nicht zu berücksichtigen; 
eine Übertragung stiller Rücklagen (§ 12) 
auf solche Wertpapiere ist nicht zulässig. 

(5) Voraussellzung für die Verwendung der 
Rücklagen (steuerfrei gelassenen Beträge) 1m 
Sinne des Abs. 4 ist, daß die Wertpapiere bei 
einer inländischen Kreditunternehmung hinter­
legt und in einer laufend geführten Aufzeich­
nung ausgewiesen werden. Diese Aufzeichnung 
ist dem Finanzamt jährlich mit der Steuer­
erklärung oder, sofern eine Verpflichtung zur 
Abgabe einer Steuererklärung nicht besteht, bis 
zum 31. März eines jeden Jahres für das voran­
gegangene Kalenderjahr vorzulegen. In dieser 
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Aufzeichnung müssen für den Schluß jedes Ver- 7. § 18 Abs. 2 Z 3 hat zu lauten: 
anlagungszeitraumes jeweils in einer Summe ,,3. Als Eigenheim im Sinne des Abs. 1 Z 3 

1. die gemäß Abs.· 4 insgesamt verwendeten ist ein Wohnhaus im Inland mit nicht mehr 
Rücklagenrbeträge (steuerfrei gelassenen Be- als zwei Wohnungen anzusehen, wenn minde­
träge) abzüglich der in früheren Veranla- stens zwei Drittel der Gesamtnutzfläche des Ge­
gungszeiträumen nachversteuerten Beträge'bäudes Wohnzwecken dienen. Das Eigenheim 
(Abs. 6), kann auch im Eigentum .zweier oder mehrerer 

2. die Nennbeträge der insgesamt gemäß Personen stehen. Unter diesen Begriff fallen 
Abs. 4 angeschafften oder 'gemäß Abs. 7 auch Gebäude, die auf fremdem Grund und 
ersetzten Wertpapiere abzüglich der Nenn- Boden errichtet werden, wenn die übrigen Vor­
beträge jener Wertpapiere, die im betref- aussetzungen auf sie zutreffen. Als Eigentums­
fenden oder einem früheren Veranlagungs- wohnung im Sinne des Abs.1 Z 3 kann nur 
zeitraum im Sinne der Z 3 verwendet eine Wohnung gemäß den Bestimmungen des 
wurden, Wohnungseigentumsgesetzes 1975, BGBl. 

3. die Nennbeträg.e der Wertpapiere, die im Nr. 417, verstanden werden, die mindestens zu 
betreffenden Veranlagungszeitraum dem zwei Dritteln Wohnzwecken dient." 
Depot entnommen und nicht gemäß Abs. 7 
ersetzt oder die entgeltlich oder unentgelt­
lich übertragen wurden, 

aufscheinen. 

(6) Wird die Aufzeichnung (Abs. 5) trotz 
Aufforderung nicht vorgelegt, dann sind in dem 
Veranlagungszeitraum, für den die Aufzeichnung 
nicht vorgelegt wurde, die verwendet~n Rück­
lagenbeträge (steuerfrei gelassenen Beträge) um 
20 vH zu erhöhen und nachzuversteuern. Eine 
solche Nachversteuerung ist überdies in jedem 
V eranlagungszeitra um insoweit vorzunehmen, 
als gemäß Abs. 4 angeschaffte oder gemäß Abs. 7 
ersetzte Wertpapiere in diesem Veranlagungs­
zeitraum entgeltlich oder unentgeltlich übertra­
gen oder dem Depot entnommen werden und 
dadurch die verwendeten Rücklagenbeträge 
(steuerfrei gelassene Beträge) durch die Nennbe­
träge der verbleibenden Wertpapiere laut Auf­
zeichnung (Abs. 5 Z 2) nicht mehr gedeckt 
sind. Die Bestimmung des .§ 37 Abs. 1 ist auf 
nachzuversteuernde Beträge nicht anwendbar; 
dies gilt nicht bei Tod des Steuerpflichtigen. 
Die Erhöhung des nachzuversteuernden Betrages 
unterbleibt insoweit, als der Veräußerungserlös 
zur Bestreitung des notwendigen Lebensunter­
haltes des Steuerpflichtigen, seines Ehegatten und 
der Kinder im Sinne des § 119 oder zur Deckung 
außergewöhnlicher Belastungen im Sinne des 
§ 34 verwendet wird, weiters wenn der Steuer­
pflichtige zum Zeitpunkt der ,übertragung oder 
Entnahme aus dem Depot berufsunfähi·g ist 
oder das 60. Lebensjahr vollendet hat oder wenn 
die übertragung oder Entnahme aus dem Depot 
in folge Todes des Steuerpflichtigen erfolgt." 

6. § 10 Abs. 2 Z 1 hat zu lauten: 
,,1. für Gebäude und sonstige unbewegliche 

Wirtschaftsgüter, soweit sie zur entgeltli­
chen ,überlassung an Dritte bestimmt sind, 
sowie für Gebäude, soweit sie nicht un­
mittelbar dem Betriebszweck dienen oder 
soweit sie nicht für Wohnzwecke betriebs­
zugehöriger Arbeitnehmer bestimmt sind," 

8. § 20 a hat zu lauten: 

,,§ 20 a. (1) Die Anschaffung (Herstellung) von 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen 
und Krafträdern, die dem Anlagevermögen zu­
geführt werden, gilt nur insoweit als betrieb­
lich veranlaßt, als die' Anschaffungskosten (Her­
stellungskosten) bei p.ersonenkraftwagen und 
Kombinationskraftwagen den Betrag von 
175000 S, bei Krafträdern den Betrag von 
42 000 S nicht übersteigen. Die vorstehende Be­
stimmung gilt sinngemäß, wenn nach den steuer~ 
lichen Vorschriften andere Werte als die tat­
sächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
anzusetzen sind. 

(2) Die gewöhnliche Absetzung für Ab­
nutzung (§ 7 Abs. 1) bei Personenkraftwagen, 
Kombinationskraftwagen und Krafträdern ist von 
den sich aus Abs. 1 ergebenden Beträgen zu 
berechnen. Die Anschaffungskosten (Herstel­
lungskosten) dürfen nur gleichmäßig auf die 
Gesamtdauer der Verwendung oder Nutzung 
verteilt werden (lineare Absetzung für Abnut­
zung). Der Bemessung d~r gewöhnlichen Ab­
setzung für Abnutzung ist. bei Personenkraft­
wagen, Kombinationskraftwagen und Krafträ~ 
dern, die vor der Zuführ:ung zum' Anlagever­
mögen noch nicht in Nutzung standen (Neufahr­
zeuge), eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
von sieben Jahren zugrunde zu legen. Die ge­
wöhnliche Absetzung für Abnutzung ist bei 
Personenkraftwagen, Kombina tio~skraftwagen 
und Krafträdern, die bereits vor der Zuführung 
zum AnIagevermög.en in Nutzung standen 
(Gebrauchtfahrzeuge), für Personenkraftwagen 
und Kombinationskraftwagen mit 25 000 S, für 
Krafträder mit 6 000 S jährlich begrenzt. 

(3) Die übrigen mit Personenkraftwagen, 
Kombinationskraftwagen und Krafträdern in 
Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben sind 
bei Kraftfahrzeugen, deren Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten die in Abs.l angeführten 
Höchstbeträge nicht übersteigen, in tatsächlicher 

2 
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Höhe zu berücksichtigen. übersteigen die An­
schaffungs- oder Herstellungskosten eines 
Kraftfahrzeuges die in Abs. 1 angeführten 
Höchstbeträge, so sind die nachgewiesenen Be­
triebsausgaben in dem Verhältnis zu kürzen, 
in dem die Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten die Höchstbeträge übersteigen. Bei in 
gebrauchtem Zustand dem Betriebsvermögen 
zugeführten Kraftfahrzeugen sind für die Er­
mittlung der absetzbaren Betriebsausgaben die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des ersten 
Erwerbers des Kraftfahrzeuges maßgebend; kön­
nen diese nicht nachgewiesen werden, so tritt 
an deren Stelle der Listenpreis im Zeitpunkt 
der erstmaligen Zulassung. 

(4) Werden Personenkraftwagen, Kombina­
tionskraftwagen und Krafträder auch für be­
triebsfremde Zwecke genutzt, so ist von den 
nach Abs. 2 und 3 zu berücksichtigenden Auf­
wendungen ein entsprechender Anteil auszu­
scheiden. 

(5) Für die Berücksichtigung von Gewinnen 
oder Verlusten, die sich beim Ausscheiden von 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen 
und Krafträdern aus dem Betriebsvermögen er­
geben, sowie von Vergütungen für Schadens­
fälle, die an Personenkraftwagen, Kombinations­
kraftwagen und Krafträdern eingetreten sind, 
sind die Bestimmungen des Abs. 3 sinngemäß 
anzuwenden. 

(6) Eine übertragung stiller Rücklagen (§ 12 
'Abs.1) auf Personenkraftwagen, Kombinations­
kraftwagen und Krafträder ist nicht zulässig. 

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind 
auf Fahrschulkraftfahrzeuge und auf Kraftfahr­
zeuge, die ausschließlich dem Zweck der gewerb­
lichen Personenbeförderung oder der gewerbli­
chen Vermietung dienen, nicht anzuwenden. 

(8) Aufwendung,en des Steuerpflichtigen für 
ausschließlich betrieblich veranlaßte Fahrten 
mit Personenkraftwagen, Kombinationskraft­
wagen und Krafträdern, die nicht zu seinem 
Betriebsvermögen gehören, sind mit den sich 
aus § 26 Z 7 lit. a ergebenden Beträgen abzu­
setzen; für Fahrten eines Dienstnehmers mit 
eigenem Kraftfahrzeug können jedoch keine 
höheren ~ Beträge abgesetzt werden, als dem 
Dienstnehmer gemäß § 26 Z 7 lit. a gezahlt 
werden. Voraussetzung ist die fortlaufende 
Führung eines Fahrtenbuches, aus dem Datum, 
Anzahl der gefahrenen Kilometer, Kilometer­
stand, Ausgangs- und Zielpunkt sowie Zweck 
jeder einzelnen betrieblichen Fahrt klar erkenn­
bar sind. 

(9) Die Bestimmung des Abs. 8 gilt nicht 
für ausschließlich betrieblich veranlaßte Taxi­
fahrten. 

(10) Die Bestimmungen der Abs. 8 und 9 
Sind auf Aufwendungen für Fahrten, die im 

Rahmen der Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z 4 
bis 7 anfallen, unbeschadet der Vorschrift des 
§ 16 Abs. 1 Z 6 sinngemäß anzuwenden." 

9 .. Dem § 24 wird als Abs. 6 angefügt: 

,,(6) Wird der Betrieb infolge Todes des 
Steuerpflichtigen oder deshalb aufgegeben, weil der 
Steuerpflichtige erwerbsunfähig ist oder das 
60. Lebensjahr vollendet hat und seine Erwerbs­
tätigkeit einstellt, dann unterbleibt auf Antrag 
abweichend von Abs. 3 bei Gebäuden, die bis 
zur Aufgabe des Betriebes vom Steuerpflichtigen 
in einer Weise genutzt worden sind, daß sie 
als Wohnsitz der Mittelpunkt seiner Lebens­
interessen waren, hinsichtlich der zum Betriebs- ~ 
vermögen gehörenden Gebäudeteile die Erfas­
sung der stillen Reserven. Voraussetzung~ ist 
weiters, daß das Gebäude weder ganz oder 
zum Teil veräußert noch ganz oder zum Teil 
einem anderen zur Erzielung betrieblicher Ein­
künfte überlassen oder überwiegend zur Ein­
kunftserzielung verwendet wird. Diese Bestim­
mung ist auf einen Gebäudeteil, auf den stille 
Rücklagen übertragen wurden oder der für 
Wohnzwecke betriebszugehöriger Arbeitnehmer 
bestimmt war und vorzeltlg abgeschrieben 
wurde, nicht anzuwenden. Wird das Gebäude 
innerhalb von fünf Jahren nach Aufgabe des 
Betriebes vom Steuerpflichtigen oder seinem 
Rechtsnachfolger veräußert, unter Lebenden un­
entgeltlich übertragen oder zur Einkunftserzie­
lung im Sinne des zweiten Satzes verwendet 
oder überlassen, dann sind die nicht erfaßten 
stillen Reserven in diesem Jahr unter Anwen­
dung des ermäßigten Steuersatzes nach § 37 
Abs. 1 zu versteuern." 

10. § 26 Z 7 hat zu lauten: 

,,7. Beträge, die den im privaten Dienst an­
gestellten Personen aus Anlaß einer Dienst­
reise als Reisewegvergütungen (Fahrtkostenver­
gütungen, Kilometergelder), Tages- und Nächti~ 
gungsgeldergezahlt werden, soweit sie die tat­
sächlichen Aufwendungen (nach Abzug der 
durch die Abwesenheit des Arbeitnehmers er"' 
zielten Haushaltsersparnisse) nicht übersteigen. 
Eine Dienstreise. liegt vor, wenn ein Arbeit­
nehmer über Auftrag des Arbeitgebers seinen 
Dienstort (Büro, Betriebsstätte, Werksgelände, 
Lager usw.) zur Durchführung von Dienstver­
richtungen verläßt oder so weit weg von seinem 
ständigen Wohnort (Familien,wohnsitz) arbeitet, 
daß ihm eine tägliche Rückkehr an seinen ständi­
gen Wohnort (Familienwohnsitz) nicht ~zu­
gemutet werden kann. Bei Arbeitnehmern, die 
ihre Dienstreise vom Wohnort aus antreten, 
tritt an die Stelle des Dienstortes im Sinne 
obiger Vorschrift der Wohnort (Wohnung, ge­
wöhnlicher Aufenthalt, Familienwohnsitz). 
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Die· Voraussetzung des ersten Satzes ist er­
füllt bei Gewährung von 

a) Kilometergeldern, wenn der Weg der 
Dienstreise. mehr als 'zwei Kilometer be­
trägt und soweit die den Bundesbedienste­
ten gewährten Sätze nicht überschritten 
werden, 

b) Tages- und Nächtigungsgeldern für In­
landsdienstreisen, soweit bei Arbeitnehmern 

mit einem ß.ruttojahresarbeitslohn 
die folgenden Sätze der 

Tagesgclder Nächtigungsgelder 

bis 80000 S ..... 150 S 90 S 

über 80000 S 
bis 100000 S 180 S 90 S 

über 100 000 S 
bis 160000 S 200 S 120 S 

über 160 000 S 
bis 220000 S 230S 145 S 

über 220000 S 280 S 145 S 

nicht überschritten werden. Zum Brutto­
jahresarbeitslohn zählen sämliche steuer­
pflichtigen und, steuerfreien Bezüge aus 
nichtselbständiger Arbeit außer der Fami­
lienbeihilfe und der Wohnungsbeihilfe. 
Die vollen Tagesgelder gelten für 24 Stun­
den. Dauert eine Dienstreise länger als 
drei Stunden, so wird für jedeangefan­
gege Stunde ein Zwölftel des Tagesgeldes, 
höchstens der volle Satz gerechnet. Ist in 
Kollektivverträgen oder Betriebsvere~n­
barungen, die auf Grund besonderer kol­
lektivvertraglicher Ermächtigungen abge­
schlossen worden sind, oder auf Grund 
aufsichts!behördlich genehmigter Dienst­
(Besoldungs)ordnungen der Körperschaften 
des öffentlichen Rechtes eine Regelung 
über die Verrechnung anteiliger Tages­
gelder enthalten, so gilt diese Regelung 
an Stelle der Vorschriften der beiden vor­
hergehenden Sätze, 

c) Tages- und Nächtigungsgeldern' für Aus­
landsdienstreisen, soweit diese - entspre­
chend den in lit. b angeführten Stufen 
des Bruttojahresarbeitslohnes - die den 
Bundesbediensteten gewährten Sätze nicht 
überschreiten. 

Zahlt der Arbeitgeber höher,e Tages- und 
Nächtigungsgelder, so sind die tatsächlichen 
Reise~ufwendungen dem Finanzamt nachzuwei­
sen und zur Berücksichtigung der Haushalts­
ersparnis um 20 vH der nachgewiesenen Auf­
wendungen zu kürzen. Die Haushaltsersparnis ' 
ist nur von den Tagesgeldern zu berechnen. Die 
Kürzung ist jedoch nicht unter den Betrag 
durchzuführen, der den vollen bzw. anteiligen 
Sätzen der obigen Tabelle bei Inlandsdienst­
reisen bzw. der den Bundesbediensteten zuste­
henden Sätzen bei Auslandsdienstreisen ent­
spricht," 

11. § 27 Abs. 2 Z 1 hat zu la~ten: 

,,1. Besondere Entgelte oder Vorteile, die neben 
den im Abs. 1 bezeichneten Einkünften 
oder 'an deren Stelle gewährt werden, wei­
ters nominelle Mehrbeträge auf Grund 
einer . Wertsicherung," 

12.§ 33 Abs. 8hat.zu lauten: 

,,(8) Die Einkommensteuer wird nicht er-
hoben, wenn Sle den ,Betrag von 900S hicht 
übersteigt. übersteigt die Einkommensteuer den 
Betrag von 900 S, dannn wird sie 

his zu einem Betrag von 930 S mit 150 S, 

bis zu emem ,Betrag von 960 S mit 200 S, 

bis zu ewern ;Betrag von 990 S mit 3005, 

bis zu emem Betrag von 1020 S mit 450S, 

bis zu emem ,Betrag 'vün 1060 S mit 650 S, 

bis zu emem 'Betrag von 1 100 S mit 9005 

erhoben." 

13. § 34 Abs. 4 und 5 haben zu lauten: 

,,( 4) Die wjrtsch~ftliche Leistungsfähighit wird 
durch außergewöhnliche Belastungen nur inso­
weit wesentlich beeinträchtigt, als die Aufwen­
dungen die zumutbare Mehrbelastung überstei­
gen. Die zumut:bare Mehl'belastung beträgt von 
dem nach Albs. 5 errechneten Einkommen 

bei einem Einkommen von Schilling 

höchstens 45000 

mehr als 45000 bis 90000 

mehr 
, 

90000 bis 180000 alS 

mehr als 180000 bis 360000 

mehr als 360000 bis 450000 

4 vH, 

5 vH, 

6 vH, 

7 vB, 
8 vB, 

mehr als 450000 9 vH; 

für den Ehegatten, wenn dem Steuerpflichtigen 
der Alleinverdienerabsetzbetrag .zusteht, und für 
jedes Kind im Sinne des § 1<19 vermindert sich 
dieser Betrag um je 1 vH dieses Einkommens. 

(5) Der Feststellung der zumutbaren Mehrhe­
lastung ist das nach ,§ 2 Abs. 2 ermittelte Ein­
kommen des Steuerpflichtigen, vermehrt um die 
steuerfreien Einkünfte und um die bei dieser 
Ermittlung abgezogenen Betdge nach § 1 O,§ 11, 
§ 18 Abs. 1 Z 4,§ 24 Abs.4, § 27 ,Abs. 4 und 5, 
§ 31 Abs. 3, § 40, § 41 Ahs. 3 und§ 104 zu­
grunde zu legen: naJbei sind steuerfreie Ein­
künfte gemäß§ 3 ,Z 9 und 10 außer Ansatz zu 
lassen." 

14. § 34 Abs. 8 hat zu lauten: 

,,(8) Mehraufwendungen des Steuerpflichtigen 
für Personen, ,tür di.e gemäß § 8 Abs. 4 des 
F~milienlastenausgleichsgesetzes 1967 erhöhte 
Familienbeihilfe gewährt wird,. sin/cl ohne Anwen­
dung der !Bestimmungen des Abs. 4 als außerge­
wöhnliche Belastung ,zu berücksichtigen." 
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15.§ 40 samt überschrift hat zu lauten: 

"Freibetrag bei bestimmten Kapitalerträgen 

§ 40. lSind die Voraussetzungen für eine Ver­
anlagungnach § 41 nicht gegeben, so ist bei der 
Veranlagung, wenn in. den .Einkünften aus Kapi­
talverniögen steuerabzugspflichtige Gewinnanteile 
aus Aktien ,QDividenden), Gewinnanteile und 
Zinsen aus Anteilen an Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften oder Zinsen aus Wandelschuld­
verschreibungen und Gewinnschuldverschreibun­
gen enthalten sind, ein Betrag bis zur Höhe 
dieser steuerabzugspflichtigen Einkünfte,höch­
stens j.edoch ein 'Betrag von 7000 S, abzuziehen. 
Untenbleibt eine Veranlagung, weil das Ein­
kommen den in§ 42 Albs. 1 Z 3 vorgesehenen 
Grenzbetrag nicht 'ÜJberstei,gt, so ist die von den 
Gewinnanteilen und Zinsen im Sinne des ersten 
Satzes einbehaltene Ka'pitalertra·gsteuer auf An­
trag des Steuerpflicht~gen zu erstatten. Der An­
trag kann bis ,zum Ende des auf den Veranla­
gungszeitraum zweillfolgenden Kalenderjahres ge­
stellt werden. Die !Erstattung ist nur durchzufüh­
ren, wenn die ,einbehaltene Kapitalertragsteuer 
den Betrag v,on 30 S Ülbersteigt." 

16. § 41 Albs. 2 Z 1 hat zu lauten: 

,,1. in den Eirrkünften aus Kapitalvermögen 
steuerabzugspflichtige Gewinnanteile aus 
Aktien'0Drvidende~), Gewinnanteile und 
Zinsen aus Anteilen an.Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossenschaften oder Zinsen aus Wan­
delschuldverschreibungen und Gewinnschuld­
verschr.eibungen enthalten sind ,und die von 
diesen Kapitalerträgen einbehaltene Kapital­
ertragsteuer den Betrag von 30 S übersteigt 
oder" 

17. § 41 Abs. 3 letzter SatJz hat zu lauten: 

"Sind in den :Einkünften aus Kapitalvermö­
gen sreuerabzugspflfchtige Gewinnanteile aus 
Aktien (,Dividenden), Gewinnanteile und Zin­
sen aus Anteilen an Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften oder Zinsen aus Wandelschuld­
verschreilbungen und Gewinnschuldverschreibun­
gen enthalten, so' ist von diesen ein Betrag bis 
zur. Höhe dieser steuerab.zugspflicht~gen Ein­
künfte, höchstens jedoch ein Betrag von 7000 S, 
abzuziehen. " 

18. § 41 Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Bei der Ermittlung der Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit sind Bezüge, die nach 
§ 67 Abs. 1 ,oder § 68 Ahs. 1 steuerfrei bleiben 
oder mit den festen -Sätzen der I§§ 67 oder 68 
oder mit den Pauschsätzen des§ 69 zu versteuern 
waren, nicht zu berücksichtigen. Die sich sodann 
ergebenden ,Einkünfte sind um die beim Steuer­
abzug vom Arbeitslohn berücksicht~gten Hinzu­
rechnungsbeträg.e gemäß § 75 zu erhöhen." 

19.§ 42 Abs. 1 Z 3 hat 'zu lauten: 

,,3. das Einkommen mehr als 24700 S betragen 
hat und darin Ei'nkünfte im Sinne des § 41 
,Albs. 1 Z 1 von mehr als 10000 S enthalten 
sind oder" 

20. § 45 Albs. 3 hat zu lauten: 

,,{3) Bereits fällig gewordene Vorauszahlungs­
teilbeträge werden durch eine .Änderung in der 
Höhe der Vorauszahlung (Abs. 1) nicht berührt. 
Dies .gilt auch für den innerhalb eines Monates 
ab Bekanntgabe eines Bescheides über die Erhö­
hung der Vorauszahlung fällig ,werdenden Vor­
auszahlul1igstei1betrag. Der Unterschiedsbetrag ist 
anläßlich der ,der .Änderung nächstfolgenden 
Viertel~ahresfälligkeit(Abs. 2), !in den Fällen, 
des zweiten SaLzes anläßlich: der der .Änderung 
zweitfolgenden Vierteljahresfälli~keitauszuglei­
chen. Unterschiedsbetrag ist die Differenz zwi­
scheri einem V'iertel der im laufenden Kalender­
jahr bis zur .Änderung gült~g gewesenen V or­
auszahlung und einem Viertel der neu festge­
setzten Vorauszahlung, vervielfacht mit der Zahl 
der von der .Änderung nicht bel1ührten Voraus­
zahlungstei]beträge. Nach .dem 30. .september 
darf das Finanzamt Bescheide über die .Änderung 
der Vorauszahlul1ig für das laufende Kalender­
jahr nicht mehr erlassen; dies gilt nicht für 
Bescheildeauf Grund eines Antrages, den der 
Steuerpflichtige his zum 30. September gestellt 
hat, sowie für eine .Änderung in einem Rechts­
mittelverfahren. Eruolgt die ,Bekanntgabe von 
Bescheiden ÜJberdie Erhöhung oder die erstmalige 
Festsetzung der Vorauszahlung nach dem 10. No­
vember, dann ist der Unterschiedsbetrag (der 
Jahresbetrag der Vorauszahlung) innerhalb eines 
Monates nach IBekanntgabe des Bescheides zu 
entrichten. Erfolgt die Bekanntgabe eines Be­
scheides über die Herabsetzung der Vorauszah­
lung nach dem 10. Dezember, dann ist der Unter­
schieIdsbetrag gutzuschreiben." 

21. § 48 Abs. 3 hat .zu lauten: 

,,(3) Für Arbeitnehmer, die als Einkünfte 
aus nichtselbständkger Arbeit ausschließlich eine 
Pension von einer Gebietskörperschaft oder eine 
Pension aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
oder einen gleichartigen Bezug aus Versorgungs­
und Unterstützung.seinrichtungen der Kammern 
der :seLbständig ErweI1hstäti\gen beziehen, behält 
die Lohnsteuerkarte in der Regel ohne Rücksicht 
auf den allgemeinen Geltungszeitraum ihre Gül­
tigkeit dauernd (Dauerlohnsteuerkarte), sofern 
nicht der Bundesminister für Finanzen aus Grün~ 
den der Kontrolle die Anordnung trifft, daß 
Dauerlohnsteuerkarten für bestimmte. Gruppen 
von AI1beitnehmern neu auszuschrei<ben sind." 

22. Im§ 67 ,Albs. 1 tritt im vorletzten Satz 
anstelle des Betrages von 100 S der Betrag von 
130 S. 
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23. § 71 zweiter Satz hat zu lauten: I 28. § 106 Abs. 1 .hat zu lauten: 

"Dies gilt auch, wenn vom seLben Arbeitgeber ,~(1) Dem Steuerpflichtigen ist auf Antrag ein 
neben Bezügen und Vorteilen aus einem beste- Freibetrag (Albs. 3) zur Abgeltung etwaiger außer­
henden oder früheren DienstverihältnilS Bezüge gewöhnlicher Belastungen, die durch eine Kör­
oder Vorteile im· Sinne des § 25 Albs. 1 Z 1 perbehinderung des Steuerpflichtigen und, wenn 

. oder 2 für frühere Dienstverhältnisse, Pensionen dem Steuerpflichtigen der Alleinverdienerabsetz­
und gleichartige Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 betrag zusteht, seines nicht dauernd getrennt 
Z 3 ,oder Bezüge bzw. Ruhe(Versorgungs)bezüge lebenden Ehegatten veranlaßt sind, zu gewähren. 
im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 4 gezahlt werden." Als Körperrbehinderunggilt auch eine geistige 

24. § 72 Ab's. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Das Wohnsitzfinanzamt .des Arbeitneh­
mers hat einen Jahresausgleich von Amts wegen 
durchzuführen, wenn im Kalenderjahr steuer­
pflichtige Einkünfte zumindest zeitweise gleich­
zeitig von Izwei 'Oder mehreren Arbeitgebern 
(§ 47) bezqgen worden .sind; deren Summe 
[00000 S übersteigt. Dies. gilt auch, wenn ein 
Arbeitnehmer Viom selben Arbeitgeber mehrere. 
Be,züge im Sinne des § 71 ~weiter Satz erhalten 
hat, deren Summe 100000 S Ülbersteigt.iur 
Durchführung des Jahresausgleiches haben die 
Arbeitgebtlr dem jeweiligen Wohnsitzfinanzamt 
ohne AuJHorderuI1ig bis zum 31. März des f101-
genden Kalenderjalhres einen Lohnzettel (§ 84) 
für jene Allbeitnehmer zu ubergeben, die keine 
oder eine Zweite (Dritte usw.) Lohnsteuerkarte 
vorgelegt !halben." 

25.Im§ 73 Abs. 2 ist am Ende der Z 5 ein 
Beistrich zu .setzen und folgende Z 6 neu anzu­
fügen: 

,,6. auf der Lohnrsteuerkarte nicht eingetragene 
Frei:betr~ge, die der Al'beitnehmer bei 
DurchfÜlhrung eines Jahresausgleiches von 
Amts wegen (,§ 72 Abs. 3) geltend macht," 

. 26. § 82 Abs. 2 Z 4hatzu lauten: 

,,4. Freibeträge wegen Werbungskosten, Son­
derausgaben oder außel1gewöhnlicher Bela­
stung auf der Lohnsteuerkarte für künftige 
LQhnza.h1ungszeiträume eingetragenWlonden 
sind und sich nachträglich ergibt; daß die 
-betreffenden AufwenduI1igen nicht in der 
berücksichtigten Höhe getätigt worden sind." 

27. § 93 Abs.2 hat zu lauten: 

,,(2) Steuerabzugspflichtige Kapitalerträge sind 
auch besondere' Entgelte oder Vorteile, die 
neben den im' Abs. 1 be'zeichneten Kapital­
erträgen oder an deren Stelle gewährt 
werden. Zu den besonderen Entgelten 
oder Vorteilen 'gehören' insbesondere Freianteile, 
Genußrecht,e, Sachleistungen, Boni und ähnliche 
Kapitalerträge, weiters nominelle Mehrbeträge 
auf Grund ,einer Wertsicherung. Bestehen die 
Kapitalerträge nicht in Geld, so sind sie mit den 
üblichen Mittelpreisen des Verbrauchsortes anzu­
setzen (§ 15 Abs. 2)." 

Behinderung. " 

29. § 106 Albs. 2 Z 1 hat zu lauten: 

,,1 .. bei Kriegsbeschädigten, Präsenzdienstpflichti~ 
,gen, Opfern von Vel'brechen und Invaliden 
nach dem Invali,deneinstellungsgesetz 1969, 
BGBI. N r. 22J.1970, das Lande.sinv.aliden-
amt," 

30. § 106 Abs. 4 ihat zu lauten: 

,,( 4) Wird an Stelle des Freibetrages gemäß 
Abs. 3 die tatsächliche außergewöhnliche Bela­
stung aus dem Titel der Körpellbehinderung gel­
tend gemacht, dann ist § 34 Abs. 4 nicht anzu­
wenden." 

31. Im § 106 a Abs.,3 tritt an die Stelle des 
Betrages von 60 000 S der Betrag von, 85 000 S, 
an die Stelle des Betrages v.on 17000 S der Be­
trag von 20 000' S und an die Stelle des Betrages 
von 5 000 S der Betrag von 6 500 S. 

32. § 106 a Abs. 6 hat zu lauten: 

,,(6) Als Einkommen gilt 

1. bei Personen, die zur Einkommensteuer 
veranlagt werden, das durchschnittliche Ein­
kommen nach § 34 Abs. 5 der drei letzt­
veranlagten Kalenderjahre. Bei der. Ermitt­
lung dieses Einkommens sind jedoch Pflege­
oder Blindenzulagen (Pflege- oder Blinden~ 
gelder, Pflege- oder Blindenbeihilfen) und 
Hilflosenzuschüsse (Hilflosenzulagen) außer 
Ansatz zu lassen, 

2. bei Personen, die nicht zur Einkommen-' 
steuer veranlagt werden, das Einkommen 
nach ,§ 34 Abs. 5 des letztvorangegangenen 
Kalenderjahres. Der zweite Satz der Z 1 
gilt sinngemäß." 

33. Die bei den letzten Sätze des § 122 Abs. 3 
haben zu lauten: 

"Ausgenommen von dieser vorzeitigen. Ab­
schreibung. sind Gebäude und sonstige unbeweg­
liche Wirtschaftsgüter, soweit sie zurentgeltlicl1en 
Überlassung an Dritte bestimmt sind, sowie Ge­
bäude, soweit sie nicht unmittelbar dem Betriebs­
zweck dienen. Die übrigen Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes über die vorzeitige Abschreibung 
gelten sinngemäß." 
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Artikel II 

1. Die Bestimmungen des· Art. I Z 1 bis 7, 
9 bis 19, 21, 22 und 24 bis 30 sind anzuwenden, 

a) wenn die Einkommensteuer veranlagt 
wird, erstmalig bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 1981, 

b) wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
durch Abzug eingehoben oder durch J ah­
resausgleich festgesetzt wird, für Lohnzah­
lungszeiträume, die nach dem 31. Dezem­
ber 1980 enden. 

2. Abweichend v,on Z 1 sind die Bestimmungen' 
des Art. I Z 4 hinsichtlich Umweltschutzanlagen 
und Mitbenützungsrechten an solchen Anlagen 
erstmalig auf im Wirtschaftsjahr 1981 (1980/81) 
angeschaffte oder hergestellte Umweltschutz an­
lagen anzuwenden. 

3. Die Bestimmungen des Art. I Z 8 sind hin­
sichtlich der Abs. 1 und 2 des§ 20 a erstmalig auf 
Fahrzeuge anzuwenden, die nach dem 31. Dezem­
ber 1980 dem Anlagevermögen zugeführt w~r­
den. 

Für Fahrzeuge, die vor dem 1. Jänner 1981 
dem Anlagevermögen zugeführt worden sind, 
ist die auf 1981 und di~ Folgejahre nach Maß­
gabe der Resmutzungsdauer eInfallende Abset­
zung für Abnutzung nach den Bestimmungen 
des Art. I Z 8 mit höchstens 25000 S (6000 S) 
jährlich zu berücksichtigen. Zur Ermittlung der 
Restnutzungsdauer sind von der sich aus § 20 a 
Abs. 2 EStG 1972 ergebenden Nutzungsdauer 
die bisherigen Jahre der Nutzung abzuziehen. 
Bei Gewinnermitdung nach einem vom Kalen­
derjahr abweichenden W,irtschaftsjahr ist im Wirt­
scha,ftsjahr 1980/81 die Absetzung für Abnutzung 
für die in das Kalenderjahr 1980 fallenden Monate 
anteilsmäßig vom Jahresbetrag von höchstens 
19 000 S (4 800 $) und für die in das Kalenderjahr 
1981 fallenden Monate anteilsmäßig vom Jahres­
betrag von höchstens 25 000 S (6 000 S) zu be­
rechnen; § 7 Abs. 1 zweiter Satz' EStG 1972 ist 
nicht anzuwenden. 

Die Bestimmungen des Art. I Z 8 sind hinsicht­
licil der Abs. 3 bis 10 des § 20 a ab der Veran­
lagung 1981 bzw. für Lohnzahlungszeiträume, 
die nach dem 31. Dezember 1980 enden, anzu­
wenden. Bei einem vom Kalenderjahr abweichen­
den Wirtschaftsjahr sind diese Bestimmungen 
erstmalig auf Betriebsausgaben sowie auf Vor­
gänge im Sinne des § 20 a Abs. 5 anzuwenden, 
die in das Kalenderjahr 1981 fallen. 

Bei der Ermittlung der Gewinne oder Ver­
luste im Sinne des § 20 a Abs. 5- sind die An­
schaffungs- oder Herstellungskosten im Sinne des 
§ 20 a Abs. 1 in der Fassung dieses Bundesge­
setzes um die bisher berücksichtigten Beträge für 
Absetzung für Abnutzung zu vermindern. 

4. Die Bestimmungen des Art. I Z 20 sind 
erstmalig auf nach dem 31. Dezember 1981 fällig 
werdende Vorauszahlungsteilb~träge anzuwenden. \ 

5. Die Bestimmungen des Art. I Z 23 sind für 
Lohnzahlungszeiträume anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1972 enden. 

6" Die Bestimmungen des Art. I Z 31 sind 
erstmalig für Zeiträume nach dem 31. Dezember 
1980 anzuwenden. . 

7. Die Bestimmungen des Art.' I Z 32 sind erst­
malig für Zeiträume nach dem 31. Dezember 
1974 anzuwenden. 

ABSCHNITT II 

Ums atz s te u erg e set z 1972 

Artikel I 

Das Umsatzsteuergesetz 1972, BGBI. Nr.223, 
in der Fassung der Bundesgesetze BGBI. Nr. 27/ 
1974, 636/1975, 143/1976, 666/197~ 645/1977, 
101/1979 und 550/1979 wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 4 Z 2 hat zu lauten: 

,,2. die Tätigkeit des Bundes, soweit sie in der 
Beförderung von Personen im Linien-· und 
Gelegenheitsverkehr sowie in der Lieferung 
von Fernsprech-Nebenstellenanlagen durch 
die Post oder in der Duldung der Benüt­
zung von Bundesstraßen gegen ein bundes­
gesetzlich vorgesehenes Entgelt besteht." 

2. § 4 Abs. 3 letzter Satz hat zu lauten: 

"Als durchlaufender Posten ist auch der Er­
werbspreis eines im Inland ausschließlich zum 
Zweck der gewerblichen Weiterveräußerung er­
worbenen gebrauchten Kraftfahrzeuges zu.be~ 
handeln, wenn der Lieferer (Veräußerer) nach 
§ 11 Abs. 1 nicht berechtigt war, eine Rech­
nung auszustellen, 1ll der die Steuer gesondert 
ausgewiesen ist." 

3. § 5 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 5. (1) Der Umsatz wird bei der Einfuhr 
(§ 1 Abs. 1 Z 3) nach dem Zollwert (§ 2 des 
Wertzollgesetzes 1980) der eingeführten Ware be­
messen." 

4. § 5 Abs. 3 und 4 haben zu lauten: . 

,,(3) Ist ein Gegenstand in den Fällen der 
§§ 35 Abs. 1 lit. a, 42 Abs. 2, 88 und 90 des 
Zollgesetzes 1955 oder in einem anderen nach 
dem Zollgesetz 1955 zulässigen Ausgangsvot­
merkverkehr ausgeführt, im Ausl~nd für den 
Ausführer ausgebessert oder veredelt und von 
dem Ausführer oder für ihn wieder eingeführt 
worden, so wird der Umsatz bei der Einfuhr 
nach dem für die Ausbesserung oder Veredlung 
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zu zahlenden Entgelt, falls aber ein solches Ent­
gelt nicht gezahlt wird, nach der durch die Aus­
besserung oder Veredlung eingetretenen Wert­
steig,erung bemessen. 

(4) Maßgebend ist auch bei Heranziehung des 
Entgeltes oder der Wertsteigerung als Bemes­
sungsgrundlage der gemäß § 6 des Zollgesetzes 
1955 für die Anwendung der zolltarifarischen 
Bestimmungen maßgebende Zeitpunkt. Werden 
die eingeführten Gegenstände bereits im Ausland. 
an einen inländischen Abnehmer geliefert (§ 3 
Abs. 8), so ist von dem vom inländischen Ab­
nehmer - im Falle mehrerer inländischer Abneh­
mer (z. B. Reihengeschäft) von dem vom letzten 
inländischen Abnehmer - zu zahlenden Ent­
gelt oder, wenn der Umsatz nach dem Zollwert 
zu bemessen ist, von einem Zollwert auszugehen, 
für dessen Ermittlung dieser (letzte) inländische 
Abnehmer als maßgebend anzusehen ist." 

5. § 5 Abs. 6 und 7 haben zu lauten: 

,,(6) Auf die Umrechnung von Entgelten in 
fr,emder Währung finelet § 10 des Wertzollge­
setzes 1980 sinngemäß Anwendung. 

(7) Die Umsatzsteuer (Einfuhrumsatzsteuer) 
gehört nicht zur Bemessungsgrundlage." 

6. In § 6 Z 15 hat an die Stelle des Punktes 
ein Strichpunkt zu treten. Als neue Z 16 ist 
anzufügen: 

,,16. die Umsätze der Pflege- und Tagesmütter 
oder Pflegeeltern, die regelmäßig mit der 
Betreuung, Erziehung, Beherbergung und 
Verköstigung von Pflegekindern verbunden 
sind." 

7. § 10 Abs. 2 Z 4, 5 und 6 haben zU lauten: 

,,4. die Lieferungen und den Eigenverbrauch von 
Wein aus frischen Weintrauben (Nummer 
22.05 B des Zolltarifes), der innerhalb eines 
landwirtschaftlichen Betriebes im Inland er­
zeugt wurde, soweit der Einheitswert der 
weinbaumäßig genutzten Fläche' 300 000 S 
nicht übersteigt und der Erzeuger den Wein 
im Rahmen seines landwirtscl-taftlichen Be­
triebes liefert. Dies gilt nicht für die Liefe­
rungen und den Eigenverbr;uch von Wein, 
der aus erworbenen Trauben (Maische) oder 
erworbenem Most (Sturm) erzeugt wurde 
oder innerhalb der Betriebsräume, ein­
schließlich der Gastgärten, ausgeschenkt wird 
(Buschenschank) ; 

5. die Vermietung und Verpachtung von 
Grundstücken, von Berechtigungen, auf 
welche die Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts über Grundstücke Anwendung fin­
den, und von staatlichen Hoheitsrechten, 
die sich auf die Nutzungen von Grund und 
Boden beziehen; die überlassung der Nut-

zung an Wohnungen, Geschäftsräumen und 
anderen Räumlichkeiten auf Grund von 
Nutzungsverträgen ist als Vermietung oder 
Verpachtung von Grundstücken anzusehen. 
Nicht begünstigt sind jedoch die Vermietung 
und Verpachtung von Maschinen und son­
stigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer 
Betriebsanlage gehören, auch wenn sie 
wesentliche Bestandteile eines Grundstückes 
sind, sowie eine als Nebenleistung erbrachte 
Lieferung von Wärme. 

Die Begünstigung erstreckt sich auch auf 
die Beherbergung in eingeflichteten Wohn­
und Schlafräumen und die regelmäßig damit 

. verbundenen Nebenleistungen (ausgenom­
men Beheizung), wobei als Nebenleistung 
auch die Verabreichung eines ortsüblichen 
Frühstüd~s anzusehen ist, wenn der Preis 
hiefür im Beherbergungsentgeltenthalten 
ist. Die Begünstigung gilt überdies für die 
Nutzung von Grundstücken und eingerich­
teten Räumlichkeiten, die einen Eigenver­
brauch iin Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 dar­
stellt; 

6. die Leistungen von Personen vereinigungen 
zur Erhaltung, Verwaltung öder zum Betrieb 
der in ihrem gemeinsamen Eigentum ste­
henden Teile und Anlagen einer Liegen­
schaft, an der Wohnungseigentum besteht. 
Nicht begünstigt sind jedoch Leis.tungen, die 
sich auf die Lieferung von im § 10 Abs. 5 
aufgezählten Gegenständen beziehen;" 

8. § 10 Abs. 2 Z 12 hat zu lauten: 

,,12. die Leistungen der Körperschaften, Perso­
nenveremtgungen und Vermögensmassen, 
die gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch­
lichen Zwecken dienen (§§ 34 bis 38 der 
Bundesabgabenordnung), soweit diese Lei­
stungen nicht unter§ 6 Z 15 fallen. Dies 
gilt nicht für Leistungen, die im Rahmen 
eines land- und forstwirtschaftlichen Betrie­
bes, eines Gewerbebetriebes oder eines wirt­
schaftlichen Geschäftsbetriebes' im Sinne des 
§ 45 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung aus­
geführt werden, für die steuerpflichtige Lie­
ferung von Gebäuden oder Gebäudeteilen, 
von Gegenständen, die in der Anlage B oder 
im § 10 Abs. 5 aufgezählt sind, sowie für 
eine als Nebenleistung erbrachte Lieferung 
von Wärme;" 

9. § 10 Abs. 2 Z 20 hat zu lauten: 

,,20. die im eigenen Namen und für fremde 
Rechnung erbrachten Leistungen der Reise­
und Theaterkartenbüros, soweit sie in der 
Besorgung von Leistungen bestehen, die dem 
ermäßigten Steuers atz unterliegen oder ge­
mäß § 6 Z 15 steuerfrei sind;" 
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10. § -10 Abs. 4 hat, zu lauten: 

,,(4) Die Steuer erhöht sich auf 30 vH für 
die Lieferungen, die Vermietung, den Eigenver~ 
brauch und die Einfuhr der in der Anlage B 
aufgezählten Gegenstände. Dies gilt nicht für die 
Lieferungen, die Vermi,etung und den Eigenver­
brauch von gebrauchten Kraftfahrzeugen, die vor 
dem 1. Jänner 1978 erstmalig im Inland zum 
Verkehr zugelassen worden sind, oder für die 
Lieferungen von Kraftfahrzeugen, "{enn bei Er­
mittlung der Bemessungsgrundlage die Bestim-· 
mung des§ 4 Abs. 3 letzter Satz in Anspruch 
genommen werden kann." 

11. Dem § 10 ist folgender Abs. 5 anzufügen: 

,,(5) Die Steuer ermäßigt sich auf 13 vH für 
die Lieferungen, den Eigenverbrauch und die 
Einfuhr v.on 

1. festen mineralischen Brennstoffen, ausge­
nommen Retortenkohle (Nummern 27.01, 
27.02, 27.03 B und aus Nummer 27.04 
des Zolltarifes); 

2. Petroleum und Heizölen (Nummer 27.10 C 
und E des Zolltai'ites), sowie zum Verheizen 
bestimmtem Gasöl im Sinne des Gaso1-
Steuerbegünstigungsgesetzes BGBl. Nr. 259/ 
1966 (aus Nummer 27.10 D des Zolltarifes); 

3. Gasen und elektrischer Energie (Num­
mern 27.05/1, 27.11 und 27.17 des Zoll­
tarifes); 

4. Wärme." 

J2. § 12 Abs. 8 hat zu lauten: 

. ,,(8) Die Träger der Sozialversicherung und 
ihre Verbände, die Krankenfürsorgeeinrichtun­
gen im Sinne des § 2 Abs.1 Z 2 des Beamten­
Kranken- und Unfallversicherungs gesetzes, BGBl. 
Nr. 200/1967, und die Träger des öffentlichen 
Fürsorgeweserts sind zum Vorsteuerabzug auch 
dann berechtigt, wenn die Rechnung für eine 
von einem anderen Untenlehmer erbrachte Lei­
stung, die dem Versicherten oder Hilfeempfän­
ger auf Grund gesetzlicher oder satzungsmäßiger 
Vorschriften als Sachleistung gewährt werden 
könnte, auf den Namen des Versicherten oder des 
Hilfeempfängers lautet. Die in einer solchen Rech­
nung ausgewiesene Vorsteuer ist insoweit ab­
ziehbar, als sie auf den dem Rechnungsempfänger 
gewährten Kostenersatz entfällt." -

13. § 12 Abs. 10 hat zu lauten: 

,,(10) Ändern sich bei einem Gegenstand, den 
der Unternehmer in seinem Unternehmen als 
Anlagevermögen verwendet oder nutzt; in den 
auf das Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
folgenden vier Kalenderjahren die Verhältnisse, 
die für den Vorsteuerabzug maßgebend waren, 
so ist für jedes Jahr der Änderung ein Ausgleich 

durch eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges 
durchzuführen. Dies gilt sinngemäß für Vor­
steuerbeträge, die auf nachträgliche Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten, aktivierungs­
pflichtige Aufwendungen oder bei Gebäuden auCh 
auf Kosten von Großreparaturen entfallen, wo­
bei der Berechtigungszeitraum vom Beginn des 
Kalenderjahres an zu laufen beginnt, das dem 
Jahr folgt, in dem die diesen Kosten und Auf­
wendungen zugrunde liegenden Leistungen an 
den Unternehmer ausgeführt worden sind. Bei 
Grundstücken im Sinne des § 2 des Grunder­
werbsteuergesetzes 1955 (einschließlich der akti­
vierungspflichtigen Aufwendungen und der 
Kosten von Großreparaturen) tritt an die Stelle 
des Zeitraumes von vier Kalenderjahren ein sol­
cher von neun Kalenderjahren. Bei der Berich­
tigung, die jeweils für das Jahr der Änderung 
zu erfolgen hat, ist für jedes Jahr der Änderung 
von einem Fünftel, bei Grundstücken (einschließ­
lich der aktivierungspflichtigen Aufwendungen 
und der Kosten von Groß reparaturen) von einem 
Zehntel der gesamten auf den Gegenstand, die 
Aufwendungen oder Kosten entfallenden Vor­
steuer auszugehen; im Falle der Veräußerung ist 
die Berichtigung für den restlichen Berichtigungs­
zeitraum spätestens in der letzten Voranmeldung 
des Veranlagungszeitraumes vorzunehmen, 1ll 

dem die Veräußerung erfolgte." 

14. § 17 Abs. 2 und 3 haben zu lauten: 

,,(2) Das Finanzamt hat auf Antrag zu ge­
statten, daß ein Unternehmer, dessen Gesamt­
umsatz in einem der beiden vorangegangenen 
Kalenderjahre nicht mehr als 1,5 Millionen 
Schilling betragen hat, die Steuer nach den 
vereinnahmten Entgelten berechnet. Der Antrag 
kann auf einen von mehreren Betrieben des­
selben Unternehmers beschränkt werden. 

(3) Die Bewilligung zur Istbesteuerung nach 
Abs. 2 erlischt, wenn der Gesamtumsatz in zwei 
aufeinanderfolgenden Kalenderjahren 1,5 Millio­
nen Schilling überstiegen hat, mit Ablauf die­
ses Zeitraumes." 

15. § 21 Abs. 1 bis 8 haben zu lauten: 

,,§ 21. (1) Der Unternehmer hat - soweit 
nicht Abs. 6 gilt - spätestens am zehnten 
Tag (Fälligkeitstag) des auf einen Kalender­
monat (Voranmeldungszeitraum) zweitfolgenden 
Kalendermonates eine Voranmeldung bei dem für 
die Einhebung der Umsatzsteuer zuständigen 
Finanzamt einzureichen, in der er die für den 
Voranmeldungszeitraum zu entrichtende Steuer 
(Vorauszahlung) oder den auf den Voranmel­
dungszeitraum entfallenden überschuß unter 
entsprechender Anwendung des § 20 Abs. 1 
und .2 und des§ 16 selbst zu berechnen hat. 
Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung. Der 
Unternehmer hat eine sich ergebende Voraus-

457 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 67

www.parlament.gv.at



457 der 'Beilagen 

zahlung spätestens am Fälligkeitstag zu entrich­
ten. Die Vorauszahlung und der überschuß 
sind Abgaben im Sinne der Bundesabgabenord­
nung. Ein vorangemeldeter überschuß ist gut­
zuschreiben, sofern nicht Abs. 3 zur Anwen­
dung . gelangt. Die Gutschrift wirkt auf den 
Tag der EinreichJng der Voranmeldung, frühe­
stens jedoch auf den Tag nach Ablauf des Vor-

I 
anmeldungszeitraumes, zurück. Solange sich 
innerhalb ,eines I Veranlagungszeitraumes für 
einen Voranmeldungszeitraum keine Voraus­
zahlung ergibt, ~ntfäIIt die Verpflichtung zu~ 
Abgabe einer Voranmeldung. 

(2) Für Unternehmer, deren Umsätze nach 
§ 1 Abs. 1 Z 1 und 2 im vorangegangenen 
Kalenderjahr 300 000 S nicht überstiegen haben, 
ist das Kalenderv~ierteljahr der Voranmeldungs­
zeitraum; der Urluernehmer kann jedoch durch 
.fristgerechte Abg~be einer Voranmeldung für 
den ersten Kalen:dermonat eines Veranlagungs­
zeitraumes mit Wirkung für den ganzen Ver­
anlagungszeitrauni den Kalendermonat als Vor­
anmeldungszeitraum wählen. Diese Regelung gilt 
nicht, wenn der Unternehmer im vorangegange­
nen Kalenderjahr keine Umsätze nach § 1 Abs. 1 

-Z 1 und 2 ausgeführt hat. 

(3) Wenn der IUnternehmer die Einreichung 
der Voranmeldung unterläßt oder wenn sich 
die Voranmeldudg als unvollständig oder die 
Selbstberechnung ~ls nicht richtig erweist, so hat 
das Finanzamt die Steuer festzusetzen.' Eine 

I 
Festsetzung kann nur solange erfolgen, als 
nicht ein den V6ranmeldungszeitraumbeinhal­
tender Veranlagungs bescheid erlassen wurde. 
Eine festgesetzte Vorauszahlung hat den im 
Abs. 1 genannten Fälligkeitstag. Die Gutschrift 
eines festgesetzen überschusses wirkt bis zur 
Höhe des vorangemeldeten überschußbetrages 
auf den Tag der Einreichung der Voranmeldung, 
frühestens jedocH auf den Tag nach Ablauf 
des Voranmeldubgszeitraumes, zurück. Führt 
eine Festsetzung ~ur Verminderung eines über­
schusses, so gilt I als Fälligkeitstag der Nach­
forderung der Zeitpunkt, in dem die Gutschrift 
des überschusses wirksam war. 

(4) Der Unternehmer wird nach Ablauf des 
Kalenderjahres oder des kürzeren Veranlagungs­
zeitraumes (§ 20 Abs. 3) zur Steuer veranlagt. 
Er hat für das labgelaufene Kalenderjahr eine 
Steuererklärung abzugeben. Ergibt sich aus einer 
vor Ergehen des I Veranlagungsbescheides einge­
brachten Steuererklärung für den Veranlagungs~ 
zeitraum eine RJstschuld, so gilt für diese der 
gleiche FälligkeitJtag wie der für eine Voraus­
zahlung des letiten Voranmeldungszeitraumes 
im Veranlagungszeitraum. Ergibt sich aus einer 
vor Ergehen des Veranlagungsbescheides einge­
brachten Steuererklärung ein Unterschiedsbetrag 
zugunsten des Unternehmers, so ist dieser Be-

trag als Gutschrift zu behandeln. Diese Gut­
schrift wirkt auf den Zeitpunkt der Abgabe der 
Steuererklärung zurück. 

(5) Führt die Veranlagung zu einem Unter­
schiedsbetrag zu Lasten des Unternehmers, so 
ist dieser Betrag binnen eines Monates nach Be­
kanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten 
(Abschlußzahlung). Die Verpflichtung, rückstän­
dige Vorauszahlungen schon früher zu entrich­
ten, bleibt unberühr,t. Ergibt sich durch die Ver­
anlagung ein Unterschiedsbetrag zugunsten des 
Unternehmers, so ist dieser ~etrag als Gut­
schrift zu behandeln, die mit Bekanntgabe des 
Bescheides wirksam wird. 

(6) Unternehmer, deren Umsätze nach § 1 
Abs. 1 Z 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 
40000 S nicht übersteigen, sind von der Ver­
pflichtung, eine Steuererklärung (Voranmeldung) 
abzugeben und die Steuer zu entrichten, befreit. 
Die Bestimmungen des § 12 über den Vorsteuer­
abzug finden keine Anwendung. Unberührt 
bleibt jedoch die Verpflichtung zur Entrichtung 
der Einfuhrumsatzsteuer sowie einer nach § 11 
Abs. 12 und 14 und§ 20 Abs. 4 geschuldeten 
Steuer; das gleiche gilt für Steuerbeträge, die 
sich im Falle des Abs. 8 letzter Satz aus der 
sinngemäßen Anwendung der Bestimmungen des 
§ 12 Abs.10 bis 12 ergeben, sowie für Be­
richtigungen nach § 16, die Zeiträume betreffen, 
in denen die allgemeinen Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes Anwendung gefunden haben. 

(7) Im Falle des Abs. 6 erster Satz findet eine 
Veranlagung nur dann statt, wenn eine Steuer­
erklärung (Voranmeldung) eingereicht worden 
ist oder Vorauszahlungen für den Veranlagungs­
zeitraum entrichtet oder festgesetzt worden sind 
oder Steuerbeträge nach § H Abs.12 und 14 
geschuldet werden oder Berichtigul1igen nach 
§ 12 Abs. 10 bis 12 oder § 16 vorzunehmen sind; 
hat eine Veranlagung stattzufinden, so ist nur 
eine Steuer festzüsetzen, die sich nach § 11 
Abs. 12 und 14, § 12 Abs. 10 bis 12 oder § 16 
ergibt. 

(8) Der Unternehmer kann bis zum Ablauf 
des dem Veranlagungszeitraum folgendeIl Kalen­
derjahres gegenüber dem Finanzamt schriftlich 
erklären, daß er auf die Anwendung des Abs. 6 
verzichtet und seine Umsätze nach den allge­
gemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes ver­
steuern will. Diese Erklärung bindet den Unter­
nehmer mindestens für fünf Kalenderjahre. Sie 
kann nur mit Wirkung vom Beginn eines Kalen­
derjahres an widerrufen werden. Der Wider­
ruf ist spätestens bis zum Ablauf des ersten 
Kalendermonates nach Beginn dieses Kalender­
jahres zu erkÜiren. Im Falle des übenganges von, 
der Besteuerung nach den allgemeinen Vorschrif­
ten dieses Bundesgesetzes zur Besteuerung nach 
Abs. 6 und 7 sind die Bestimmungen des § 12 
Abs. 10 bis 12 sinngemäß anzuwenden." 

3 
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16. § 22 Abs. 1 und 2 haben zu lauten: 

,,§ 22. (I) Bei nichtbuchführungspflichtigen 
Unternehmern, die Umsätze im Rahmen eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes aus­
führen, wird die Steuer für diese Umsätze mit 
8 vH der Bemessungsgrundlage festgesetzt. Die 
diesen Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuer­
beträge werden in gleicher Höhe festgesetzt. Die· 
Bestimmungen des § 6 Z 7 bis 16 und des § 11 
sind anzuwenden. Im Falle des überganges von 
der Besteuerung nach den allgemeinen Vorschrif­
ten dieses Bundesgesetzes zur Besteuerung nach 
Abs. 1 bis 5 gelten die Bestimmungen des § 12 
Abs. 10 und 11 sinngemäß; weiters sind Be­
richtigungen nach § 16 vorzunehmen, die Zeit­
räume betreffen, in denen die allgemeinen V or­
schriften dieses Bundesgesetzes Anwendung ge­
funden haben. 

(2) Für die Lieferungen und den Eigenver-. 
brauch der in der Anlage A nicht angeführten 
Getränke und alkohoLischen Flüssigkeiten ist eine 
zusätzliche Steuer von 10 vH der Bemessungs­
grundlage zu entr,ichten; diese zusätzliche Steuer 
entfällt bei Zutreffen der im § 10 Abs. 2 Z 4 an­
geführten Voraussetzungen für die Lieferungen 
und den Eigenverbrauch von Wein aus frischen 
Weintrauben. Für diese zusätzliche Steuer sowie 
für Steuerbeträge, die nach § 11 Abs. 12 und 14 
oder § 12 Abs: 10 und 11 geschuldet werden 
oder die sicll nach § 16 ergeben, gelten die all­
gemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes mit 
der Einschränkung sinngemäß, daß ein weiterer 
Vorsteuerabzug entfällt." 

17. § 22 Abs. 6 hat zu lauten: 

,,(6) Der Unteniehmer kann bis zum Ablauf 
des Veranlagungszeitraumes gegenüber dem Fi­
nanzamt schriftlich erklären, daß seine Umsätze 
vom Beginn dieses Kalenderjahres an nicht nach 
den Abs. 1 bis 5, sondern nach den allgemeinen 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes besteuert 
werden sollen. Diese Erklärung bindet den Unter­
nehmer für mindestens fünf Kalenderjahre. Sie 
kann nur mit Wirkung vom Beginn eines Kalen­
derjahres an widerrufen werden. Der Widerruf ist 
spätestens bis zum Ablauf des ersten Kalender­
mona:tes nach Beginn dieses Kalenderjahres zu 
erklären." 

18. Die Anlage A zum Umsatzsteuergesetz 
1972 wird wie folgt geändert: 

a) Z 1lf hat zu lauten: 
,,18. Kartoffelstärke; Weizenstärke; Mais­
stärke (Nummern 11.08 A, 11.08 Bund 
11.08 C des Zolltarifes)." 

b) Z 38 bis 41 haben zu entfallen. 

19. Die Anlage B zum Umsatzsteuergesetz 
1972 wird wie folgt geändert: 

a) Z 2 hat zu lauten: 

,,2. Filme, und zwar: 
a) Filmpacks für Sofortbildkameras (aus 

Nummern 37.01 B, 37.03 A und B des 
Zolltarifes), 

b) lichtempfindliche gerollte Filme, auch 
perforiert, nicht belichtet (Nummer 
37.02 des Zolltarifes), 

c) kinematographische Filme, belichtet und 
entwickelt, auch mit Tonspur oder nur 
mit Tonaufzeichnung (Nummer 37.07 
des Zolltarifes)." 

b) Z 22 hat zu lauten: 

,,22. a) Personenkraftwagen, einschließlich sol­
cher, die auch zur Warenbeförderung 
eingerichtet sind (Kombinationswagen), 
ausgenommen Omnibusse (Num­
mer 87.02 B des Zolltarifes), 

b) selbstfahrende Wohnwagen (aus Num­
mer 87.03 des Zolltarifes)." 

c) Z 26 hat zu lauten: 

,,26. a) Sport- und Luxusboote mit Maschinen­
antrieb, ausgenommen Schlauch- und 
Faltboote, ganz oder teilweise aus 
Kautschuk oder Kunststoffen, auch für 
den Maschinenantrieb eingerichtet (aus 
Nummer 89.01 Al des Zolltarifes), 

b) Sport- und Luxusboote ohne Maschinen­
antrieb, ausgenommen Schlauch- und 
Faltboote, ganz oder teilweise aus Kau­
tschuk oder Kunststoffen, Ruderboote 
aller Art und fußhebelbetätigte Wasser­
fahrzeuge (aus Nummer 89.01 B 1 des 
Zolltarifes)." 

Artikel 11 

Beruht erne Leistung, die nach dem 31.. De­
zember 1980 erbracht wird, auf einem Ver­
trag, der vor dem 1. Jänner 1981 geschlossen 
worden ist, so hat der Empfänger der Leistung 
dem Leistenden die sich aus der Erhöhung des 
Umsatzsteuersatzes. ergebende Mehrbelastung zu 
ersetzen, es sei denn, die Parteien haben aus­
drücklich oder schlüssig anderes vereinbart oder 
sie hätten auch bei Kenntnis der Erhöhung des 
Umsatzsteuersatzes kein anderes Entgelt ver­
einbart. 

Artikel III 

(1) Die Bestimmungen des Artikels I Z 1, 
12 bis 14, 16 und 17 sind ab dem Veranlagungs­
jahr 1981 anzuwenden. 

(2) Die Bestimmungen des Artikels I Z 2 
bis 11, 18 und 19 sind anzuwenden: 

1. auf steuerbare Umsätze im Sinne des§ 1 
Abs. 1 Z 1 und 2 des Umsatzsteuergesetzes 
1972, die nach dem 31. Dezember 1980 
ausgeführt werden; 
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2. auf steuerbar,e Umsätze im Sinne des § 1 
Abs. 1 Z 3 des Umsatzsteuergesetzes 1972, 
bei welchen der für die Anwendung der 
zolltarifarischen Bestimmungen maßgebende 
Zeitpunkt nach dem 3( Dezember 1980 
liegt. . 

(3) Die Bestimmungen des Artikels I Z 15 und 
des Artikels II sind ab dem 1. Jänner 1981 an­
zuwenden. 

ABSCHNITT III 

G ewe r b e s t e u erg e set z 1953 

Artikel I 

Das Gewerbesteuergesetz 1953,BGBl. Nr. 2/ 
1954, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. 
Nr. 191/1954, 59/1955, 303/1959, 194/1961, 160/ 
1966, 2/1967, 44/1968, 278/1969, 439/1969, 374/ 
1971,442/1972,17/1975,320/1977,645/1977 und 
572/1978 und der Kundmachungen BGBl. N r .11/ 
1961, 266/1963 und 265/l 964 wird wie folgt 
geändert: . 

1. § 2 Z 1 hat zu lauten: 

,,1. die Osterreichischen Bundesbahnen, die 
staatlichen Monopolbetriebe mit Ausnahme 
der Betriebe des Tabakmonopols; die Ge­
schäftsstellen der Klassenlotterie, die Lotto­
kollekturen, die Annahmestellen des Sport­
und Pferdetotos sowie die Verkaufsstellen 
der Osterreichischen Brieflotterie auch dann, 
wenn diese Tätigkeiten im Rahmen emes 
Gewerbebetriebes ausgeübt werden;" 

2. § 16 Z 1 hat zu lauten: 

,,1. für alle gewerbesteuerpflichtigen Unterneh­
men, deren Gewerbeertrag im Wirtschafts­
jahr den Betrag von 60 000 S oder deren 
Gewerbekapital an dem maßgebenden Fest­
stellungszeitpunkt den Betrag von 250 000' S 
überstiegen hat;" 

3. § 22 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Bereits fällig gewordene Vorauszahlungs­
teilbeträge werden durch eine Änderung in der 
Höhe der Vorauszahlung (Abs. 1) nidltberührt. 
Dies gilt auch für den innerhalb eines Monates 
ab Bekanngabe eines Bescheides über die Erhö­
hung der Vorauszahlung fällig werdenden Vor­
auszahlungsteilbetrag sowie für den am 
io. August fällig werdenden Vorauszahlungs­
teilbetrag, sofern die Bekanntgabe des Bescheides 
über die Erhöhung der Vorauszahlung nicht 
spätestens am 3. Juli erfolgt. Der Unterschieds­
betrag ist anläßlich der der Änderung nächst­
folgenden Vierteljahresfälligkeit (Abs. 2), in den 
Fällen des zweiten Satzes anläßlich der der 
Änderung zweitfolgenden Vierteljahresfälligkeit 

auszugleichen. Unterschiedsbetrag ist die Diffe­
renz zwischen einem Viertel der im laufenden 
Kalenderjahr bis zur Änderung gültig gewesenen 
Vorauszahlung und einem Vi,ertel der neu fest­
gesetzten Vorauszahlung, vervielfacht mit der 
Zahl der von der Änderung nicht berührten 
Vorauszahlungsteilbeträge. Nach dem 30. Septem­
ber darf das Finanzamt Bescheide über die Ände­
rung der Vorauszahlung für das laufende Kalen­
derjahr nicht mehr erlassen; dies gilt nicht für 
Bescheide auf Grund eines Antrages, den der 
Steuerpflichtige bis zum 30. September gestellt 
hat, sowie für eine Änderung in einem Rechts­
mittelverfahren. Erfolgt die Bekanntgabe von 
Bescheiden über die Erhöhung oder die erst­
malige Festsetzung der Vorauszahlung nach dem 
10. Oktober, dann ist der Unterschiedsbetrag 
(der Jahresbetrag der Vorauszahlung) innerhalb 
eines Monates nach Bekanntgabe des Bescheides 
zu entrichten. Erfolgt die Bekanntgabe eines Be­
scheides über die Herabsetzung der Voraus­
zahlung nach dem 10. November,. dann ist der 
Unterschiedsbetrag gutzuschr.eiben." 

Artikel II 

1. Die Bestimmungen des Art. I Z 1 sind 
erstmalig für Erhebungszeiträume ab dem 1. Jän­
ner 1980 anzuwenden. 

2. Die Bestimmungen des Art. I Z 2 sind erst­
malig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 
1979 anzuwenden. 

3. Die Bestimmungen d,es Art. I Z 3 sind 
erstmalig auf nach dem 31. Dezember 1981 fällig 
werdende Vorauszahlungsteilbeträge anzuwenden. 

ABSGHNITT IV 

Ver m ö gen s t e u erg e set z 1954 

Artikel I 

Das Vermögensteuergesetz 1954, BGBl. 
Nr. 192, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBl. Nr. 645/1977 und die Kundmachung 
<BGBl. Nr. 118/1978, wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Abs. 4 !hat .zu lauten: 

,,(4) Die Neuveranlagu11lg wird auJ Antrag, er­
fOl'derlichenfalls auch von Amts wegen vorge­
nommen. Der Antrag kann nur bis zum Ablauf 
des Kalenderjahres, auf. dessen Bf1ginn die Neu­
veranlagung begehrt wird, oder Ibis zum Ablauf 
eines Monates, seitdem die bisherige Veran.Jagung 
rechtskräftig geworden ist, gestellt werden. Die 
Aibaabmbehörde kann im .Einzelfall auf begrün­
det:n Antrag die tAntragsfrist verlängern. Wird 
einem Antrag auf Verlängerung der Frist nimt 
stattgElgeben, so ist eine N achhist von mindestens 
einer Woche zu setzen." 

2. § 13 Ahs. 6 entfällt. 
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J. § 14.Nbs. 4 ent.fällt. 

4. § 18 Abs. 2'11at zu lauten: 

,,(2) Wird die Jahressteuerschuld im Laufe des 
Kalenderjahres durch neue ,Bescheide (Neuveran­
lagung, Serichtigungsveranlagung, Rechtsmittel­
entscheidung) geändert, so hleiben ibereits fällig 
gewordene Viertelja1hresbeträ.ge unverändert. Dies 
gilt auch für den innerhalb eines Monates. ab 
Bekanntgabe eines Bescheides über die Erhöhung 
der Jahresste,uerschuld fällig werdenden Viertel­
jahreSibetrag sowie für den am 10. August fällig 
werdenden Viertelja.hresbetrag, sofern die [Be­
kanntgabe des .Bescheides über die Erhöhung der 
Jahressteuerschuld nicht spätestens am 3. Juli 
erfo~gt. Der Unterschiedsbetrag ist anläßlich der 
der Änderung nächstfolgenden Vierteljahres­
fälligkeit (Abs. 1), in den Fällen des zweiten Satzes 
anläßlich der der Änderung zweitfolgenden 
Vierteljahresfälligkeit auszugleichen. Unterschieds­
betrag ist die Differenz zwischen einem Viertel 
der im laufenden Kalendel'jahr bis zur Änderung 
gültilg gewesenen Jahressteuerschuld und einem 
Viertel der neu festgesetzten Jahressteuerschuld, 
vervielfacht mit der Zahl der von der Änderung 
nicht berührten Vierteljahresbeträge. Bei einer 
Erhöhung der Jahressteuerschuld nach dem 
10. Oktober des laufenden Jahres ist der Unter­
schiedSlbetrag innerha1b eines Monates nach Zu­
stellung des dieslbezüglichen Bescheides zu ent­
richten. Bei einer Herabsetzung der Jahressteuer­
schuld nach dem 10. November des laufenden 
Jahres ist der Unterschiedsbetrag Igu tzuschreiben." 

Artikel II 

Die iBestimmungen des Art. I Z 4 sind erst­
malig auf nachdem 31. Dezember 1981 fällig 
werdende Vierteljahre~beträgeanzuwenden. 

ABSCHNITT V 

Strukturverbesserungsgesetz 

Artikel I 

Das Strukturverbesserungsgesetz, BGBL Nr. 69/ 
1969, in der Fassung der Bundesgesetze BGBL 
Nr. 417/1970, 493/1972, 394/1975, 645/1977 und 
314/1979 wird wie folgt geändert: 

1. § 1 samt überschdft hat zu lauten: 

"Verschmelzung von Körperschaften 

§ 1. {1) Werden Kapitalgesellschaften nach den 
Bestimmungen des neunten Teiles des Aktien­
gesetzes 1965, Beißl. Nr. 9-8, oder des i§ 96 des 
Gesetzes ü:ber Gesellschaften mit Ibeschränkter 
Haftung, RGBI. Nr. 58/1906, oder nach den Be­
stimmungen eines anderen Bundesgesetzes ver­
schmolzen, so ist § 19 Abs. 2 ,des Körperschaft­
steuergesetzes 1966, BGBL Nr. 156, auch dann 

anzuwenden, wenn und soweit bei der überneh­
menden Gesellschaft eine Kapitalerhöhung unter-
bleibt, weil . 

. a) die Verschmelzung gegen die Aufgabe von 
Anteilen an der übertragenden Gesellschaft 
er.folgt, oder 

b) die übernehmende Gesellschaft die Gesell­
scha:fter ,der übertragenden Gesellschaft mit 
eigenen Anteilen abfindet, oder 

c) die Ülbertragende Gesellschaft eigene An­
teile oder Anteile an der übernehmenden 
Gesellschaft besitzt, oder 

d) Zuzahlungen gemäß i§ 224 Abs. 2 des 
Aktiengesetzes \19065 ,geleistet werden, oder 

e) die Anteilsrechte an der übertragenden und 
der übernehmenden Gesellschaft in einer 
Hand vereinigt sind.. . 

(2) § 19 Abs. 2 ,des Körperschaftsteuergesetzes 
1966 ist auch anzuwenden, wenn eine inländische 
Kapitalgesellschaft, Genossenschaft oder Sparkasse 
einen Betrieb oder Teilbetrieb oder die gesamte 
Beteiligung im Sinne des § 10 des Körperschaft­
steuergesetzes an einer inländischen Kapital;ge­
sellschaft als Sacheinlage in eine inländische Ka­
pitalgesellschaft oder Genossenschaft einbringt 
und die Ülbrigen VorauSSfitzungen des § 19 Abs. 2 
des Körperschaftsteuergesetzes 1966 vorliegen; 
Abs. 1 gilt sinnngemäß. Dies gilt auch, wenn eine 
ausländische Gesellschaft, die einer inländischen 
Kapitalgesellschaft vergleichbar ist, einen inlän­
dischen Betrieb oder Teilhetrieb oder die ge­
samte Beteili.gung im Sinne des ersten Satzes 
einbringt; :Die Bestimmungen dieses Absatzes sind 
nicht anzuwenden, wenn der eingebrachte Be-' 
trielb, Teilbetrieb oder die eingebrachte Beteili­
gung innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem 
Eirrbringungsstichtag Gegenstand einer Einhrin­
gung nach dieser Bestimmung oder nach Arti­
kel III war oder wenn nicht alle wesentlichen 
Grundlagen des Betriebes oder Teilbetriebes ein­
gebracht werden. 

(3) Soweit eine Vel'schmdzung oder Einbrin­
gung im Sinne der Abs. 1 und 2 erlolgt ist, bldbt 
ein daraus entstehender Buchgewinn oder Buch­
verlust bei der Ermittlung des steuerpflichtigen 
Einkommens und des G~werbeertrages der über­
nehmenden Gesellschaft' außer Ansatz. Voraus~ 
setzung ist, daß der Buchgewinn einer gesondert 
auszuweisenden Rücklage zugeführt wird. Diese 
Rücklage· darf nur zur <Deckung von kün.ftigen 
Verlusten oder zur Kapitalerhöhung aus Ge­
sellscliaftsmitteln verwendet werden; wird die 
Rücklage zu anderen Zwecken verwendet, so ist 
der Gewinn im Jahre der widmungswidrigen 
Ver,wendung in ,diesem Ausmaß zu erhöhen .. 

(4) Die einer Verschmelzung oder Einbringung 
im Sinne der Abs. 1 und 2 zugrunde zu legende 
Bilanz der übertragenden Gesellschaft muß auf 
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einen Zei~punkt aufgestellt sein, der höchstens 
neun"Monate vor der Anmeldung der Verschmel­
zung 'Oder Einbringung zur Eintragung im .Han­
delsregister liegt und zu dem eine Handelsbilanz 
aufgestellt wurde. Das Einkommen und das Ver­
mögen der übertragenden und der übernehmen­
den Gesellschaft sind so zu ermitteln, als ob der 
Vermö~ensübergang urid die Auflösung der über­
tragenden Gesellschaft bereits mit Ablauf des 
Tages erfolgt wären, zu dem diese Bilanz aufge­
stellt ist. Das gleiche gilt für die Ermittlung der 
Bemessungsgrundlagen bei der Gewerbesteuer. 

(5) Bei Verschmelzungen und Einbringungen 
ini Sinne der Abs. 1 und 2 tritt die überneh­
mende Gesellschaft als Gesamtrechtsnachfolger in 
die Rechtsstellung der übertragenden Gesellschaft 
ein. Der Abzug von Verlusten gemäß § 18 Abs. 1 
Z 4 des Einkommcnsteuergeseezes 1972, BGB!. 
Nr. 440, und von Fehlbeträgen gemäß § 6 Abs. 3 
des Gewerbesteuergesetzes1953, BGBL Nr. 21 
1954, die 'bei der übertragenden Gesellschaft vor 
der Verschmelzung oder Eirrbringungentstanden 
sind, kann von der übernehmenden Gesellschaft 
insoweit in Anspruch genOmmen werden, als jene 
Vermögens teile, ,Betriebe oder Teilbetriebe, die 
die Verluste oder 'FehLbeträge verursacht hahen, 
übertragen werden; dies gilt jedoch nicht, wenn 
der Umfang der übertragenen Vermögensteile, 
Betriebe ,oder Teilbetriehe gegenüber jenem im 
Zeitpunkt des Entstehens der Verluste oder Fehl­
beträge derart vermindert ist, daß nach dem 
Gesamtbild der wirtschaftlichen Verhältnisse 
eine Vergleichbarkeit nicht mehr gegeben ist. Der 
Aibzug von Verlusten und Fehlbeträgen, die bei 
der übernehmenden Gesellschaft vor der Ver­
schmelzung .oder Einbringung entstanden sind, ist 
ausgeschlossen, wenn die übernehmende Gesell­
schaft imZeiupunkt der Verschmelzung oder 
Einbringung kein Vermögen besitzt oder keinen 
Betrieb oder solche Betriebe unterhält oder solche 
Vermögens teile besitzt, deren Umfang gegenüber' 
jenem im Zei~punkt des Entstehens der VerlUste 
oder Fehlbeträge derart vermindert ist, daß nach 
dem Gesamtbild der wirtschaftlichen Verhältnisse 
eine Vergleichbarkeit nicht mehr gegeben .ist. 

(6) Die Bestimmungen des Abs. 1 bis 5 gelten 
sinngemäß, wenn Genossenschaften nach dem 
Genossenschaftsverschmelzun:gsgesetz, BGiBI. 
Nr. 223/1980, Sparkassen nach dem Sparkassen­
gesetz 1979, ,BOB!. Nr. 64, und Versicherungs­
vereine auf Gegenseitigkeit nach dem Versiche­
rungsaufsichtsgesetz, BOB!. Nr. 569/1978,' ver­
schmolzen werden." 

2. § 2 erster Satz hat .zu lauten: 

"Vorgänge im Sinne des § 1 sind von der 
Grunderwerbsteuer, den Kapitalverkehrsteuern 
und den Gebühren nach § 33 TP 15 des Gebüh­
rengesetzes 1957 befreit." 

3. § 8 hat zu lauten: 

,,§ 8. {I) Wird ein Betrieb oder Teilbetrie:b 
eines Einzelunternehmers oder einer Gesellschaft; 
bei der die Gesellschafter als Mitunternehmer an­
zusehen sind, in eine inländische Kapitalgesell­
schaft (§ 1 Abs. 1 Z 1 des Körperschaftsteuer­
gesetzes) ausschließlich gegen Gewährung :von 
neuen Gesellschaftsanteilen eingebracht, so sind, 
wenn der Betrieb oder Teilbetrieb im Zeitpunkt 
der Einbringung bereits länger als zwei Jahre be­
steht, die folgenden Absätze anzuwenden .. Dies 
gilt auch, wenn bei der aufnehmenden Kapital~ 
gesellschaft eine Kapitalerhöhung insoweit unter­
bleibt, als sie 

a) den Eirrbringenden mit eigenen Anteilen 
abfindet, 

b) an der einbringenden Gesellschaft beteiligt 
ist und die Einbringung gegen Aufgaibe 
dieser Anteile erfolgt, 

c) bare Zuzahlungen leistet, sofern diese zehn 
vom Hundert des Gesamtnennbetrages . der 
gewährten Gesellschaftsanteile nicht über­
steigen, 

d) eine gesondert auszuweisende Rücklage ein­
stellt, ,die nur zur Deckung künftiger Ver­
luste oder zur Kapitalerhöhung aus Gesell­
scha.ftsmitteln verwendet werden darf. Wird 
die Rücklage zu anderen Zwecken verwen­
det, so ist der Gewinn im Jahre der wid­
tnungswidrigen Verwendung in diesem Aus­
maß rZu erhöhen; 

e) auf Grund vertraglicher Verpflichtung eine 
Rückstellung zur lßedeckungv.on am Ein~ 
bringungsstichtag dem Grunde nach be­
stehender oder durch die Einbringung un­
mittelbar verursachter Abgabenverpfl'ich­
tungen ,des Einbringenden bildet; ein nach 
bestimmungsgemäßer Verwendung veflblei­
bender Restbetrag ist der gesetzlichen Rück­
lage oder einer Rücklage zuzuweisen, die 
nur gemäß lit. d verwendet werden darf. 

(2) Bei ,der aufnehmenden Kapitalgesellschaft 
sind die unter Anwendung des' § 4 Abs. + Z 5 
des Einkommensteuergesetzes 1967, BGB!. 
Nr: 268, und des § 13 des Einkommensteuer­
gesetzes 1972 angeschafften Wirtschafts güter des 
Betriebsvermögens und die nach § 4 Albs. 7, §9, 
§ 12 und § 14 des Einkommensteuergesetzes 
1972 und die nach den Vorschrilften des Elektri­
zitätsförderungsgesetzes 1969, BGBL Nr. 19/1970, . 
und des Energieförderungsgesetzes 1979, BGB!. . 
N r. 567, steuerfrei gebildeten Rücklagen mit 
jenen Werten anzusetzen, mit denen sie der 
Einbringende im Zeitpunkt der Einbringung in 
"übereinstimmung mit den steuerlichen Vorschrif­
ten über die Gewinnermittlung bewertet hat 
(Fortführung der Buchwerte); eine vom Einbrin­
genden gemäß § 11 des Einkommensteuergesetzes 
1972 gebildete Rüddage ist vor der Einbringung 
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aufzulösen und zu versteuern. Alle ührigen ein­
gebrachten Wirtschaftsgüter des Betriehsvermö­
gens können bei der Kapitalgesellschaft in ihrer 
Gesamtheit einheitlich entweder ebenfalls mit den 
Buchwerten oder mit ihren höheren Teilwerten, 
höchstens jedoch mit den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten angesetzt werden. Die höhe­
ren Teilwerte sind anzusetzen, wenn das Besteue­
rungsrecht der Republik Österreich hinsichtlich 
der Gesellschaftsrechte eingeschränkt ist. 

(3) Der Wert, mit dem das eingebrachte Be­
triebsvermögen bei der Kapitalgesellschaft gemäß 
Abs. 2 angesetzt wird, gilt für den Einbringenden 
sowohl als Veräußerungspreis im Sinne des § 24 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1972 als auch 
als Anschaffungskosten der Gesellschaftsanteile. 
Diese Anschaffungsk.osten vermindern sich um 
den gemeinen Wert jener Wirtschaftsgüter, die 
neben den Gesellschaftsanteilen gewä,hrt werden. 
Ein sich aus der Einbringung ergebender Gewinn 
ist bei der Festsetzung der Einkommensteuer als 
Veräußerungsgewinn im Sinne des § 37 Abs. 2 
Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1972 zu behane 

deIn. 

(4) Die einer Einbringung gemäß Abs. 1 zu­
grunde zu legende Bilanz des Einbringe.nden muß 
für einen Zeitpunkt aufgestellt sein, der höch­
stens neun Monate vor der Anmeldung der Ka­
pitalgesellschaft bzw. der Kapitalerhöhung liegt 
und zu dem eine (Handels)Bilanz aufgestellt 
wurde. Das Einkommen und das Vermögen des 
einzubrin·genden Betriebes oder Teilbetriehes und 
der aufnehmenden Kapitalgesellschaft sind so zu 
ermittel_n, als ob der Vermögensübergang und 
die Auflösung .des eingebrachten Betriebes oder 
Tei"lbetriehes bereits mit Ablauf des Tages er­
folgt wäre, zu dem diese Bilanz aufgestellt ist. 
Das gleiche gilt für die Ermittlung .der Be­
messungs grundlagen bei ·der Gewerbesteuer .. 

(5) Die durch eine Sacheinlage gemäß Abs. 1 
erworbenen Gesellschaftsanteile gelten mit Ablauf 
des Tages als angeschafft, zu dem die der Ein­
bringung zugrunde gelegte Bilanz des Ein­
bringenden aufgestellt ist. Werden diese Anteile 
vom Erwerber oder im Falle des unentgeltlichen 
Erwerbes von einem Rechtsnachfolger innerhalb 
von zehn Jahren nach der Anschaffung durch 
den Einbringenden veräußert, so gilt dies, sofern 
sich die Steuerpflicht nicht schon aus. den Be­
stimmungen des Einkommensteuergesetzes ergibt, 
als Veräußerung wesentlicher Beteiligungen im 
Sinne ·des § 31 des Einkommensteuergesetzes 
1972. Der vorstehende Satz ist auch anzurwenden, 
wenn der erste Erwerber der Gesellschaftsanteile 
oder im Falle des unentgeltlichen Erwerbes ein 
Rechtsnachfolger innerhalb von zehn Jlhren nach 
der Anschaffung durch den Einbringenden aus 
der unbeschränkten Steuerpflicht aussd1eidet; da­
'bei tritt an die Stelle des Veräußerungserlöses der 

Gesellschaftsanteile ihr gemeiner Wert. Die Ge­
sellschaftsanteile, die durch eine Sacheinlage ge­
mäß Abs. 1 erworben wurden, gelten vermögen­
steuerrechtlich bei beschränkt Steuerpflichtigen 
als Inlandsvermögen im. Sinne des § 79 des Be­
wertungs gesetzes 1955, BGBI. Nr. 148. 

(6) Die aufnehmende Kapitalgesellschaft tritt 
hinsichtlich 

1. der mit .den :Buch.werten übernommenen 
Wirtschaftsgüter des Betriebsvermögens, 

2. lohnsteuerrechtLicher Verhältnisse, soweit bei 
den übernommenen Arbeitnehmern auch 
arbeitsrechtlich die entsprechenden Folgerun­
gen gezogen werden und 

3 . .der Fehlbeträge' gemäß § 6 Abs. 3 des Ge­
werbesteuergesetzes 

in die Rechtsstell ung des Einbringenden e1l1. 

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind 
nicht anzuwenden, wenn der eingebrachte Betrieb 
oder Teilbetrieb Gegenstand einer Umwandlung 
nach Artikel IV des Bundesgesetzes, BGBI. 
N r. 320/1980, mit dem das Gesetz üher Gesell­
sch:aften mit heschränkter Haftung geändert wird, 
war oder wenn nicht alle wesentlichen Grund­
lagen des Betriebes oder Teilbetriebes eingebracht 
werden." 

4. § 9 hat Z11 lauten: 

,,§ 9. Wird von einer Körpersdlaft des öffent­
lichen Rechtes ein Betrieb im Sinne des § 2 
Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1966 oder 
ein Teilbetrieb in eine inländische Kapitalge­
sellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 1 des Körperschaft­
steuergesetzes 1966) ausschließlich ßlegen Gewäh­
rung von neuen Gesellschaftsanteilen eingebracht 
(Sacheinlage) oder einer inländischen Kapitalge­
sellsduft treuhändig in das wirtschaftliche Eigen­
tum (§ 24 Ahs. 1 lit. d der Bundesabgabenord­
nung, BGBI. Nr. 194/1961) übertragen, S'O wird 
durch diese V.orgänge keine .Besteuerung der in 
dem eingelbrachten Betriebsvermögen enthalte­
nen stillen Res1erven bewirkt, wenn die Buch­
werte fortgeführt werden. Im übrigen gelten die 
Bestimmungen des § 8." 

5. § 10 hat zu lauten: 

,,§ 10. Vorgänge im Sinne des § 8 Abs. 1 und 
§ 9 sind von .der Grunderwerbsteuer und den 
KapitalverkehrsteUern befreit." 

6. § 11 samt Überschrift hat zulauten: 

"Zusammenschluß zu Handelsgesellschaften 

§ 11.· (I) Schli'eßen s'ich Einzelunternehmungen 
oder Gesellschaften, bei denen die Gesellscha.fter 
lls Mitunternehmer .anzusehen sind, zu Handels­
gesellschaften zusammen, so sind, wenn .die zu­
sammengeschlossenen Betriebe bereits länger als' 
zwei Jahre (bestehen, die dadurch verursachten 
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Vorgänge von der Grunderwerbsteuer und den 
nach .dem Ge'bührengesetz zu erhebenden Gesell­
schaftsvertragsgebühren befreit. Das gleiche gilt 
für den Zusammenschluß von Einzelunterneh­
mungen mit Gesellschaften im Sinne des ersten 
Satzes. 

(2) § 8 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden." 

7. Im § 13 Abs. 3 tritt an die Stelle des Zitates 
,,§ 8 Abs. 3 vorletzter Satz" das Ziuat ,,§ S 
Abs. 4 zweiter Satz". 

8. Dem § 13 wird follgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) Wird anläßlich eines Vorganges nach 
Art. I his IV in einem Schuldverhältnis durch 
Vertragsiibernahme ein Gläubiger- oder Schuld­
nerwechsel vereinbart, so ist ,das mit der V cr­
tragsuber,nahme nun zwischen den neuen Par­
teien abgeschlossene Rechtsgeschäft mit der Ein­
schränkung von den Stempel- und Rechtsgebüh­
ren befreit, daß der für eine Prolongation des 
übernommenen Rechtsgeschäftes gebührenrecht­
lich maßgebliche Zeitpunkt auch für Prolonga­
tionen des neuen Rechtsgeschä·ftes maßgeblidl 
bleilbt.". 

9. § 15 hat zu lauten: 

,,§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesge­
setzes ist der Bundesminister für Finanzen, hin­
sichtlich ,des Artikels VII im Einvernehmen mit 
dem Bundesminist'erfür Bauten und Technik 
betraut." 

Artikel II 

§ 1 Abs. 5 Z 1 des Arükels IV des Bundes­
gesetzes, BGBl. N r. 320/1980, mit dem das Gesetz 
über Gesellschaften mit beschränkter Ha,ftung 
geändert wird, ist auch auf Einbringungen im 
Sinne ,des Artikels ur des Strukturverbesserungs­
gesetzes in der Fassung dieses Bundesgesetzes an-
zuwenden. ' 

Artikel III 

. Die .Bestimmungen der Artikel I und 1II des 
Strukturverbesserungsgesetz'es in der ,Fassung die­
ses ,Bundesgesetzes sind auf Verschmelzungen und 
Einbringungen ,arrzuwenden, wenn die Beschlüsse 
na:ch dem 31. Dezember 1980 und vor dem 
1. Jänner 1984 zum Handelsregister angemeldet 
werden. § 8 Abs. 5 letzter Satz im Artikel ur 
des Strukturverhesserungsgesetzes in der Fassung 
dieses Bundesgesetzes ist bis 31. Dezember 1990 
anzuwenden. Die Bestimmungen des Artikels IV 
des Strukturvcrbesserungsgeserzes in der Fassung 
dieses Bundesgesetzes sind auf Zusammensdl1üsse 
zwischen dem 1. Jänner 1981 und dem 31. De­
zember 1983 anzuwenden. 

AJBSCHNITT VI 

Ge b ü h ren g e se tz 1957 

Artikel I 

Das Gelbührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267, in 
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 129/ 
1958, 137/1958, 111/1960, 106/1962, 11511963, 
87/1965, 44/1968, 306/1968, 224/1972, 401/1974 
und 668/1976'wird wie folgt geändert: 

Die festen G(;jbiiihrensätze werden erhöht: 

von 20 Sauf 25 S, 
von 35 Sauf 50 S, 
von 50 S auf 70 S, 
von 70 S auf 100.5, 
v'Ün 90 S auf 125 S, 
von 100 S auf 150.5, 

von 150 S auf 210.5, 

von 180 S auf 250S, 
von 200.5 auf 2805, 

von 250.5 auf 350 S, 

von 400 Sauf 560 S, 
von 420S auf 600 S, 
von 500 S auf 700S, 

von 550 S auf 800 S, 

von 800 S auf 1 100 S, 

von 1000 S auf 1400 S, 
von 1 500 Sauf 2 100 S, 

von 2000.5 auf 2800 S, 
von 3000 Sauf 4200 S, 
v,on 4000 Sauf 5600 S. 

Artikel 11 

Die Bestimmungen des Art. I finden auf jene 
Tatbestän1de Anwendung, für die die Gebühren­
sdmld nach dem 31. Dezember 1980 entsteht. 

AlBSCHNITT VII 

Fa m i 1 i e n las t e n aus g I ei c h s g e set z 
1967 

Artikel I 

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. 
Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. N r. 269/1980, ,wird wie folgt geändert: 

1. Im § 39 Abs. 3 tritt an die Stelle ,der 
Zitierung: "Arbertslosenversicherungsgesetz 1958, 
BGBl. Nr. 199" die Zitierung: "Arbeitslosenver­
sicherungsgesetz 1977, BGBl. N r. 609". 

2. § 39 a Ahs. 1 hat zu lauten: 

,,§ 39 a. (1) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds 
für Familienbeihilfen sind der Allgemeinen Un-
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fall versicherungsanstalt für ,die gesetzliche Unfall­
versicherunlgderrSchüler und Stud,enten (§, 8 
Abs. 1 Z 3 lit. hund i des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesellzes)Beiträge für die Jahre 1977 
his einschließlich 1982 in Höhe von je 30 Millio­
nen Schilling zu zahlen." 

3. 'Im ,§ 39 a Albs. 3 treten an die Stelle der in 
Klammern ,gesetzten Worte: ,,(§ 162 des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes)" die Worte: 
,,(§ 162 des AUgemeinen Sozialversicherungsge­
setzes und § 41 des Arhei tslo.9enversicherungs­
gesetzes 1977, IBGIB!. Nr. 609)". 

4. Nach § 39 aist folgender § 39 b einzufü­
gen: 

,,§ 39 b. Aus Mitteln ,des Ausgleichsfonds für 
Familienbeihilfen ist den österreichischen Bun­
,desbahnen der Einnahmenausfall aus der Durch­
führung der Schülerfreifahrten im Eisenbahn­
verkehr in Höhe des Differenzbetrages zwischen 
dem Schülertarif und 50 vH ,des gewöhnlichen 
Fahrpreises (Regeltarif) zu vergüten." 

5. § 41 tAbs. 5 hat zu lauten: 

,,(5) Der Beitrag beträgt 4,5 vH der Beitrags­
grundlage." 

Artikel II 

§ 41 Abs. 4 des Arbeitslosenversicherungsge­
setzes 1977, nGB1.Nr. 609, hat zu lauten: 

,,( 4) Aus Mitteln 'des Ausgleichsfonds für Fami­
lienbeihilfen wird den Trägern der Krankenver­
sicherung 50 'VH des a'b 1. Jänner 1981 zur 
Zahlung anfallenden Aufwandes für das Wochen­
geld ersetzt." 

Artikel III 

(1) Art. I Z, 3 tritt mit 1. Jänner 1981 nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Artikels II III 

Kraft. 

(2) Art. I Z 4 tritt mit 1. Jänner 1981 III 

Kraft. 

'(3) Art. J Z 5 ist auf Lohnzahlungen nach dem 
3.1. Dez~rnber 1980 anzuwenden., 

ABSCHNITT ViJII 

Vollziehung 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist 
der [Bundesminister für Finanz,en, hinsichtlich der 
im Abschnitt I Art. I Z 2 enthaltenen Bestim­
mung des § 4 Abs. 4 Z 4 des' Einkommensteuer­
gesetzes 1972 und ,der im Abschnitt I Art. I 
Z 4 enthaltenen Bestimmungen des § 8 Ahs. 4 
Z 3 und 4, des Einkommensteuergesetzes 1972 
auch der Bundesminister für Handel, Gewer!be 
und Industrie, hinsichtlich der im Abschnitt I 
,Art. I Z 2 ent'haltenen Bestimmung des § 4 
Abs. 4 Z 5 des Einkommensteuergesetzes 1972 
auch der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung, ,hj,nsichtlich der im Abschnitt.I Art. I 
Z 4 im Rahmen des ,§ 8 Abs. 4 Z 5 des Ein­
kommensteuergesetzes 1972 enthaltenen Verord­
nungsermächtigung auch der Bundesminister für 
,Bauten und Technik und der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie, ,hinsichtlich der 
im Abschnitt n Art. II enthaltenen Bestimmung 
der B'Uindesminister für Justiz, hinsichtlich der im 
Abschniü V Art. I Z 9 enthaltenen Bestimmung 
des § 15 des Strukturvetibesserungsgesetzes auch 
der Bundesminister für Bauten und Technik be­
traut. 
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Erlä uterungen 

Allgemeiner Teil 
Durch den" vorliegenden Entwurf eines Ab­

gabenänderungsgesetzes 1980 soll zunächst ver­
hindert werden, daß Bezieher von Mindestein­
kommen infolge nomineller Einkom~enserhö­
hungen zum 1. Jänner 1981 einkommensteuer­
pflichtig werden. 

Weiters soll durch eine Reihe von Novellierun­
gen des Einkommensteuergesetzes 1972, des Um­
satzsteuergesetzes 1972, des Gewerbesteuergeset­
zes 1953, des Vermögensteuergesetzes 1954 sowie 
des Strukturverbesserungsgesetzes - das gleich­
zeitig um weitere drei Jahre verlängert werden 
soll - Anregungen der Steuerreformkommission 
entsprochen werden. Es handelt sich hiebei vor 
allem um die Beseitigung von Härten sowie um 
Knderungen, die in einem höheren Maße dem 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
oder der Vereinfachung der Verwaltung dienen. 

Die steuerliche Berücksichtigung, von Aufwen­
dungen für den Betrieb von Personenkraftwagen, 
Kombinationskraftwagen und Krafträdern soll 
zum 1; Jänner 1981 neu geregelt werden. 

Ferner sollen die steuerlichen Begünstigungen 
für Forschung und Entwicklung verbessert wer­
den. 

Durch den vorliegenden Entwurf sollen im 
Interesse der Steuergerechtigkeit auch gewisse Be­
steuerungslücken geschlossen und die festen Ge­
bühren den geänderten Wert- und Preisverhält­
nissen angepaßt werden. 

Der Entwurf sieht überdies verschiedene Knde­
rungen im Bereich des Familienlastenausgleichs­
gesetzes 1967 vor. 

Die vorgesehenen Anderungen führen zu 
keinem erhöhten Personal- und Sachaufwand. 

Budgetäre Auswirkungen: Auf Grund der vor,­
gesehenen Knderungen sind für 1981 bei der Ein~ 
kommensteuer Steuermindereinnahmen von etwa 
300 Millionen Schilling, bei der Umsatzsteuer 
Steuermehreinnahmenvon 1,2 bis 1,3 Milliarden 
Schilling und bei den Gebühren Steuermehrein­
nahmen von zi~ka 560 Millionen Schilling" zu 
erwarten. 

ABSCHNITT I 

Einkommensteuer 

Zu Art. I Z 1 (§ 3 Z 3): 

In die Befreiungsbestimmung des § 3 Z 3 sollen 
auch Bezüge aus einer ausländischen gesetzlichen 
Kranken- oder Unfallversorgung einbezogen wer­
den, die einer inländischen gesetzlichen Kranken­
oder Unfallversorgung entspricht. Die Stetierbe­
freiung soll aber nur dann eintreten, wenn auch 
der Quellenstaat solche Bezüge in jenen Fällen, 
in denen ihm das Besteuerungsrecht zusteht, nicht 
der Besteuerung unterwirft. Ferner soll das von 
den Trägern der gesetzlichen Pensionsversiche­
rung geleistete übergangsgeld steuerfrei bleiben, 
wie dies beim übergangsgeld aus der Unfallver­
sicherung der Fall ist. 

Zu Art. I Z 2 (§ 4 Abs. 4 Z 4 und 5): 

Durch die Neufassung des § 4 Abs. 4 Z 4 soll 
di'e Entwicklungs- und Forschungstätigkeit in den 
Betrieben dadurch ,eine weitere Förderung 'erfah­
ren, daß die Steu'erpflichtigen neben den Auf­
wendungen für die Entwicklung oder Verbesse­
rung volkswirtschaftlich wertvoller Erfindungen 
noch zusätzlich leinen Betrag bis 5 vH dieser Auf­
wendungen gewinnmindernd verl'echnen können. 
Für Aufwendungen für die Sicherung solcher Er­
findungen soll diese zusätzliche Hegünstigung 
nicht zustehen, weiters auch nicht für die Ver­
waltungs- und Vertriebskosten sowie die Auf­
wendungen für Anlagegüter im Rahmen der 
Entwicklung und Verbesserung solcher Erfindun­
gen. Die Geltendmachung dieses Betrages setzt 
voraus, daß der Steuerpflichtig,e von der Vollabc 
setzung des ersten SatZ/es Gebrauch macht. Uner~ 
heblich für die Ina:nspruchnahme der Begünsti­
gung ist hingegen, ob die Aufwendungen für 
die Entwicklung oder Verbesserung überhaupt 
einer Aktivierung zugänglich ßlewesen wären. 

Durch die Neufassung des § 4 Abs. 4 Z 5 soll 
die einkommenstJeuerliche Spendenblegünstigung 
um den in Et. d dieser Ziffer genannten Emp­
fängerkreisim Interesse der Förderung"" der 

4 
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österreichischen Forschung erweitert und gleich­
zeitig auch die österreichische Nationalbibliothek 
in den Kreis der begünstigten Empfänger aufg,e­
nommen werden. 

Zu Art. I Z 3 (§ 8 Abs. 2 Z 1 lit. c): 

Durch die Neufassung soll der bisherig,cn Vcr­
waltungspraxis entsprech,end zum Ausdruck ge­
bracht werden, daß nicht nur Vermietungs-, son­
dern auch Verpachtungsvorgänge den Ausschluß 
der vorzeitigen Abschreibung bei unbeweglichen 
Wirtschaftsgütern bewirken. Insbesondere bei 
noch nicht in Betrieb genommenen Unternehmen 
soll dadurch jeder Zweifel beseitigt werden, daß 
d~e überlassung an Dritte - gleichgültig, ob si,e 
als Miete oder als Pacht zu qualifizieren ist -
die Inanspruchnahme der vorzeitigen Abschrei­
bung unbeweglicher Wirtschaftsgüter ausschli,eßt. 

Zu Art. I Z 4 (§ 8 Abs. 4): 

Im § 8 Abs. 4 soll die vorzeitige Abschreibung 
der Anlagegüter, die der Entwicklung oder Ver­
besserung volkswirtschaftlich wertvoller Erfin­
dungen dienen, im ersnen Jahr von 60 auf 80 vH 
der Anschaffungs- oder Herstdlungskosten ange­
hoben werden. überdies soll durch die Neufas­
sung der Z 1 eine vorzeitige Abschreibung von 
Umweltschutzanlagen nur dann zulässig sein, 
wenn diese Umwdtbelastungen verhindern, die 
im eigenen Bet6eb entstehen oder - wie etwa 
im Fremdenverkehrsgewerbe - diesen beein­
trächtigen. Durch den Begriff "Umweltbela­
stung" sollen auch solche Schädenerfaßt werden, 
die nicht nur für die Umwelt, sondern für die 
menschliche Gesundheit eintreten. 

Zu Art. I Z 5 (§ 9 Abs. 4 his 6): 

Die Neufassung sieht zur Vereinfad1Ung der 
Wertpapierbegünstigung ,ein AbsteLlen auf den 
Nennbetrag und nicht auf die Anschaffungs­
kosten der Wertpapi:ere vor. überdies wird auf 
das Erfordernis der B.egebung der Wertpapiere 
im Verwendungsjahr verzicht'et. Weiters soll im 
Rahmender Aufzeichnungsverpflichtung zum 
Ausdruck gebracht werden, daß in Fällen, in 
denen keine V·erpflichtung zur Abgabe einer 
Steuererklärung besteht, die Vorlage der Auf­
zeichnung an das Finanzamt bis zum 31. März 
des Folgejahres zu lerfolgen hat. üherdies sollen 
wesentlich,e Erleichterungen bei der Führung der 
AufZICichnung eingeräumt werden. Außer,dem soll 
klargestellt werden, wie bei einem Wertpapier­
überhang infolge der gegebenen Wertpapier­
stückelung vorzugehen ist, wenn Teile des Wert­
papierbestandes vom Steuerpflichtigen entnom­
men wierden. 

Zu Art. I Z 6 ~§ 10 Abs. 2 Z 1): 

Diese Bestimmung entspricht der Neufassung 
des § 8 Abs. 2 Z 1 lit. c durch den Art. I Z 3. 

Zu Art. I Z 7 (§ 18 Abs. 2 Z 3): 

Durch den Wegfall der Nutzflächenbegrenzung 
bei Eigenheimen und Eigentumswohnungen soll 
einerseits eine wesentliche Verwaltungsvereinfa­
chung erreicht wel"den, andererseits ieine Anpas­
sung an die Begünstigung hinsichtlich .energie­
sparender Maßnahmen .erfolgen, die eine Nutz­
flächenbegrenzung nicht vorsieht. 

Zu Art. I Z 8 (§ 20 a): 
Die im § 20 a enthaltenen Sonderbestimmun­

gen für bestimmte, nach der Verkehrsauffassung 
als Personenkraftwagen, Kombinationskraftwa:" 
gen oder Krafträder anzusehende Kraftfahrzeuge 
sollen im Interesse einer wesentlichen Vel"einfa­
chung neugdaßt werden. 

Im § 20 a Abs. 1 soll ab 1. Jänner 1981 eine 
Anhebung der Höchstbeträge, bis zu denen die 
Anschaffung (Herstellung) von Personenkraft­
wagen, Kombinationskraftwagen und Krafträ­
dern, di,e dem AnlageVlermögen zugeführt wer­
den, als betrieblichveranlaßt gilt,für Personen­
kraftwagien und Kombinationskraftwagen auf 
175000 S und für Krafträder auf 42000 S er­
folgen. 

Dementsprechend ist im § 20 a Abs. 2 eine An­
hebung der ab 1981 für Fahrzeuge des Betrhebs­
vermög,ens absetzbaren AfA-Beträge auf 25 000 S 
(für Personenkraftwagen und Kcimbinationskraft­
wagen) bzw. auf 6000 S (für Krafträder) vorge­
sehen. Durch die übergangsbestimmungen des 
Art. II Z 4 soll erreicht werden, daß diese AfA­
Beträge ab 1981 auch für in den Vorjahren an­
geschaffte (hergestlellte) KraftfahrZlCuge zustehen, 
deren seinerzeitige Anschaffungskostlen (Herstel­
lungskosten) über den für die Bemessung der AfA 
bisher maßgeblichen Grenzbeträgen lagen. Eine 
Nachholung der auf Grund der bisherigen Grenz­
beträge nicht absetztbaren Teile der Anschaf­
fungskost,en soll durch die Erhöhung der AfA­
Grenzbeträge aHerdings nicht eintreten. überdies 
soll zur gleichmäßigen Behandlung aller Steuer­
pflichtigen - gleichgültig, ob sie den Gewinn 
nach dem Kalenderjahr oder nach einem vom 
Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr er­
mitteln - die Wirksamkeit der Erhöhung der 
AfA-Grenzbeträge erst mit Jänner 1981 em­
treten. 

Als wesentlichste Neul'egelung sieht § 20 a 
Abs. 3 an Stelle der bisherigen Kilometergelder 
bzw. eines Betriebsausgaben-Höchstbetragies vor, 
daß die übrigen mit den in Abs. 1 genannten 
Kraftfahrzeugen im Zusammenhang stehenden 
Betriebsausgaben in tatsächlicher Höhe, wie sie 
aus den betrieblichen Aufzeichnungen und Bele~ 
gen hervorgehen, zu berücksichtigen sind, falls 
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Kraftfahrzeuges die im Abs. 1 festgelegten 
Höchstbeträge nicht übersteigen. Für teurere 
Kraftfahrzeuge soll eine Kürzung der insgesamt 
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nachzuweisenden Betriebsausgaben in dem Ver­
hältnis erfolgen, in dem die. tatsächlichen An­
schaffungs- oder Herstellungskosten einles Kraft-

. fahrzeuges höher sind als die Höchstbeträge des 
Abs. 1. Diese Neuregdung führt zu einer wesent­
lichen V,ereinfachung für die Abgabepflichtigen, 
da sie im allgemeinen die Fühn.ing von Fahrten­
büchern für jedes einzelne Kraftfahrzeug entbehr­
lich machen wird, während die tatsächlichen Aus­
gaben im Zusammenhang mit dem Betrieb eines 
Kraftfahrzeuges ohnehin in den Büchern oder 
Aufzeichnungen festgehalten werden müss.en. Die 
Führung von Fahrtenbüchern wird daher in Hin­
kunft lediglich in besonders &elagerten Fällen für 
die Ermittlung eines Kfz-Privatanteiles Bedeu­
tung haben. Die Neuregelung führt gegenüber 
der Regelung in dem zur Begutachtung versen­
deten Entwurf, der eine beträchtliche Erhöhung 
des Kilometergeldes vorsah, zu. keinem Minder­
aufkommen, sodaß die nunmehrige Vereinfa­
chungsregelung auch budgetär vertretbar er-
scheint. . 

Die verhältnismäßige Kürzung der gesamten 
Ausgaben für neurere Kraftfahrzeuge in jenem 
Verhältnis, in dem die Anschaffungs- oder Her­
stellungskostendie Höchstbeträge des Abs. 1 
übersteigen, beruht auf der überlegung, daß die 
Betriebskosten eines Kraftfahrzeuges insgesamt 
im allgemeinen umso höher sind, je teurer das 
Fahrzeug ist. Dies gih vor allem für Reparatur­
kosten, aher auch für ander,e Aufwendungen, wie 
etwa Wartungskosten und Vollkaskoversicherung. 
Es erscheint daher eine verhältnismäßige Kürzung 
sämtlicher Kosten, die überdies den Vorteil 
größter Einfachheit für sich hat, sachlich gerecht­
f.ertigt. Eine derartige Kürzung der übrigen Be­
triebsausgaben bei 'teureren Kraftfahrzeug.en er­
scheint im übrigen ebenso wie die im Abs. 2 
vorgesehene Kürzung der AfA auch aus energie­
wirtschaftlichen Gründen sowie im Interesse Jer 
Zahlungsbilanz, welche durch die Einfuhr teurer 
Kraftfahrzeuge stärker belasnet wird, vertr.etbar. 
Bei in gebrauc.~tem Zustand erworbenen Kraft­
fahrzeugen soll für die Ermittlung der absetz­
baren Betriebsausgaben der Erwerbspreis des Erst­
erwerbers bzw. der Listenpreis im Zeitpunkt 
der erstmaligen Zulassung des Kraftfahrzeuges 
maßgebend sein, da eine Auswirkung eines blo­
ßen Eigentümerwechsels auf die Höhe der ab­
setzbaren Betriebsausgaben sachlich nicht gerecht­
fertigt wäre. 

Die Abs. 4 bis 7 entsprechen i;"soweit der bis­
herigen Rechtslage, als bei Nutzung der in 
Abs. 1 genannten Kraftfahrzeuge für betriebs­
fremde Zwecke eine entsprechende Kürzung der 
zu berücksichtigenden Aufwendungen zu erfolgen 
hat und eine übertragung stiHer Rücklagen auf 
derartige Kraftfahrzeuge nicht zulässig ist, ferner 
daß die einschränkenden Bestimmungen des § 20 a 
auf Fahrschulkraftfahrzeug,e und auf Kraftfahr-

zeuge, die ausschließlich dem Zweck der gewerb­
lichen Personenbeförderung oder der gewerbli­
chen Vrermietung dienen, nicht anzuwenden sind . 
Neu ist die Regelung im Abs. 5, wonach Ge­
winne oder Verluste beim Ausscheiden von 
Kraftfahrzeugen im Sinne des Abs. 1 aus dem 
Bctriebsvermögen sowie Vergütungen für Schac 
densfälle, die· mit derarti!?i~n Fahrzeugen zusam­
menhängen; steuerlich insoweit rdevant $lein sol­
len, als die Betriebsausgaben für diese Kraftfahr­
zeuge gemäß Abs. 3 absetzbar sind. Dies bedeutet, 
daß die Betriebseinnahmen für Fahrzeuge mit 
Anschaffungskosten, die über den Höchstbeträ­
gen des § 20 a Abs. 1 liegen, entsprechend zu 
aliquotieren und dem steuerlich maßgeblichen 
Buchwert gegenüberzustellen sind. Für Fahr­
zeuge, die bisher von der Begrenzung des § ,20 a 
erfaßt waren, ist eine übergangsbestimmung für 
die Ermittlung des maßgieblichen Buchwertes vor­
gesehen. 

Neu ist auch d~e Regelung im Abs. 8, wonach 
die Aufwendungen des Steuerpflichtig,en für aus­
schließlich betl'ieblich veranlaßte Fahrten mit Per­
sonenkraftwagen, Kombinationskraftwagen oder 
Krafträdern, die nicht zu seinem Betriebsvermö­
gen . gehören, mit den amtlichen Kilometergel­
dern, w~e sie auch nach § 26Z 7 lit. a nicht zu 
den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit ge­
hören, zu berücksichtigen sind. Dadurch wird in 
Hinkunft eine Diskrepanz zwischen den absetz­
baren Aufwendungen des Arbeitg·ebers für Fahr­
ten des Arbeitnehmers mit dem arbeitnehmer­
eigenen Kraftfahrzeug und den gemäß § 26 Z 7 
lit. a in Höhe der KilometergeJder der Bundes­
bediensteten bei den Arbeitnehmern nicht steuer­
baren Einnahmen vennieden. Zur Vermeidung 
einer Jerartigen Diskrepanz sieht Abs. 8 noch 
vor, daß in jenen Fällen, in denen der Arbeit­
geber dem Arbeitnehmer ein ni,edriger,es Kilo­
meuergeld zahlt, nur das niedrigere tatsächlich ge­
zahlte Kilometerge'ld als Betriebsausgabe absetz­
bar sein soll. 

In den Abs. 9 und 10 ist entsprechend der bis­
herigen Rechtslage vorgesehen, daß die Bestim­
mung des Abs. 8 nicht für ausschl~eßlich betri'eb­
lieh veranlaßte Taxifahrten gilt; derartige Kost,en 
sollen auch weiterhin in voller Höhe, di:e nach­
zuweisen ist, anerkannt werden. Durch Abs. 10 
wird Wleiterhin gewährleistet, daß die Bestim­
mungen des Abs. 8 auch auf Aufwendungen für 
Fahrten im Rahmen der Einkunftsarten des § 2 
Abs. 3 Z 4 bis 7 sinngemäß anzuwenden sind. 

Zu Art. I i 9 (§ 24 Abs. 6): 

Die vorgeschlagene Ergänzung des § 24 durch 
.einen neuen Abs. 6 geht auf eine Anregung der 
Steuer reform kommission zurück. Im Rahmen 
einer Betriebsaufgabe sind hinsichulich der Ver­
wertung der bisher betrieblich genutzten Anlage­
güter verschiedene Möglichkeiten gegeben. Diese 
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reichen vom vollständigen über einen teilwei~en 
Verkauf bis zu einer vollständigen OberRahme 
der Anlagegüter ins Privatvermögen. Eine Ver­
wertung durch Verkauf wird insbesondere dann 
nicht in Betracht kommen, wenn dn Gebäude 
bisher sowohl der Wohnsitz des UntJernehmers 

Sinne der Rechtsprechung' des Verwaltungsge­
richtshofes überhaupt keine Begünstigung zu ge­
währen wäre. Aus diesem Grund mußte daher die 
Gewährung des Hälftesteuersatzes ausdrücklich· 
im Gesetz verankert werden. 

(Mituntemehmers) als auch betrieblich genutzt Zu Art. I Z 10 (§ 26 Z 7): 
war und der Bletl"ieb infolge Todes, Berufsun­
fähigkeit oder Erreichen des Pensions alters auf­
gegeben wird. Zur Vermeidung von Härten sieht 
der Entwurf in bestimmten Fällen der Betriebs­
aufgabe auf Antr<lg eine Ausscheidunig der stillen 
Reserven betrieblich genutzter Gebäudeteile aus 
dem steuerpflichtigen Aufgabegewinn vor. 
Voraussetzung ist, daß das' in Betracht kommende 
Gebäude im Zuge der Betriebsaufgabe weder 

Die Beseitigung 'der unterschiedlichen Ta·rife 
(Tarif I und TI) bei den Tagesgeldern entspricht 
den Anregung.en der Steuerreformkommission. 
Außerdem soll klargestellt werden, daß bei Zah­
lung von Kilorrietergeldern, die das amtliche 
Kilometergeld übersteigen, bis zur Höhe des 
amtlichen Ki-lometergeldes nicht steuerbarer Ar­
beitslohn vorliegt. 

(ganz oder zum Teil, also auch etwa hinsichtlich Zu Art. I Z 11 (§ 27 Abs. 2 Z 1): 
des nichtbetrieblich genutzten Teiles) veräußert 
noch einem Dritten zur betrieblichen Einkunfts- Das Einkommensteuerrecht baut auf. dem No­
erzielung überlassen oder überwiegend zu einer minalwertprinzip als tragendem Prinzip der 
sonstigen Einkunftserzielung verwendet wird. Die Rechts- und Wirtschaftsordnung auf. Danach be­
überlassung zur betrieblichen Einkunftserzie- ruhen die Einkunftsermittlungsvorschriften auf 
lung so1l deshalb schädlich sein, weil sonst Fälle einer nominellen, dh. von den Nennbeträgen 
einer Betriebsaufspaltung, die nach der Recht- ausgehenden Geldwertrechnung (Grundsatz: 
sprechung des Verwaltungsgerichtshofes eine Be- Schil1ing = Schilling). Die Nominalwertrechnung 
triebsaufgabe nach sich ziehen können, begün- des Einkommensteuerrechtes läßt mithin den an 
stigt wären. überdies ist es in diesem Fall sowie den verschiedenen Zeitpunkten bestehenden tat­
auch in dem weiters schädlichen Fall, daß das Ge- sächlichen Geldwert außer Betracht. Eine Berück­
bäude überwiegend zur Einkunftserzielung ver- sichügung der Geldentwertung ist daher grund­
wendet wird, dem Steuerpflichtigen durchaus zu- sätz,Ech nicht möglich. So kann die Geldentwer­
mutbar, die stillen Reserven des betrieblich ge- tung im Rahmen der Einkünfte aus Kapitalver­
nutzten Gebäudeteiles im Rahmen der Betriebs- mögen nicht durch einen Abschlag vom Nennbe­
aufgabe zu versteuern. Auf Gebäudeteile, auf die trag der Kapitalerträge berücksichtigt werden. 
stille Rücklagen übertragen wurden oder die als Dementsprechend hat auch der Verwaltungsge­
Arbeitnehmerwohnstätte mit beträchtlichen Sät- richtshof ursprünglich judiz,iert, daß Aufw.er­
zen vorzeitig abgeschrieben werden konnten, soll tungsbeträge von privaten Darlehensforderungen 
die Bestimmung nicht anwendbar sein. Weiters zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören 
ist vorgesehen, daß in Fällen, in denen in einem (VwGH-Erk. v. 20. Feber 1950, Z1. 1825/48, Slg. 
Zeitraum von fünf Jahren ab Betriebsauf- Nr. 198/F). Im Erkenntnis eines verstärkten 
gabe durch die nach den allgemeinen einkom-! Senates vom 8. Juli 1955, Z1. 3196/53, Slg. 
mensteuerlichen Prinzipien in Betracht kom-I Nr. 1214/F, ist der VwGH von dieser Rechtsan~ 
mende Person (Steuerpflichtiger bzw. bei Be- sidlt abgegangen, indem er ausgesprochen hat, 
triebsaufgabe aus Anlaß des Todes seine Rechts- daß nominelle Mehrbeträge, die sich bei der 
nachfolger) eine Veräußerung oder unentgeltliche Rückzahlung eines Darlehens auf Grund einer 
übertragung unter Lebenden oder auch eine Ver- vertraglichen Wertsicherung ergeben, nicht Ent­
wendung oder überlassung zur Einkunftserzlie- gelte oder Vorteile im Sinne des § 20 Abs. 2 Z 1 
lung erfolgt, eine Nachversteuerung der stillen EStG 1953 (jetzt § 27 Abs. 2 Z 1 EStG 1972) 
Reserven bei den in Betracht kommenden Per- seien. Diese Auffassung erscheint mit dem No­
sonen zu erfolgen hat. Durch die Einbeziehung minalwertprinzip unvereinbar. Denn nach diesen 
der unentgeltlichen übertragung unter Lebenden Grundsätzen Wlirken sich Wertänderungen des 
soll insbesondere eine Umgehung der Nachver- Kapitals auf die Besteuerung der tatsächlich er­
steuerung vermieden werden. Ein übergang des zielten' Nominalerträge nicht aus. Kapitalerträge 
Gebäudes von Todes wegen soll hingegen eine sind im allgemeinen unabhängig von realen Wert­
Nachversteuerung nicht auslösen. Für diese Nach- änderungen dei' Kapitalanlage zu versteuern. No­
versteuerung schlägt der Entwurf entgegen der minelle Erträge können daher nicht zum Zwecke 
Anregung der Steuerreformkommission, die einen' des AUSIgleicheseiner Wertminderung der Kapi­
Viertelsteuersatz angeregt hatte, die Anwendung tal anlage außer acht gelassen werden. Ein nomi­
des Hälftesteuersatzes nach § 37 Abs. 1 vor. Dies neUer Wertzuwachs, der sich aus einer Verein­
erscheint deshalb als weitgehende Begünstigung, barung er~ibt, die zum Zwecke einer Wertsiche­
weil durch den Aufschub und die Zerlegung der rung des Kapitals (Vermögensstammes) getroffen 
Besteuerung ohnedies eine wesentliche Progres-' wurde, ist demnach den Früchten des Kapitals 
sionsmilderung. eintr.itt und dahe·r an sich im I und nicht etwa der Kapitalsphäre zuzurechnen. 
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Das zeigt sich insbesondere auch darin, daß das 
Damnum oder Darlehensabgeld als besonderes 
Entgelt oder Vorteil im Sinne des § 27 Abs., 2 
Z 1 EStG 1972 angesehen wil"d(Schubert­
Pokorny - Schuch, Einkommensteuerhandbuch, 
S.760; Hofstätter - Reichel, Kommentar zur 
Einkommensteuet,§27 Tz 30), weiters daß auch 
der in den Zinsen aus Einlagen bei Banken ent­
haltene Ersatz für Geldentwertung zu den Ein­
künften aus Kapitalvermögen gehört. Die Verein­
barung einerWertsicherung unterscheidet sich in 
wirtschaftlicher Betrachtungsweise nicht von 
einem Darlehensabgeld oder der in Zinsen ent­
haltenen Wertsicherungskomponente. Eine unter­
schiedliche Behandlung im wesentlichen gleichge~ 
lagerter wirtschaftlicher Sachverhalte wäre daher 
problematisch. Dagegen spricht auch nicht, daß 
Wertsteigerungen der Kapitalanlage (der Ein­
kunftsquelle) nicht zu den Einkünften aus Kapi­
talvermögen gehören, denn bei den Wertsiche­
rungsheträgen handelt es sich entsprechend dem 
Nominalwertprinzip um ein Entgelt für die 
überlassung der Nutzung von Kapitalvermögen 
und somit um steuerpflichtige Erträge. 

Die vongeschlagene Bestimmung soll insbeson­
dere auf wertgesicherte Darlehen (partiarisch~ 
Darlehen) und wertgesicherte Vermögenseinlagen 
des e,chten stillen Gesellschafters zur Anwendung 
kommen. 

Zu Art. I Z 12 (§ 33 Abs. 8): 

Diese Bestimmun'g soll v,erhindern, daß die Be­
zieher kleiner Einkommen in die Steuerpflicht 
hineinwachsen. 

Zu Art. I Z 13 (§ 34 Abs. 4 und 5): 

Nach Ansicht der Steuerreformkommission 
entsprechen die bishel1igen Prozentsätze der zu­
mutbaren Mehrl?elastungnicht dem Grundsatz 
der Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lei­
stungsfähigkeit des SteuerpflichtJigen.DurCh die 
Neuregelung der Prozentsätze im § 34 Abs. 4 
wird diesem Umstand dadurch Rechnung getra­
gen, daß für den Ehegatten bei Anspruch auf den 
Alleinverdienerabsetzbetrag und für jedes Kind 
im Sinne des § 119 eine Verminderung der zu­
mutbaren Mehrbelastung um j,e ein Prozent des 
wirtschaftlichen Einkommens eintreten soll. 

Entsprechend dem Wunsch der Steuerreform­
kommission ist durch die Neufassung des § 34 
Abs. 5 die Familienbeihilfe(§ 3 Z 9) und die 
Wohnungsbeihilfe (§ 3 Z 10) bei der Berechnung 
des wirtschaf~lichen Einkommens und damit bei 
der Bemessung der Höhe der zumutbaren Mehr­
belastung nicht einzube:viehen. Durch die,se Maß­
nahme und durch die Verminderung der Prozent~ 
sätze des § 34 Abs. 4 für jedes Kind im Sinne 
des § 119 wil1d auf die verminderte wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der MehrkinderfamilieBedacht 
genommen. 

Die Anführung der Befreiung des § 27 Abs. 5 
dient lediglich der KlarsteIlung, weil die vom § 27 
Abs. 5 erfaßten Zinsen als steuerfreie Einkünfte 
ohnedies schon das wirtschaftLiche Einkommen 
erhöhen. 

Zu Art. I Z 14 (§ 34 Abs. 8): 

Mit den vorgeschlagenen Knderungen soll einer­
seits khrgestellt werden, daß nur die Mehrauf­
wendul1lgen für die behinderten Kinder als außer­
gewöhnliche Belastung zu berücksichtigen sind. 
Andererseits soll einer Anregung der Steuerre­
formkommission dahingehend entsprochen wer­
den, daß der Steuerpflichtige die von ihm ge­
tätJigten Mehraufwendungen auch dann als außer­
gewöhnliche Belastung geltend machen kann, 
wenn für das betreffende Kind nicht er selbst, ' 
sondern eine andere Person (zB der Ehegatte, 
der getrennt lebende oder geschiedene Ehegatte, 
ein Großelternteil) die erhöhte Familienbeihilfe 
bezieht. 

Zu Art. I Z 15 bis 18 (§§ 40,41 Abs . .2 
Z 1,41 Abs. 3 und 4): 

Durch die Neufassung der §§ 40 und 41 Abs. 3 
soll der Veranlagurugsfreibetrag von 7 000 S für 
kapitalertragsteuerpflichtige Einkünfte aus Kapi­
talvermögen auch für Zinsen aus Wandelschuld­
und Gewinnschuldverschreibungen zustehen. Für 
diese Zinsen soll im § 41 Abs. 2 Z 1 die M6glich-_ 
keit einer ,Antragsveranlagung eingeräumt wer-
den. ' 

Durch die Neufassung des § 41 Abs. 4 soll eine 
Gleichbehandlung der Hinzurechnungsbeträge 
wegen schuldhafter Nichtvorlage der Lohnsteuer­
karte im Falle der Durchführung eines amts­
wegigen JahresauSlgleiches und der Durchfühning 
einer Veranlagung erreicht werden: 

Zu Art. I Z 19 (§ 42 Abs. 1 Z 3): 

Durch die Neufassung des § 42 Abs. 1 Z 3 soll 
die Pflicht zur Abgabe einer Steuererklärung von 
jener Einkommenshöhe abhängig sein, die bei 
einem Steuerpflichtigen ohne Alleinverdienerab­
setZlbetrag auf Grund der Neuf:issung des § 33 
Abs. 8 erstmals eine Einkommensteuervorschrei­
bung auslöst. 

Zu Art. I Z 20 (§ 45 Abs. 3): 

Durch die Neufassung des § 45 Abs. 3 soll die 
bisherige Praxis der Berücksichtigurug von Voraus­
zahlungsänderungen gesetzlich fixiert w,erden. Die 
Erhöhung einer Vorauszahhmg oder auch ihre 
erstmalige Festsetzung soU auf den nächsten Fäl­
ligkeitstermin d,er Vorauszahlung nur dann Aus­
wirkung haben, wenn die Zustellung desentspre­
chenden Bescheides mindestens einen Monat vor 
der entsprechenden Vierteljahresfälligkeit erfolgt. 
Anderenfalls ist der Ausgleich anläßlich der der 
Anderung zweitfolgenden Vierte1jahI"esfälIigkeit 
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vorzunehmen. Herabsetzungen der Vorauszah­
lung sollen hingegen wie bisher stets bei der näch­
sten Vierteljahresfälligkeit berücksichtigt werden. 
Weiters soll geregelt werden, wie bei einer Erhö­
hung oder erstmaLigen Festsetzung einer Voraus­
zahlung nach dem 10. November vorzugehen ist. 
Dadurch ist nun auch eindeutig festgelegt, daß 
der Termin 30. September sich, nicht auf die erst­
malige Festsetzung von Vorauszahlullgen bezieht. 
Hinsichtlich der .Anderung von Vorauszahlungen 
wUl'\de zwar der Termin 30. September beibehal­
ten, jedoch soll bei .Anderung der Vorauszahlung 
über Antrag des Steuerpflichtigen der 30. Septem­
ber nicht für das Wirksamwerden (dLe Zustellung) 
des Vorauszahlungsbescheides, sondern für die 
Binbringung des Antrages auf .Anderung der 
Vorauszahlung maßgeblich sein, wobei für die 
Rechtzeitigkeit der, AntragsteIlung die entspre­
chenden Bestimmungen der Bundesabgabenord­
nung maßlgebend sind. Vorauszahlungsänderun­
gen, die das F>inanzamt von Amts wegen bzw. 
in Anpassung an die Ergebnisse der letzten Ver­
anlagung vornehmen will, sind hingegen weiter­
hin nur dann zulässig, wenn sie his zum 30. Sep­
tember wirksam werden. 

Zu Art. I Z 21 (§ 48 Abs. 3): 

Durch den letzten Halbsatz soll diie Möglich­
keit eröffnet werden, Dauerlohnsteuerkarten von 
Zeit zu Zeit neu ausschreiben zu lassen, wenn 
del"en Kontrolle erschwert erscheint wi,e insbe­
sondere in jenen Fällen, in denen die A usstel­
lung der Lohnsneuerkartlen schon lange zurück­
l~egt. 

Zu Art. I Z 22 (§ 67 Abs. 1): 

Durch die Anhebung der BagateHgrenze von 
100 Sauf 130 S soll erreicht werden, daß Min­
destpensionsbezieher und Bezieher kleiner Ein­
künfte anläßlich der letzt1en Sonderzahlung nicht 
in eine Besteuerung mit den festen Steuersätz,en 
hineinwachsen. 

Zu Art. I Z i3 (§ 71): 

Die im zweiten Satz des § 71 vorgeschlagene 
l\.nderung entspricht der bisherigen Verwaltungs­
praxis, wonach d~e an sich vorzunehmende Zu­

/ sammenrechnung von Bezügen durch die bezugs­
'auszahlende Stelle in bestimmten Fällen nicht 
zu erfolgen ha.t. 

Zu Art. I Z 24 (§ 72 Abs. 3): 

Durch die Neufassung des§ 72 Abs. 3 sol1 im 
Hinblick auf die fortschreitende Automatisiterung 
auch den Trägern der gesetzlichen Sozialversiche­
rung eine Mitteilungspflicht auferlegt w:erden, um 

. d~e Durchführung von amtswegigen J ahresaus­
gleichen für mehrere Jahre zu Vierrneiden. Die 
Mitteilung soll zur Vereinfachung des Arbeits­
ganges in Hinkunft in Form ,eines ausgefüllten 
l.ohnzettels erfolgen. 

Zu Art. I Z 25 (§ 73 Abs. 2): 

Durch die neue Z 6 soll die Möglichkeit ge­
schaff,en wel'den, ähnlich wie bei einer Veranla­
gung zur Einkommensteuer auch bei dl~r Durcl:­
führung eines amtswegigen Jahresausglelches Frei­
beträge geltend zu machen, für die im Lbhn­
steUJcrvcrfahren eine rechtzeitige AntragsteIlung 
unterblieben ist. 

Zu Art. I Z 26 (§ 82 Abs. 2): 

Die Praxis hat gezeigt, daß ~erade hei den 
\Xr erbungskosten in größerem Ausmaß die Ein­
tragung für künftige Lohnzahlungszeiträume er­
folgt, ein Umstand, der die Ausweitung der 
Nachforderungsmöglichkeit ,erforderlich macht. 

Zu Art. I Z 27 (§ 93 Abs. 2): 

Die vorgeschlagene Neufassung soll in Fällen 
grundsätzlich kapitalertrag,steuerpflichtiger Ein­
künfte dem Umstand Rechnung tragen, daß auch 
nominelle Mehrbeträg,e auf Grund einer Wert­
sicherung zu den Einkünfnen aus Kapitalvermö­
gen gehören (siehe Art. I Z 11). 

Zu Art. I Z 28 und 30 (§ 106 Abs. 1 und 4): 

Der Freibetrag wegen Körperbehinderung 
bisher ein höchstper.sönlicher Freibetrag - soll 
nunmehr auch durch den anderen Ehegatten gel­
tend gemacht werden können. Dadurch soll er­
!1eicht werden, qaß bei Körperbehinderung des 
nic.htverdienenden Ehegatten der Alleinverdiener 
in den Genuß des Freibetrages kommt. 

Zu Art. I Z 29 (§ 106 Abs. 2 Z 1): 

Durch die letzte Novelle zum Invalideneinst<el­
lungsgesetz, BGBl. Nr. 111/1979, wurde für er­
werbstätige Zivilbehinderte di,e Möglichkeit ge­
schaffen, d~e Höhe der Minderung der Erwerbs­
fähigkeit von den Landesinvalidenämtern be­
scheidmäßig feststellen zu lassen. Durch den nun­
mehr C7eänderten· Gesetzeswortlaut soll erreicht 
werde:' daß für diesen Personenkreis in Hin­
kunft ,eine gesonderte Untersuchung durch den 
Amts- bzw. Polizeiarzt entbehrlich wird. 

Zu Art. I Z 31 (§ 106 a Abs. 3): 
Durch d~e Anhebung der Einkommensgrenzen 

soll erreicht werden, daß Bezieher kleiner Ein­
kommen wie insbesondere Bezieher geringer 
Pensionen nicht aus der Begünstigung des § 106 a 
herausfallen. 

Zu Art. I Z 32 (§ 106 a Abs. 6): 

Mit der vorgeschlagenen .Anderung, daß Pflege­
oder Blindenzulagen und Hilflosenzuschüsse bei 
der Ermittlung des Einkommens außer Ansatz 
zu lassen sind, soll eine bisherige V,erwaltungs­
übung gesetzlich verankert werden. 

Zu Art. I Z 33 (§ 122 Abs. 3): 
Die Ausführungen zu Art. I Z 3 gelten' sinn­

gemäß. 
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ABSCHNITT II 

Umsatzsteuer 

Zu Art. I Z1 (§ 2 Abs. 4 Z 2): 

Mit der Ergänzung der Z 2 soll einer Anre­
gung der Steuemeformkommission entspredlend 
der Verkauf von Fernsprech-Nebenstellenanlag'en 
an Teilnehmer (teilnehmereigene Nebenstellen­
anlagen) durch die Post im Interesse der Wett­
bewerbsneutralität und zur Vermeidung von 
Kumulativwirkungen in den Unternehmerbereich 
des Bundes einbezogen werden. 

Zu Art. I Z 2 (§ 4 Abs. 3 letzter Satz): 

Durch die Neufassung des Abs. 3 letzter Satz 
soll im Sinne des schon aus dem Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses . erkennbaren 'Wil­
lens des Gesetzgebers eindeutig zum Ausdruck 
gebracht werden, daß diese Bestimmung, die den 
Erwetbspreis als durchlaufende Post fingiert, dem 
wirtschaftlichen Durchlaufcharakter entsprechend 
nur auf zum Zweck der gewerblichen W'eiterver­
äußerung erworbene gebrauchte Kraftfahrzeuge 
Anwendung finden kann, und zwar nur unter 
der Voraussetzung, daß der Unternehmer nach 
obj,ektiven Gesichtspunkten keinen Vorsteuerab­
zug in Anspruch nehmen konnte. 

Zu Art. I Z 3 (§ 5 Abs. 1): 

Das mit 1. Jänner 1981 in Kraft tretende Wert­
zollgesetz 1980 tritt an die Stelle des mit diesem 
Zeitpunkt außer Kraft tretenden Wertzollgesetzes 
1955. Dementsprechend sieht der Gesetzentwurf 
vor, daß der Umsatz bei der Einfuhr ab dieS/ern 
Zeitpunkt nicht mehr nach- dem Zol1wert des 
Wertzollgesetzes 1955, sondern nach dem Zol1-
wut des W'ertzollgesetzes i 980 bemessen wird. 

Zu Art. I Z 4 (§ 5 Abs. 3 und 4): 

Durch das Bundesgesetz BGBL Nr. 286/1978 
hat § 35 lit. ades Zollgesetzes 1955 die Ord­
nungsbezeidmung ,,§ 35 Abs. 1 lit. a" erhalten. 
Die im § 5 Abs. 3 zitierte Ordnungsbezeichnung 
wird daher entsprechend geändert. 

Um klarzustellen, daß das Zitat der ,,(§§ 35 
lit. a, 42 Abs. 2, 88 und 90 des Zollgesetzes 
1955)" in der Klammer darauf hinweist, ~daß 
§ 5 Abs. 3 in diesen Fällen des Zollg'esetzes 1955 
oder in einem anderen nach dem Zollgesetz 1955 
zulässigen Ausgangsvormerkverkehr anzuwenden 
ist, ist. vorgesehen, das Zitat ohne Klammer mit 
diesem Hinweis in die B1estimmung des § 5 
Abs. '3 aufzunehmen. 

Abs. 5 des Wertzollgesetzes 1955 bestimmt, das 
mit 1. Jänner 1981 außer Kraft tritt. Da dieser 
Zeitpunkt dem nach w~e vor in Geltung befind- , 
lichen Zeitpunkt des . § 6 des Zollgesetzes 1955 , 
grundsätzlich ,entspricht, sieht der Gesetzentwurf 
vor, daß "der gemäß § 6 des Zollgesetzes 1955 
für die Anwendung der zolltarifarischen Bestim­
mungen maßgebende Zeitpunkt" künfnig auch 
bei Heranziehung des Entgeltes oder der Wert­
steigerung als Bemessungsgrundlage für die Ein­
fuhr nach § 5 Abs. 4 maßgebend sein soll. 

Ansonsten erfolgte eine Anpassung an den 
Wortlaut des mit 1. Jänner 1981 in Kraft tre­
tenden Wertzollg,esetz.es 1980. 

Zu Art. I Z 5 (§ 5 Abs .. 6 und 7): 

Die vorgesehene Knderung des Abs. 6 erfolgt 
im HinbLick auf das mit 1. Jänner 1981 in Kraft 
tretende Wertzollgesetz 1980. 

Bei der Neufassung des Abs. 7 handelt es sich 
um eine formelle Kndierung, die der KlarsteI­
lung dient. 

Zu Art. I Z 6 C§ 6 Z 16): 

Die nunmehr vorgesehene (unechne) Steuerbe­
freiung für die Umsä'tze der Pflege- und Tages­
mütter sowie Pflegeeltlern dient vor allem dem 
Zweck, die im öffentlichen InteresSie liegende 
Erziehungstä1ligkeit dieser Personen zu begün­
stigen. Damit ist auch gewährleistet, daß diese ' 
Personen keine administra1liven Belastungen zu 
tragen haben. 

Zu Art. I Z 7 (§ 10 Abs. 2 Z 4, 5 und,6): 

a) Zu § 10 Abs. 2 Z 4: 

Die Erhöhung der Grenze des Einheitswertes 
der wieinbaumäßig genutzten Fläche von 
275000 Sauf 300000 S steht mit der durch das 
Bewertungsänderungsgesetz 1979, BGBL Nr. 318, 
erfolgten Erhöhung der Hektarhöchstsätze für 
das landwirtschaftliche Vermög,en im Zusammen­
hang. Durch di,ese Anpassung soll erreicht wer­
den, daß der Kreis der begünstigten Weinbau­
betriebe als Folge der Erhöhung der Einheits­
werte im wescntlichen gleichbleibt. 

b) Zu § 10 Abs. 2 Z 5: 
Die vorgesehene Knderung dieser Bestimmung 

muß in Zusammenhalt mit der Anhebung -des 
Stcuersatzes für Energie gesehen wlerden (siehe 
§ 10 Abs. 5) und war deshalb erforderlich, weil 
nach dem umsatzsteuerrechtLichen Grundsatz der 
Einheitlichkeit der Leistung eine im Rahmen der 
V,ermietung erfol-gteBeheizung von Wohnungen 

Maßgebend ist gemäß § 5 Abs. 4 auch bei oder anderen Räumlichk,eiten (Lieferung von 
Heranziehung des Entgeltes oder der Wertsteige- Wärme) das steuerliche Schicksal der Hauptlei­
rung als Bemessungsgrundlage "der nach den stung (Vct1mietung) teilt und daher - wie 
wertzollrechtlichen Bestimmungen für dic Er- dies,e - weiterhin dem crmäßigten Steuers atz 
mittlung des Normalpreises maßgebcnde Zeit- von 8°/0 unterliegen würde. Auf diese Weise 
punkt". DieSler Zeitpunkt wird derz·eit im § 2 I wären zB Mieter in Wohnhäusern mit zentraler 
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Heizungsanlage gegenüber M.ietern, die ihre 
Wohnung selbst heheiZien (also etwa KoMe, 
Heizöl, Gas oder elektrische Energie dinekt be~ 
zi'ehen), ungerechtfiertigt bevorzugt. Durch die 
gegenständliche Xnderung soll gewährleistet wer­
den, daß auch eine als unselbständige Neben1ei­
stung zur Vermietung (Untervermieturig) ·er­
brachte Ueferung von Wärme dem Steuersatz 
von 13% unterliegt und somit eine ungLeiche 
Umsatzsteuerbelastung der Heizkosten nicht ein­
treten kann. 

Durch die ebenfalls aus Gründen der Gleich~ 
mäßigkeit der Besteuerung ·erfolgte Xnderung 
des Unterabsatzes dieser Bestimmung soll klar­
gestellt werden, daß auch bei der Beherbergung 
in eingerichteten Wohn- und Schlafräumen 
(Hotels, Pensionen, Privatzimmer usw.) die auf 
die Beheizung -·entfallenden Entgeltsanteile dem 
Steuersatz von 130/0 unterliegen. 

c) Zu § 10 Ahs. 2 Z 6: 

Die vorgesehene Xruderung dieser Bestimmung 
ist ebenfalls auf die Anhiebung des Steuersatzes 
für Energie zurückzuführen und soll bewirken, 
daß auch Wohnungseigentümer, die Energie über 
die Wohnungseigentumsgemeinschaft (die um­
satzsteuerrechtlich ein eigenes Re9Jtssubjekt dar­
stellt) beziehen, hinsichtlich der Umsatzsteuerbe­
lastung der Energ~ekosten gegenüber Direktbe­
ziehern eine Gleichstellung erfahren. Sämtliche 
von der Wohnungseigentumsgemeinschaft an dir 
einzelnen Wohnungseigentümer weiterverrechne­
ten Kosten für die Erhaltung, Verwaltung und 
den -Betrieb des gemeinsamen Eigentums steHen 
Entgelte für steuerpflichtige Leistungen der Ge­
meinschaft an die Wohnungseigentümer dar, die 
nach der derzeitigen Rechtslage dem ermäßigten 
Steuersatz von 8% unterLiegen. Durch die ge­
genständliche Xnderung soll gewährleistet wer­
den, daß die auf die Lief·erung von Energie ent­
fallenden Aufwendungen (Kostenersätze) der 
Wohnungs eigentümer an die Wohnungseigen­
tumsgemeinschaft dem Steuersatz von 13°/, 
unterliegen. 

Zu Art. I Z 8 (§ 10 Abs. 2 Z 12): 

Auch die vorgeseheIlJe Xnderung dieser Bestim­
mung hat ihren Grund in der Anhebung des 
Steuersatzes für Energielieferungen. Aus Gründen 
der Gleichmäßigk,eit der Besteuerung soll eine als 
unselbständige Nebenleistung (etwa zur Nut­
zungsüberlassung von Wopnungen oder anderer 
Räumlichkeiten).erbrachte Lieferung von Wärme 
auch dann dem Sneuersatz von 130/0 unterl,iegen, 

-wenn als leistender Unternehmer eine gemein­
nützige Vereinigung (zB ein gemeinnütziges 
Wohnungsunternehmen) auftritt. Auf die Aus­
führungen zu Art. I Z 7 (hetr. § 10 Abs. 2 Z 5 
und 6) w;ird in diesem Zusammenhang hinge­
WIesen. 

Zu Art. I Z 9 (§ 10 Abs. 2 Z 20): 

Die vorgesehene AusWleitung der Steuerermä­
ßigung der Z 20 auf die Besorgung von Lei­
stungen, die gemäß § 6 Z 15 steuerfrei sind 
(das sind insbesondere Sportveranstaltungen, di,e 
von gemeinnützigen Vereinigungen durchgeführt 
w.erden), entspr,icht einer Anregung der Steu·er­
reformkommission. 

Zu Art. I Z 10 (§ 10 Abs. 4): 

Die vorgesehene Einbeviehung der Vermietung 
von Gegenständen der Anlage B in den erhöhten 
Steuersatz soll zu einer umsatzsteuerlich-en Gleich­
setzung mit den Lief,erungen derartiger Gegen­
stände führen, wi'e dies auch bei der Vermietung 
von Gegenständen der Anlagle A be!1eits der Fall 
ist (siehe § 10 Ahs. 2 Z 2). Auf diese Weise kön~ 
nen überdies die in der Praxis häufig auftreten­
den Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen 
Leasing- und Kaufverträgen vermieden werden, 
die vor allem darauf zurückzuführen sind, daß 
durch verschiedenarnigste Vertragsgestaltungen 
in zunehmendem Maße versucht wird, Raten­
käufe in die Form von Leasingverträgen zu 
kleiden, um dem erhöhten Umsatzsteuersatz von 
30% zu entgehen. Die Anhebung des Steuersatzes 
für die Vermi·etung der in der Anlage B genann­
ten Gegenstände trägt im übrigen auch den Ziel­
vorstellungen Rechnung, von welchen sich der 
Gesetzgeber aus wirtsc!lafts- und budgetpoliti­
schen Gründen schon im Rahmen des 2. Abgaben­
änderungsgesetzes 1977 leiten ließ. 

Zu Art. I Zl1 (§ 10 Abs. 5): 

Dj,e Bundesregierung hat am 10. Juli 1979 ein 
Energieprogramm beschlossen, das nehen dem 
Ausbau inländischer Energiequellenund der Ent­
wicklung alternativer Energieq:uellen auch Maß­
nahmen zur Einsparung von Energie vorsieht. 
Bei den beschlossenen kurzfristigen Maßnahmen 
liegt das Schwergewicht auf der Einsparung von 
Energie, wobei der Spareff,ekt durch eil} abge­
rundenes System von Ge- und Verboten und in 
Einzelfällen auch durch eine Steuerung über den 
Preis erreicht werden soll. Real steigende Ener­
giepreise bedeuten, daß sich die Energiepr,eise 
rascher erhöhen müssen als da,s gesamte Preis-­
niveau. Konsequent führen diese überlegungen 
dazu, daß auch von steuerlichen Begünstigun­
gen für den Energieverbrauch abzugehen ist.-

Der vorliegencLe Entwurf sieht daher für die 
Liderung von Energie schlechthin eine Anhebung 
des Umsatzsteuersatzes von bisher 80/0 a-uf 13% 
der Bemessungsgrunrdlag1e vor. Diese höhere um­
satzsteuerliche Belastung soll Signalwirkung haben 
und die übrigen energiepo1itischen Maßnahmen 
unterstützen, die zu ,einer Eindämmung des 
Energieverbrauches und damit zu einer Entla­
stung der durch die Energi1eimporte starkbela­
steten Zahlungsbilanz führen sollen. 
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Durch das System der Umsatzsteuer mit I standes folgenden Kalenderjahren ergeben, eine 
Vorsteuerabzug kommt diese steuerliche Maß- Berichtigung des Vorsteuerabzuges vor. Die Be­
nahme allevdings im Bereich der Wirtschaft im richtigung dient dazu, den Vorsteuerabzug, der 
allgemeinen nicht zum Tragen, da Unternehmer sich grundsätzlich nach den Verhältnissen des 
gemäß § 12 unter besuimmten Voraussetzungen Kalenderjahres richtet, in dem die Vorsteulern 
berechtigt sind, die für Vorleistung,en in Rech- angefallen sind, so zu berichtigen, daß er den 
nungoen offen ausgewiesene Umsatzst,euer als Vor- Verhältnissen entspricht, di,e sich für den gesamc 

steuer abzuziehen. Eine Belastung tritt durch ten Berichtigungszeitraum von 5 bzw. 10 Kalen­
diese Maßnahme daher nur bei jenen Beziichern derjahren erg,eben. Durch diese einen Vorsteuer­
von Enef!~ie ein, die kein Recht auf Vors teuer- ausgleidl herbeiführende Berichtigung soUen 
abzug haben (Privatpersonen, öffent:1iche Han:d, einerseits ungeremtfertigte Steuervorteile oder 
nicht zum Vorsteuerabzug ber.echtigte Unter- Steuerumgehungen hintangehalten weI'den, die 
nehmer). Um jedom zumindest im Bereic.~ der sich durm eine nachträgliche Knderung des Ver­
nicht zum Vor~teuerabzug beremtiguen Verbrau- wendungszweckes erg,eben könnnen, ander,erseits 
mer eine gleichmäßige Belastung herbeizuführen, aber aum steuerliche Nachteile für den Unter~ 
war es notwendig, in die höhere Umsatzsteuer- nehmer vermieden werden, die aus einer solchen 
belastung aum das Entgelt für j'ene Energieliefe- nachträglimen Knderung der Verwendung von 
rung,en einzube:ciehen, die bei der Vermietung Gegenständen für Umsätze, die den Vorsteuer­
und V,erpachtung von Grundstücken (V'ermieter) abzug nicht ausschließen, ,entstehen könnten. 
und bei der Beherbergung in eingerichteten Die vorgesehene Knderung des § 12 Abs. 10 
Wohn- und Schlafräumen (Hotels, Pensionen sieht eine sinnge,mäße Anwendung dieser Bestim­
usw.) als Nebenleistung verredlnet werden. Der mung aum hinsichtlich jener Vorsteuern vor, die 
vorliegende Entwurf sieht daher ,eine entspre- auf namträgliche Anschaffungs- oder Herstel­
mende Knderung der Bestimmungen im .§ 10 lungskosten, aktivierungspflimtig,e Aufwendun­
Abs. 2 Z 5, 6 und 12 vor. gen oder auf die Kosten von vorg,enommenen 

Zu Art. I Z 12 (§ 12 Abs. 8): 
Großreparaturen bei Gebäuden entfallen. Da­
durm soll der Zielsetzung dieser Bestimmung 

Zweck dieser Novellierung ist eine Verdeut- in umfassenderer Weise entsprochen und eine 
limung des bisherigen Gesetzeswortlautes im ungerechtfertigte Inansprumnahme des Vor­
Sinne der ratio legis, um Fehlinterpretationen steuerabzuges bei ins Gewimt fallenden AnsmaJ­
möglimst auszuschalten. Nach wie vor besteht fun gen vermieden w,erden. Die Berichtigungs­
der Sinn und Zw,eck dieser Regelung darin, jene zeiträume von 5 bzw. 10 Kalenderjahren erfah­
Leistungen, welme die Träger der Sozialversiche- ren keine Knderung. 
rung oder des öff,entlichen Fürsorgewesens auf Di,e etwas modifi:cierte Regelung, wann bei 
Grund gesetzlicher oder satzungsmäßiger Vor- einer Knderung der Verhältnis,:.e, die sim auch 
schriften zu erbringen haben, auch dann von der zugunsten eines Unternehmers auswirken kann, 
Umsatzsteuer zu entlasten, wenn die Sozialversi- die Berimtigung vorzunehmen ist bzw. welme 
cherungs- oder Fürsorg,eträger diese Leistungen Beträge jeweils im Jahr eLer Knderung zu be­
nicht selbst eI'bringen, sondern dafür einen nam- . rücksichtigen sind, stent lediglich eine Klarstel­
träglichen Kostenersatz leisten. Die ~egenständ- lung dar, die eine konforme und der herrschen­
liehe Besuimmung dient somit lediglich dazu, den den Praxis entsprechende Vorgangsweise bei 
Trägern der Sozialversicherung oder des öffent- Durchführung der Berichtigung gewährleisten 
lichen Fürsorgewesens den Vorsteuerabzug in soll. 
jenen Fätlen zuermöglimen, in welrnen nach­
träglim .ein Kostenersatz für die an die V ersi­
cherten oder Hilfeempfänger ,erbrachten Lei­
stun~en gewährt wird, die regdmäßig als Sam­
leistungen für Rechnung der Träger der Sozial­
vIersicherung oder des öffentlichen Fürsorgewesens 
bewirkt werden. Sie bietet jedöm keine Hand­
habe. für jene Fälle, in wdmen der Versim'erte 
oder Hilfeempfänger nur Anspruch auf eine 
Geldleistung hat, wie dies zB in aller Regel beim 
Bestattungskostenbeitrag der Fall ist, den Vor­
steucrabzug geltend zu machen. 

Zu Art. I Z 13 (§12 Abs. 10): 

§ 12 Abs. 10 sieht bei einer Knderung der 
V,erhältnisse, die für den Vorsteuerabzug maß­
gebend sind und die sim in den auf das Jahr 
der Ansmaffungoder Herstellung ,eines Gegen-

Zu Art. I Z 14 (§ 17 Abs. 2 und 3): 

Die vorgesehene Anhebung der Umsatzgrenze 
für die wahlweise Istbesteuerung erfolgt im 
Interesse einer Verwaltungsvereinfamung und 
entspricht zum Tell aum einer Anr.egung der 
Steuerr·eformkommission. 

Zu Art. I Z 15 (,§ 21 Abs. 1 bis 8): 

Die vorgesehenen Knderungen erfolgen im 
Interesse einer Verbesserung der praktischen 
Handhabbarkieit dieser Bestimmungen und stüt­
zen sim auf die Erfahrungen, die bisher im Rah­
·m,en der V,erwaltungspraxis gewonnen werden 
konnten. Die Novellierung soll insbesondere dem 
Zweck dienen, die verfahrensremtlimen Vor­
srnriften über die Umsatzsueuervoranmeldungen, 
Umsatzsteuerfestsetzung, Umsatzsneuererklärung 

5 
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und Umsatzsteuerveranlagung sowie die Regelun­
gen über di:e Hlligkeit von Vorauszahlungen, 
Restschuldzahlungen und Abschlußzahlungen bzw. 
über das Wirksamwerden von Gutschriften soweit 
als möglich an die Erfor,dernisse der EDV anzu­
passen und hiebei unter Bedachtnahme auf die 
Sicherung des Steuera,ufkommens auch organisa­
torischen Belangen Rechnung zu tragen. Nicht 
zuletzt ist auch durch die jüngste Rechtsprechung 
des VwGH über die· Fälligkeit rückständiger 
VorauszahLung,en eine dem Sinn und Zweck der 
Fälligkeitsbestimmungen entsprechende KlarsteI­
lung notwendig geworden. 

Im .einzelnen ist zu den yorgesehenen Knde­
rungen bzw.Umformuherungen in den Abs. 1 
bis 5 folgendes zu bemerken: 

Die vor~esehene. Neufassung des Abs. 1 läßt 
trotz der vorgenommenen Umformulierungen 
den wesentlichen materiell-rechtlichen Inhal~ 
di:eser Bestimmung unverändert und verfolgt in 
Zusammenhalt mit dem nunmehrigen Wortlaut 
des Abs. 3 vor allem den Zweck, keinen Zweifel 
mehr darüber offen zu lassen, daß sich der Fäl­
ligkeits~eitpunkt des Abs. 1 stets auf die sich nach 
den Bestimmungen des UStG 1972 zu entrich­
tende Vorauszahlung bezieht und nicht 'etwa nur 
auf den allenfalls zu niedrig voran gemeldeten 
Umsatzsteuervorauszahlungsbetrag. Im .ersten 
Satz des Abs. 1 soll überdies - in Überein­
stimmung mit der bisherigen Praxis - klarge­
stellt werden, daß in FäHen, in welchen die F,est­
setzung und die Einhebung der U msa,tzsteu·er 
verschiedenen Finanzämtern obli1egt, die Umsatz­
steuervoranmeldungen bei dem für die Einhebung 
der Umsatzsteuer z·uständigen Fina.nzamt einzu­
reichen sind. Bezüglich der Gutschriften soll die 
vorgesehene Fassung den Zeitpunkt f,estlegen, auf 
welch,en die Gutschrift zurückwirkt, da die 
Buchung eines Überschusses nie im Zeitpunkt 
der Abgabe der Voranmeldung erfolgen kann. 

Im Abs. 2 ist im Interesse einer Verwaltungs­
vereinfachung eine Anhebung der Umsatzgrenze 
für das Kalendervierteljahrals Voranmeldungs­
zeitraum von 150000 Sauf 300000 S vorgesehen. 
Damit wird einer diesbezüglichen Anregung der 
SteUlerreformkommission teilweise entsprodllen. 

Die im Abs. 3 vorgeschlagene Neufassung 
trägt den Anderungen Rechnung, die durch die 
Novelle zur Bundesabgabenordnung, BGBI. 
Nr. 151/1980, eingetreten sind. Aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung ist insbesondere 
vorgesehen, daß einebescheidmäßige Umsatz­
steuerfestsetzung entfallen kann, wenn eine voll­
ständige und richtige Voranmeldung verspätet 
eingereicht wird. Die bei,den letzten Sätze der 
vorgeschlagenen Neufassung des Abs. 3 enthal­
ten für Festsetzungen det 'U msatzsteuer not­
wendige Ergänzungen zu Bestimmungen der 
Bundesabgabenordnung. Die Neufassung soll den 
Zeitraum, innerhalb dessen eine Festsetzung zu-

lässig ist, eindeutig abgrenzen sowie den Wirk­
samkeitszeitpunkt eines bescheidmäßig festge­
setzten Überschusses regeln. 

Der vorgeschlagene Abs. 4 soll die Möglichkeit 
schaffen, Restschuldigkeiten des Unternehmers 
sowie aus einer Steuererklärung sich ergebende 
Unterschiedsbeträge zugunsten des Unternehmers 
ohne beschei:dmäßige Festsetzung wirksam 
werden zu lassen. Die Fälligkeit der Restschuld 
sowie der Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Gutschrift soU durch di,e vorgesehene Neufas­
sung genau geregelt werden. 

Im Abs. 5 ist lediglich eine etwas verbesserte 
Formulierung vorgesehen, durch die jedoch der 
wesentliche Inhalt des bisherigen Abs. 5, der die 
Abschlußzahlung und deren Fälligkeit zum 
Gegenstand hat, keine Knderung erfährt. Ergibt 
sich aus der Veranlagung eine Gutschrift für 
den Unternehmer, so soll diese mit Bekannt­
gabe des Veranlagungsbescheides wirksam 
werden. 

Zu den Knderungen bzw. Umformulierungen 
in den Abs. 6 bis 8 ist zu bemerken: 

Durch di,e Bestimmungen des § 20, die in Zu­
sammenhang mit den Bestimmungen des § 21 
zu sehen sind, wird die Steuerberechnung für 
die in einem bestimmten Zeitraum ausgeführten 
Umsätze geregelt. Der Gesetzgeber folgte damit 
dem schon im früheren Umsatzsteuerrecht ver­
ankert gewesenen und bewährten Grundsatz der 
Abschnittsbesteuerung, die von der Summe der 
Umsätze innerhalb eines Zeitabsd:mittes (Veran­
lagungszeitraum) und der in diesen Zeitraum 
fallenden Vorsteuern für Leistungen an den 
Unternehmer ausgeht. Die Steuer wird nach Ab­
lauf des Veranlagungszeitraumes ermittelt und 
vom Finanzamt bescheidmäßig festgesetzt. 

§ 21 Abs. 6 stellt eine im Interesse der Ver­
waftungsvereinfachung liegende Begünstigungs­
vorschnift für Kleinstunternehmer dar. Nach die­
ser Bestimmung entfällt für Unternehmer, deren 
Umsätze im Veranlagungszeitraum 40000 S 
nicht übersteigen, die Verpflichtung zur Abgabe 
einer Umsatzsteuererklärung und zur Entrich­
tung der Umsatzsteuer. Diese Bagatellregelung, 
die den Verlust des Rechtes auf Vorsteuerabzug 
vorsieht, führt grundsätzlich auch zu keiner Ver­
anlagung durch das Finanzamt. Übersteigt jedoch 
der Umsatz in einem Veranlagungsjahr diese 
Umsatzgrenze, so gelten für dieses Kalenderjahr 
die allgemeinen Vorschriften dieses Gesetzes ein­
schließlich des Rechtes auf Vorsteuerabzug. 
Bleibt im Folgejahr der Umsatz neuerlich unter 
40 000 S, so sind wieder die Bestimmungen der 
Abs. 6 und 7 anzuwenden. Der Unternehmer 
hat jedoch nach Abs.8 das Recht, durch Ab­
gabe einer Erklärung gegenüber dem Finanzamt 
auf die Anwendung der Bagatellregelung zu ver­
zichten. Ein solcher Verzicht bindet den Unter-
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nehmer für mindestens fünf Kalenderjahre an § 12 Abs. 10 und 11 sowie bei einer nachträg­
die Regelbesteuerung. lichen Änderung der, Bemessungsgrundlage für 

Wie die Vergangenheit gezeigt hat, kann die 
Nichtanwendbarkeit der Bestimmungen des § 12 
Abs. 10 bis 12 bei Änderung der Verhältnisse, 
die für den Vorsteuerabzug maßgebend waren, 
beim übergang von der Besteuerung nach den 
allgemeinen Vorschriften des Gesetzes zur Be­
steuerung nach den Abs. 6 und 7 in manchen 
Fällen zu nicht unerheblichen Steuerausfällen 
führen. Das gleiche gilt hinsichtlich des § 16 bei 
einer nachträglichen Änderung der Bemessungs­
grundlage für die Umsatzsteuer bzw. die Vor­
steuer. Der vorliegende Entwurf sieht daher für 
den Fall des überganges von der Besteuerung nach 
den allgemeinen: Vorschriften des Gesetzes zur 
Besteuerung nach Abs. 6 und 7 eine sinngemäße 
Anwendung der Bestimmungen des § 12 Abs. 10 
bis 12 vor und bestimmt ausdrücklich, daß auch 
Berichtigungen nach § 16 für ZeiträufJ1e vor­
zunehmen sind, in denen die allgemeinen Vor­
schriften dieses Gesetzes Anwendung gefullden 
haben. Auf diese Weise soll erreicht werden, daß 
ungerechtfertigte Steuervorteile oder Steuerum­
gehungen hintangehalten werden können und 
insbesondere bei einer nachträglichen Änderung 
der Verhältnisse für den Vorsteuerabzug eine 
dem Sinn und Zweck der Bestimmungen des 
§ 12 Abs. 10 bis 12 entsprechende Berichtigung 
der in Anspruch genommenen Vorsteuer vorge­
nommen wird. 

Vorgänge, die der Regelbesteuerung unterlagen, 
eine entsprechende Berichtigung der Steuerbetr~ge 
nach § 16 vor. ' ' 

Auf Grund einer Anregung der Steuerrefoqn- , 
kommission wurden im neugefaßten Abs. 6 die ' 
Fristen für den Wechsel der Besteuerungsart m 
einem vertretbaren Ausmaß verIän~ert. 

Zu Art. I Z 18 (Anlage A zum Umsatzsteuer~ 
gesetz 1972, Z 18 und 38 bis 41): 

a) Zu Z 18 der Anlage A: 

Durch die vorgesehene Einbeziehung der Wei­
zenstärke und Maisstärke in den etmäßigten' 
Steuersatz soll eine umsatzsteuerrechtliche Gleich- ' 
stellung dieser Produkte mit der Kartoffelstärke' 
herbeigeführt werden. Sowohl Kartoffelstärke., 
als auch Weizen- und Maisstärke werden für die 
Zubereitung von S'peisen verschiedenster Art 
(Babynahrung, Suppen, Säfte, Mehlspeisen usw.): 
verwendet und sollen daher einheitEch dem er­
mäßigten Steuersatz unterliegen. 

b) Zu Z 38 bis 41 der Anlage, A: 
Die Streichung der Positionen Z 38 bis,41 der 

Anlage A steht mit der Anhebung des Steuer< 
satzes für die Lieferung von Strom, Gas, 01 usw. 
von 80/0 auf 130/0 im Zusammenhang. Auf 'die, 
Ausführungen in der Z 11 zu § 10 Abs. 5 wird 
hingewiesen. 

Zu Art. I Z 16 und 17 (§ 22 Abs. 1, 2 und 6): Von einer Änderung der Ziffernfolge der Z 42 
Die Besteuerung der Umsätze bei nichtbuch- bis 50 der An1age A wurde im Hinblick darauf, 

führungspflichtigen Lan,d- und Forstwirten stellt daß das lJmsatzsteuerg,esetz bereits acht Jahre 
eine Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens in Geltung steht und auf die Anlage A im Rah-. 
für die Land- und Forstwirtschaft dar'. Nicht- men der Vollziehung häufig Bezug genommen 
buchführungspflichtigen Land- und Forstwirten wurde, im Intteresse der übersichtlichkeit Ab-: 
soll durch die Regelung im § 22 die Erfüllung, stand glenommen. 
der umsatzsteuerrechtlichen Verpflichtungen er- I Z A I 'Z 9' (A I B ' 
I 'ch d D" R I 'h' I u rt. 1 nage zum Umsatzsteuerge-, 
el te~t wer en. le ege ung mac t ~me setz 1972 Z 2 22 und 26): 

steuerltche Erfassung der Land- und ForstWirte " 
grundsätzlich entbehrlich und befreit sie sowohl a) Zu Z 2 der Anlage B: 
von der Führung von Aufzeichnungen als auch 
von der Verpflichtung, Voranmeldungenund 
]ahreserklärungen abzugeben und Umsatzsteuer­
zahlungen entrichten zu müssen. 

Beim übergang von der Besteuerung nach den 
allgemeinen Vorschriften des Gesetzes, die in 
aller Regel auch einen uneingeschränkten Vor­
steuerabzug zulassen, zur Besteuerung nach § 22 
können sich jedoch im Zusammenhang mit der 
Anschaffung von Wirtschaftsgütern des Anlage­
und Umlaufvermögens ebenso wie durch eine 

Dieyorgesehene Ergänzung der Z 2 entspricht 
.einer im Rahmen der Sueuerreformkommisslon 
erfolgten Anregung. Durch diese Änderung soll: 
im Interesse der umsatzsteuerrechtlichen Gleich~ 
behandlung aller F,ilme erreicht werden, daß bis-' 
her' in der Anlage B noch, nicht erfaßte Filme 
(Filmpacks für SofortbiLdkameras und kinema­
tographische Filme) ebenfalls dem 'erhöhten 
Steuersatz unlJerli'egen. 

b) Zu Z 22.der Anlage B: 

nachträgliche Änderung der Bemessungsgrun:dlage Gemäß Z 22 und Z 24 der Anlage Bzum 
ins Gewicht fallende Differenzen im Zusammen- Umsatzsteuergesetz 1972 unllerIiegen Personen~ 
hang mit dem Vorsteuerabzug ergeben. Der vor- kraftwagen der Nummer 87.02 Bund Wohn­
liegende Entwurf sieht daher für den Fall eines wagenanhänger der Nummer 87.14 Ades Zol1-
solchen überganges in den Abs. 1 und 2 oie, taf'ifes dem erhöhten Steuersatz von 30 vom 
sinngemäße Anwendung der Bestimmungen des: Hundert. 
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Selbstfahrende Wohnwagen, welche die Funk­
tionen ,eines Personenkraftwagens und ein.es 
Wohnwagenanhängers in sich vereinigen, sollen 
daher künftig ebenfalls dem erhöhten Steuers atz 
von 30 vom Hundert unnerworfen werden und 
nicht wie bisher lediglich dem Normalsteuersatz 
von 18 vom Hundert unterliegen. 

c) Zu Z26 der Anlage B: 

Durch die vorgesehene Änderung soll erreicht 
w,erden, daß sowohl di.e Lieferung (sowie der 
Eigenverbrauch und die Einfuhr) als auch die 
Vermietung von Ruderbooten aller Art (wozu 
auch Zil1en, Kanus, P<l!ddelboone, Jo1len zu zäh­
len sind) und fußhebelbetätigten Wasserfahr­
zeugen (Tretbooten) nicht dem erhöhten Steuer­
satz unterliegen. Diese beabsichtigte Ausnahme­
regelung erscheint im Hinblick darauf, daß die 
genannten Boote vor allem der körperlichen Be­
tä,tigung bneiter Bevölkerungskreise dienen und 
somit im Interesse der Gesundheit liegen, ge­
rechtfertigt. 

ABSCHNITT III 

Gewerbesteuer 

Zu Art. I Z 1 (§ 2 Z 1): 

Im Herbst 1980 ist in österreich die Bri,ef-
10tteI;ieeingeführt worden. Mit der Erweiterung 
der Befreiungsbestimmungen des § 2 Z 1 um die 
Verkaufsstel1en der österreichischen Brieflotterie 
sollen diese Verkaufsstellen in gewerbesteuer1icher 
Hinsicht, den Geschäftssllellen der Klass,enlotterie, 
den Lottolwllekturen und den Annahmestellen 
des Sport- und PfeI'detotos gleichgestellt werden. 

Zu Art. I Z 2 (§ 16 Z 1): 

Durch Anhebung der Betrag~gr:enze im § 16 
Z 1 soll eine Anpassung an den im § 11 Abs. '2 
Z 1 vorgesehenen Freibetrag von 60 000 S er­
folgen, 

Zu Art. I Z 3 (§ 22 Abs. 3): 

Di'e Änderungen im § 22 Abs. 3 entsprechen 
jenen im § 45 Abs. J EStG 1972 durch Abschn. I 
Art. I Z 20 des gegenständlichen Gesetzentwurfes. 
Der am 10. August fällige Vorauszahlungsteil­
betrag soll in Anlehnung an die Bestimmungen 
des § 210 Abs. 6 BAO dann unberührt bl,eiben, 
wenn der betreff,ende Vorauszahlungshescheid 
nach dem 3. Juli zugestellt wird. . 

ABSCHNITT IV 

Vermögensteuer, 

Zu Art. I Z 1 (§ 13 Abs; 4): 

Die Änderung des§ 13 Abs. 4 snellt hinsicht­
lich der Fristen für die beantragte Neuveranla­
gung di.e durch die mit BGBl. Nr. 151/80 für 

den Bereich der Fortschl'eibungsbescheide geschaf­
fene Rechtslage auch für den Vlermögensteuerbe­
reich her. 

Zu Art. I Z 2 und 3 (§ 13 'Abs. 6 und § 14 
Abs. 4): 

Durch die mit BGBl. Nr. 151180 erfolgte Ein­
fügung des Abs. 3 im § 295 der BAO sind die 
verfahrensrechtlichen Sonderbestimmungen der 
§§ 13 Abs. 6 und 14 Abs. 4 entbehrlich geworden. 

Zu Art. I Z 4 (§ 18 Abs. 2): 

Die Änderungen im § 18 Abs. 2 entsprechen 
jenen im § 45 Abs. 3 EStG 1972 durch Abschn, I 
Art. I Z 20 des vorliegenden Entwurfes. Ledig­
lic..1. für den Fälligkeitszeitpunkt 10. August ist 
in Anlehnung an die Bestimmung des § 210 
Abs, 6 BAO für Erhöhungen der Jahressteuer­
schuld (erstmalige Festsetzungen) zwischen 3. und 
10. Juli eines Jahres eine Nachfrist für die den 
bisherigen, unverändert am 10. August fälligen 
Vierteljahresbetrag übersteigenden Beträge (somit 
für die Erhöhung des Vierteljahresbetrages und 
den Unterschiedsbetrag) vorg,esehen. 

ABSCHNITT V 

Strukturverbesserungsgesetz 

Zu Art. I Z 1 (§ 1): 

Im § 1 Abs. 1 soll lediglich die zeitliche Be­
grenzung entfallen, da 'der zeitliche Geltungsbe­
l'eich im Artikel III der Novelle geregelt ist. 

Im § 1 Abs. 2 soll unmißverständlich klarge­
st·ellt wel'den, daß nur die übertragung der ge­
samten, die Voraussetzungen des § 10 des Kör­
perschaftst'cuerßJesetzes 1966 erfülLenden Betei­
ligung als begünstigte Umgründungsinaßnahme 
anzusehen ist. Weiters soll, einer Anregung der 
Stewerreformkommission entsprechend, die An­
wendung der Begünstigungen d,es Strukturver­
besserungsgesetzes bei mehrfachen Einbringungen 
eingeschränkt werden. Da die Neufassung des 
Artikels I auf aUe Umgründungsvorgänge an­
zuwenden ist, bei denen die maßgebenden Be­
schlüsse nach dem 31. DeZJember 1980 zum Han­
delsregister angemeldet werden, bedeutet dies den 
Ausschluß des Artik,els I in allen FäHen, in denen 
innerhalb der Fünf jahresfrist in der Vergangen­
heit entsprechend schädliche UmgründungSlIIlaß­
nahmen ~esetzt wurden. Im Hinblick auf das 
Ziel des Gesetzgebers, die betriebliche Struktur 
zu verbessern, soll außerdem durch das Erforder­
nis der übertragung aller wesentlichen Geschäfts­
grundlagen als Voraussetzung für eine begün­
stigte Betriebs- oder T,eilbetr~ebsübertragung der 
Gedanke, daß das wirtschaftliche Engagement nur 
in anderer Rechtsform, aber sonst unvlerändert 
fortgesetzt werden soU, stärker betont werden. 
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Im § 1 Abs. 3 soll im Sinne einer weiteren 
Anr,egung der Steuerl'eformkommission die Ein­
stellung einer Rücklage als Fol~e eines sich bei 
einer Umgründung ergebenden Buchg,ewinnes zu 
einer Bindung in der übernehmenden Gesellschaft 
führen, die der Einsnellung in die gesetzliche 
Rücklage bei Aktiengesellschaften gleichkommt. 
Aus diesem Grund soll cL~ese Bindung z·eitlich 
nicht begrenzt sein. 

Die Neufassung des § 1 Abs. 4 soll kLarstellen, 
daß Grundlage einer Umgründungsmaßnahme im 
Sinne der Abs. 1 oder 2 einerseits eine Bilanz 
der übertragenden Gesellschaft ist, andererseits, 
daß den Um gründungen im Sinne des Art. I stets 
eine Regelbilanz zugrunde zu legen ist. Die Kn­
bringung von Betrieben, Teilbetrieben oder 
wesentlichen Beteiligungen soll damit nur auf 
Grundlage einer Handelsbilanz der einbringenden 
Gesellschaft möglich sein und nicht auf andere 
Stichtag,e bezogen werden können. .Durch das 
Erfordernis der Zugrundelegung ,einer nach han­
deisrechtlichen Vorschriften aufgestellten Bilanz 
soll die Ableitung des Vermögens, Betriebes, 
Teilbetriebes oder der Beteiligung, präzisiert und 
die BeWiertungskonllinuität sichergestellt werden. 
Durch di,e Neufassung soll W1eiters erreicht wer­
den, daß die Umgründung stets am Schluß Q'es 
der Umgründung zugrunde gelegten Bilanzstich­
tages und nicht am nachfolgenden Tag wirksam 
wird. 

Mit der im § 1 Ahs. 5 vorgese,henen Ein­
schränkung soll - ähnlich der Regelung im 
Artikel IV der GesmbH-Gesetz-Nove11e, BGßl. 
Nr. 320/1980 - ,erreicht bzw. klargestellt wer­
den, daß bei Verschmelzungen der Übergang der 
verlustverursachenden Vermögensteile und bei 
Einbringung,en der übergang des verlustbringen-' 
den Betl'iebes oder Teilbetriebes Voraussetzung 
für den übergang des Verlustv'ortragsnechtes ist. 
Das Wort "V,ermögensueile" soll zum Ausdruck 
brin~en, daß ein Übergang der Verluste auch bei 
zur Vermögensverwaltung zählenden Tätigk,eiten 
möglich ist. Darüber hinaus soll, entsprechend der 
Empfehlung der Steuerreformkommission, das 
Verlustvortragsrecht auch insoweit eingeschränkt 
werden, als Betriebe,' Teilbetri,ebe oder Vermö­
gensteile übertragen werden sollen, deren Umfang 
im Zeitpunkt des Vorganges nach Artikel I ge­
genüber jenem zur Zeit der Entstehung des Ver­
lustes so stark geschrumpft ist, daß er mit diesem 
nicht mehr v,ergleichbar ist (Mantelkauf, Ver­
lustverwertung). Außerdem soll auch der umge­
kiehrte Fall der Um gründung auf eine Mantel­
gesellschaft zum Ausschluß des Verlustvortrags­
rechtes führen. 

Mit der Neuhssung des Abs. 6 wird lediglich 
auf die geltenden Rechtsgrundlag,en für die Ver­
schmelzung von GenosSienschaften, Sparkassen 
.und VersicherungsveI1einen auf Gegenseitigkeit 
Bezug genommen. 

Zu Art. I Z 2 (§ 2): 

Im § 2 soll die seit dem Inkrafttreten des § 13 
des Strukturv'el'besserungsgesetzes auf Grund der 
Strukturverbesserungsgesetz-N ovelle 1972 inhalt­
lich überholte Umsatzsteuerhefreiung auch fClr­
mdl aus dem Gesetzestext ausgeschieden werden. 

Zu Art. I Z 3 (,§ 8): 

Mit der Neufassung des § 8 Abs . .1 soll zu­
nächst dem seit der Strukturverbesserungsgesetz­
Novelle 1970 durch den Wegfall der Bezugnahme' 
auf Handelsgewerbe im Sinne rues Handclsgesetz- , 
buches geänderten Rechtszustand durch ei,nie" 
Klarstellung dahin gehend Rechnung getragen' 
werden, daß Einbringungen nach Artikel III nur 
von Einzelunternehmern (physischen Personen) 
und von Mitunternehmerschaft.en vorgenommen 
werden können.W einers wird durch das Postu­
lat, daß die Einbl'ingungen aU,sschließlich gegen 
Gewährung neuer Ges.ellsch:aftsanteile, also nur in 
Verbindung mit entsprechenden Kapitalerhöhun­
gen erfolgen können, und die gleichzeitige Auf­
zählung der Ausnahmen von diesem Ausschließe 
lich~eitsgebot . ein bisher un~eregelter Bereich' 
einer dem Artikel I vergleichbaren Regelung zu­
geführt. Unbreschadet der Tatsache, .daß ~ich 
weiterhin das eingebI1achte Vermögen rucht 
~!T1mer mit dem Nennbetrag der ausgegebenen 
Gesellschaftsant.eile decken muß, soll die man­
gelnde Gewährung neuer Gesellschaftsanteile nur 
dann und soweit für die Anwendung des· 
Artikels m unschädlich sein, als 

1. die aufnehmende Kapitalgesellschaft .eigene 
Anteile besitzt, die sie dem Einbringen9,cn 
für die übertragung des Betriebes oder Teil­
betI1iebes überläßt, was allerdings insoweit 
zur Aufdeckung der in den gewährten An­
teilen enthaltenen stillen Reserven führt, 

2. die aufriehmende Kapitalg·esellschaft Anteile 
an der übertragenden Mitunternehmerschaft 
besitzt, da die KapitalßJesellschaft anläßlich 
des Unterganges der Beteiligung an der eine 
bringenden Gesellschaft nicht Gesellschafts­
anteile an sich selbst ausgeben darf. Die 
höheren Teilwerte, (Ahs. 2) sind in diesem 
Fall auch insoweit von der aufnehmenden 
Kapitalgesellschaft anzusetzen, als sile ber.eits 
Anteile besessen 'hat, 

3. die . aufnehmende' Kapitalgesellsch~ft dem 
Einbringenden neben den neUien Ges.ell­
schaftsantei1en auch Zuzahlungen zum 
Zwecke des Spit~enausgleiches leistet, wenn 
dabei der dem. § :224 Abs. 2 Aktiengesetz 
1965 nachempfundene Grenzwert nicht 
überschritten witcd, 

4. die aufnehmende Kapitalgesellschaft von der 
Möglichkeit Gebrauch macht, eine gesondert 
auszu~reisende Rücklage unabhängig von einer 
allfälligen ßJesetzlichen Rücklage zu bilden, 
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die dem Verwendungszweck nach gebunden Eröffnungsbilanzstichtages der Kapitalgesellschaft 
ist. Der Verzimt auf das Ausschließlichkeits- zu beziehen sind, ein vief\undzwanzigstündig'~r 
gebot soll nichts an der einer gesetzlich,en Rupfzeitraum ergibt, soll durm die ausdrück­
Rücklage vergleichbaren Funktion dies,er liche Bezugnahme der Wirkun~en der Einbrin­
EinbringungsfÜcklage ändern, gung auf den Ablauf des Tages, zu dem die 

5. dieaufIlJehmende. Gesellschaft neben der Ge- Bilanz des Einbringenden aufgestellt wird, dcr 
währung neuer Gesellsmaftsanteile auch die nahtlose übergang auf die Kapitalg,esellschaft 
Vorsö'rge für dem Grunde nach am Ein-' gewährleistet werden. Hier soll ebenso wie im 

. Falle des Artikels I erreicht werden, daß die 
bringungsstichtag bestehende oder durch die , einer Einbringung zugrunde zu legende Einbrin­
Einbringung unmittelbar veranlaßte Ab-., . . gungsbilanz stets von einer R>egelbilanz (Handels-
gabenverpflichtungen des Einbrin"b,enden· 
übernimmt. . bilanz bei protokollierten Gewerbetreibenden 

bzw. Steuerbilanz bei anderen St,euerpflichtigen) 
ab:zuleiten ist und mit ihr zeitlich verknüpft sein 
muß. Auf dic Erläuterungen zu § 1 Abs. 4 wird 
verwiesen. Aus dieser Neuregelung folgt weiters, 
daß mit Ablauf des der Urhgründung zugrunde 
gdegten Bilanzstichtages der Vermö'gensübergang 
als bewirkt und ein allfälliger Veräußerungsge­
winn als realisiert gilt. 

Im § 8 Abs.2 wird abgesehen von d,er Zitie­
rungder geltenden ,einkQmmensteuerr,echtlidlen 
Bestimmungen und des Energieförderungsgesetzes 
1979 der Gedanke der ,einheitlichen Vorgangs­
weise bei der AufwertUng stärker betont. Mit 
der genauen Aufzählung der mit den Buchwerten 
fortzufühnenden Rücklagen wird weit,ers bewirkt, 
daß der in der Praxis als RüCklage behandelte 
Investitionsfreibetrag gemäß § 10 Einkommen­
steuergesetz ebenso wie di,e Rücklage für nicht­
entnommenen Gewinn g,emäß § 11 Einkommen­
steuergesetz vor der Einbringung gewinnerhö­
hend aufzulösen ist. 

§ 8 Abs. 5 schließt an die im Abs. 4 getrof­
fene Regelung an, indem er den Anschaffungs­
zeitpunkt der erworbenen Gesellsch,aftsanteile 
auf den dort genannten Zeitpunkt bezieht. Der 
VwGH-Rechtsprechung entspr,echend wird die 
Steuerpflicht für den Fall der Veräußerung der 
erworbenen GeseUschaftsanteile innerhalb der 
Zehnjahresfrist nur auf jenen Fall bezogen, der 
nicht schon durch die allgemeinen einkommen­
steuerr,echtlimen Vorschriftien erfaßt ist. 

Mit der Neufassung des § 8 Abs. 3 soll erreicht 
werden, daß der durch die Einbringung mit 
Aufwertung entsoehende Bumgewinn wie ein 
V,eräußerungsgewinn eines Betriebes oder Teil­
betriebes im Sinne des §37Einkommensteuer­
gesetz behandelt wird. Der damit verbundene Der neue § 8 Abs. 6 faßt die bisherigen 
Wegfall des ,sogenannten VierteIsteuersatzes er- •. Abs. 4 und 5 zusammen, ohne daß dadurch eine 
scheint geboten, um dem Grundg,edanken des lllhaltliche Knderung eintreten solL Die im bis-
13trukturverbesserungsgesetz'es, die Fortsetzung herigen Abs. 4 zweiter Satz enthaltene Zusam­
des wirtschaftlichen Engagements des Einbrin- menncchnungsvorschrift bezüglich der Arbeitneh­
genden in d,er geeignetenm Rechuform zu er- merjubiläJen kannentfaUen, da sich dies,e Remts­
leichtern, gegenüber der Anwendung 'des· folgcschon auf Grund des postulierten Grund­
StruktVG für Zwecke der Betriebsveräußerung, satzes der Rechtsnachfolge ,ergibt. 
für die Erlangung IlJeuerAbschreibungsgrundlagen 
und anderer im Bereich der Spekulation ange- Mit dem neuen § 8 Abs. 7 soll die Ipanspruch-
siedelter Zwecke wieder Vorrang einzuräumen. nahme des Artikels III von zwei Voraussetzungen 
Bedingt durch die Neufassung des Abs. 1 soll abhängig gemacht werden, nämlich einerseits, daß 
weiters eine Regelung vorgesehen werden, die, der einzubringeJ:1de (Teil-)iBetrieb nimt vorher 
eine Erfassung der im ein~ebrachten B'ctriebs- GegenstJand eitier nach der GesmbH~Gesetz­
vermögen enthaltenen', stlillen Reserven in der Novene begünstigt,en Umwandlung war, un.d 
zutreffenden Höhe im Wege der Küriung der ander,erseits; daß alle wesentlichen Grundlagen 
Anschaffungskostlen um die gemeinen Werte der: des Betriebesoder·Teilbetriebes eingebracht wer­
gemäß Abs. 1 lit. a, c und e neben :den nwen den. Di,eerSte Voraussetzung geht auf eine An­
Gesdlsch,aftsanteilen gewährten Wirtsch'aftsgüter' regung des Justizausschusses des Nationalrates 
gewährleistiet. anläßlich der Beratung,en der genannten Novelle 

Um die überschaubarkeit und Lesbarkeit des 
Gesetzes zu fördern, soll der bisherige Abs. 3 
in drei Absätze, nämL'ich Abs. 3 bis . 5, zedegt 
werden. Im nenen Abs. 4 soll di.e Rückbeziehung 
des Einbringungsvorgangesund das Wirksam­
werden des Umgründungsvorgangesg:eregdt wer­
den. Da sich infolgedes VwGH~Erkenntnisses 
vom 7. Juni 1978, 21. 2173/77, nach 'dem die 
Wirkung-en der Einbringung auf den Ablauf des 

zurück (421 dBStenProt NR. XV. GP), die zweite 
soll dem mit dem Strukturv,erbesserungsgesetz 
verbundenen Konzentrationsgedanken dienen 
und ebenso wie im § 1 (siehe Erläuterung,en zu . 
Z 1) den einer Betriebsfortführung emgegen­
lauf,enden Aufspaltungspraktik,en entg,egenwir­
ken. Die Zurückbehaltung von Betriebsgrund 
stücken und Betriebsgebäuden anläßlich der Ein­
briri.,gung wird damit in aller . Regel zum Ause 
'schluß von den Wirkungen des Art. In führen. 
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Zu Art. I Z 4 (§ 9): 

Im § 9 soll ebenso w~e im § 8 die Zieitliche 
Begrenzung ·entfal1en, da der zeitliche Geltungs­
bereich im Artikel III der Novelle g'eregelt' ist. 

Zu Art. I Z 5 (§ 10): 

Siehe di,e Erläuterungen zu Z 2. 

Zu Art. I Z 6 (§ 11): 

I wenn in die umzuwandelnde Gesellschaft Be~ 
triebe oder Tei1betriehe unter Anwendung des 
begünstigten SteuersatZes nach § 8 Abs. 3 zweiter 
Satz eingebracht und dre Bleschlüsse nach dem 
31., De~ember 1979 Zium HandIClsregister ange­
meldet worden sind. Infolge der Neufassung 
der Bestimmungen des § 8 Abs. 3 soll daher klar- . 
gestellt werden, daß auch Einbringungen unter 
Anwendung des begünstigten Steuersatzes im 
Sinne des Geltungsbereiches der No\!elle eme 
begünstigte Umwandlung ausschließen. Die Neufassung des § 11 dient ebenso wie im 

§ 8 der Betonung des abgabenrechtlichen Charak­
ters des Strukturverhesserungsgesetzes. Zu diesem 
Zw:eck soll der abgabenrechtliche Begriff der. 
Mitunternehmerschaft an die Stelle der Perso­
nengesellschaft tret·en und die Zweijahresfrist auf 
die zusammengeschlossenen Betriebe bezogen 
werden. 

Zu Art. I Z 7 (§ 13 Abs. 3): 

Die Änderung der Ziüerung im Abs. 3 des 
§ 13 ist im Hinblick auf diJe Neufassung des § 8 
erforderlich. 

Zu Art. I Z 8 (§ 13 Abs. 5): 

Die Aufnahme eines neuen Abs. 5 im § 13 
geht unter anderem auf eine Anregung der 
Steuerreformkommission zurück. Vertragsüber­
nahmen führen unter Auflösung des alten 
Schuldverhältnisses zur Neugründung inhaltlidl 
gleidler Sc.;uldvet'hältnisse. In der Vereinbarung 
einer Vertragsübernahme in bezug auf gebühren­
pflichtige Rcemtsgesmäfte liegt daher selbst wieder 
der Absmluß eines gebührenpflimtigen Rechtsge 
schäftJes. . 

Von dieser Gebührenbelastung soUen v,crtrags­
übernahmen im Rahmen von Maßnahmen nach 
dem StruktVG befreit werden. Mit der Ein­
schränkung, daß der für eine Prolongation des 
übernommenen Remtsgeschäftes gebührenr,echt­
lich maßgebliche Zeitpunkt auch für Prolonga­
tionen des neuen Remtsgeschäftles maßgeblich 
bLeibt, soll erreicht werden, daß Prolongationen 
im Falle einer Vertragsübernahme gebühren­
I'echtlich nicht besser behandelt werden als in 
Fällen, in drenen keine Vertragsübemahme statt­
gefunden hat. 

Zu Art. I Z 9 (§ 15): 

Die Vollziehungsklausel des Strukturverbesse­
rungsgesetzes im § 15 soll nunmehr die Zustän­
digkeiten der Ressortminister unmißverständlich 
zum Ausdruck bringen. 

Zu Art. 11: 

§ 1 Abs. 5 Z 1 im ArtiklC! IV der GesmbH­
Gesetz-Novelle schließt die Anwendung der Be­
günstigungen aus Anlaß einer Umwandlung aus, 

Zu Art. III: 

Der zieitlime Geltungsbereich des Strukturver­
besserungsgesetzes in. der Fassung der Novelle 
soll im Hinblick· auf· die Änderungen von den 
auslaufenden Bestimmungen abgegrenzt werden. 
Ebenso wie bei den Umwandlungen im Rahmen 
der GesmbH-Gesetz-NoVlelle sollen die neuen 
Bestimmungen auf Umg.ründun~en im Bereich 
der Artikel I und III angewendet weroen, die 
nach dem 31. Dezember .1980 und vor dem 
1. J~nner 1984 zum Handelsnegister angemeldet 
werden. Mit dem zweiten Satz wird bewirkt, 
daß, die Vermögensteuerpflicht beschränkt 
Steuerpflichtiger hinsichtlid1 der gemäß Arti­
kel III in derFassung dieser Novelle erworbenen 
Gesellschaftsanteile bis Ende 1990 hes·teht. U nbe­
rührt davon bleibt die bis Ende 1985 hestehende 
Vermögensteuerpflimt hinsichdid1 der vor dem 
Geltungsbeginn dieser Novelle erworbenen Ge­
sellschaftsanteile auf Grund des Abschnitts VIII 
Artikel II des 2. Abgabenänderungsgesetzes 1977, . 
BGBl. Nr. 645. Mangels einer Rückwirkensbe- . 
stimmung im Artikel IV Strukturverbesserungs­
gesetz kann der zeitliche Gelturrg;shereid1 an den 
in der Strukturverbesserungsgesetz-Novelle, 
BGBl. Nr. 314/1979, vorgesehenen Auslaufzeit­
punkt 31. Dezember 1980 anschliJeßen. 

ABSCHNITT VI. 

Gebühren 

Zu Art. I: 

Die Anhebung der fesIJen Gebühllensätze dient. 
der lauf,enden Anpassung an g;eänderte Wert­
und Preisverhältnisse und als Maßnahme einer 
höheren individuellen Beteiligung an den Ver­
walvungskosten zur Verbesserung des Finanzie­
rung.sspielraumes im budgetpolitischen Bereich,. 

ABSCHNITT VII 

Folgende Änderungen des Famil·ienlastena-us­
gl,eidlsgesetzes 1967 sind vorgesehen: 

1. Senkung des Beitragssatzes beim B,eitrag der 
Dienstgeber zum Ausgleichsfonds für Famic 

lienbeihilfen von. 5 vH auf 4,5 vH (Ar.~. T 
Z 5); 
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2. Übernahme des' derz,eit aus allgemeinen 
Haushaltsmitteln des Bundes geleisceten Er­
satzes von 50 vH des Wochengeldes für 
Arbeitslose an die Träger der Krankenver­
sicherung durch den Ausgleichsfonds -für 
Fami1ienbeihilfen (Art. I Z 3); 

3. Verlängerung der Beitragsleistung des Aus­
g.leichsfonds für Familienbeihilfen an dir 
Allgemeine Unfallversicherungsimstalt für 
die gesetzliche Unfallv·ersicherung der Schüler 
und Studenten um zwei Jahre (1981 une' 
1982); der jährliche Beitrag bleibt unverän­
dert 30 Mio S. (Art. I Z 2); 

4. Übernahme der derzeit aus allgemeiner 
Haushaltsmitteln geleisteten Vel1gütung an 
di>e Osterreichischen Bundesbahnen für den 
Einnahmenausfall durch die gegenüber dem 
Regeltarif ermäßigten Schülertarife be' 
Durchführung der Schülerfreifahrten (Art. I 
Z 4). 

Für den Ausgleichsfonds 
haben di.ese Maßnahmen 
Auswirkungen für 1981: 

für Familienbeihilfen 
folgende finanzielle 

Mill. S 

1. Beitragssenkung: Mindereinnahmen: 2050 

Im eil12Jelnen wird hiezu bemerkt: 

Zu Art. I Z 2: 

Die Verlängel1ung der Beitragsleistung zur 
Schülerunfalhnersicherung um zwei Jahre erweist 
sich als notwendig, weil die bisherigle Gestion 
aus dieser Versicherungssparte noch keine defi­
nitiv.e Aussage über eine zeitlich unbegrenzte 
Regelung der finanzi,ellen Abwicklung zuläßt. 

Zu Art. I Z 3: 
Die Regelung für die Ersatzleistung für das 

Wochengdd für Arbeit~loge entspricht der bereits 
bestehenden Regelung für das Wochengdd der 
\J1 emem Beschäfügungsverhältnis stehenden 
Mütter. 

Zu Art. I Z 4: 
Die Ermäßigungssätze für den Schülertarif 

,ind brei den Osuerreichischen Bundesbahnen weit 
höher als sie bei anderen Verbhrsträgern, ins­
besondene im Kraftfahrlinienv,erkehr sind. Der 
::Iadurch den OBB entstehende Einnahmenausfall, 
der bisher aus allgemeinen Haushaltsmitteln ge­
tragen wurde, soll nunmehr vom Ausgleichsfonds 
für FamiEenbeihilfen getrag,en werden. Bei der 
Bel1echnung des Ausfalles wurde von den, Ermä­
ßigungssätzen ausgegangen, wi.e,sie derzeit im 
Kraftfahrlinilenverkehr angewendet werden 2. Beitrag zur Schü­

lerversicherung: Mehrausgaben : 30 (50 vH des Regeltarifes). 

3.50 vH des Wo-
chengeldes für 
Arbeitslose: 

4. Vergütung 
OBB: 

Gebarungsv,er­
schlechterung 

an 

Mehrausgaben : 

Mehrausgaben : 

Zu Art. I Z 5: 
Der Senkung des Dienstgeberbeitrages zum 

60 AusgLeichsfonds für Familienbeihilfen steht eine 

370 ---
2510 

entsprechende Erhöhung des Arbeitgeberbeitrages 
zur Pensionsversicherung gegenüber. Die Senkung 
war ang.eZJeigt, um die Dienstgeber durch die 
notwendige Erhöhung des Pensionsbeitrages nicht 
zusätzlich zu belasten. 
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Textgegenüberstellung 

Wo rtl a u t des Ge set zen t w u r fes: Der z e i t gel t end erG e set z e s tex t: 

hBSCHNITT I 

Ein komm e n s te u e r 

§ 3 Z 3: 

3. die Bezüge aus einer gesetzlichen Kranken­
oder Unfallversorgung und Sachleistungen 
aus der gesetzlichen Sozialversicherung, 
Kranken- und Sterbegelder aus den Versor­
gungs- und Unterstützungseinrichtungen der 
Kammern der selbständig Erwerbstäügen so­
wie das aus der Pensionsversicherung gebüh­
rende übergangsgeld, weiters die Bezüge 
aus einer ausländischen gesetzlichen Kran­
ken- oder Unfallversorgung, die einer in­
ländischen gesetzlichen Kranken- oder Un­
fall versorgung entspricht, sofern solche Be­
züge auch im Quellenstaat nicht besteuert 
werden, 

§ 4 Abs. 4 Z 4 und 5: 

4. Aufwendungen für die Entwicklung, Ver­
besserung oder Sicherung von volkswirt­
schaftlich wertvollen Erfindungen. Der volks­
wirtschaftliche Wert der angestrebten Erfin­
dung ist durch eine Bescheinigung des Bun­
desministers für Handel, Gewerbe und In­
dustrie nachzuweisen. Nach Wahl des Steuer­
pflichtigen können die genannten Aufwen­
dungen auch im Wege der Absetzung für 
Abnutzung (§ 7) abgesetzt werden. Steuer­
pflichtige, die ihren Gewinn gemäß Abs. 1 
oder Abs. 3 oder gemäß § 5 ermitteln, kön­
nen in der Steuererklärung beantragen, daß 
ein Betrag bis 5 vH der gemäß dem ersten 
Satz abgesetzten Aufwendungen für die Ent­
wicklung oder Verbesserung volkswirtschaft­
lich wertvoller Erfindungen steuerfrei bleibt, 
soweit es sich. bei diesen Aufwendungen nicht 
um Verwaltungs- oder Vertriebskosten oder 
um Aufwendungen für Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens handelt, 

5. Zuwendungen an 

a) Universitäten, Kunsthochschulen und an 
die Akademie der bildenden Künste, 
deren Fakultäten, deren Institute und 
deren besondere Einrichtungen, 

b) durch Bundesgesetz errichtete Fonds, die 
mit Aufgaben der Forschungsförderung 
betraut sind, 

c) die österreichische Akademie der Wissen­
schaften, 

d)juristische Personen, die im wesentlichen 
mit der Durchführung von für die öster­
reichische Wissenschaft oder Wirtschaft 
maßgeblichen Forschungs- oder Lehrauf-

§ 3 Z 3: 

3. die Bezüge aus einer gesetzlichen Kranken­
oder Unfallverorgung und Sachleistungen 
aus der gesetzlichen Sozialversicherung sowie 
Kranken- und Sterbegelder aus den Ver­
sorgungs- und Unterstützungseinrichtungen 
der Kammern der selbständig Erwerbs­
tätigen, 

§ 4 Abs. 4 Z 4 und 5: 

4. Aufwendungen für die Entwicklung, Ver­
besserung oder Sicherung' von volkswirt­
schaftlich wertvollen Erfindungen. Der 
volkswirtschaftliche Wert der angestrebten 
Erfindung ist durch eine Bescheinigung des 
Bundesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie nachzuweisen. Nach Wahl des 
Steuerpflichtigen können die genannten 
Aufwendungen auch im Wege der Ab­
setzung für Abnutzung (§ 7) abgesetzt 
werden, 

5. Zuwendungen an Hochschulen und Fakul­
täten (Bundesgesetze BGBL Nr. 154/1955, 
237/1955, 48/1970 und 54/1970), an durch 
Bundesgesetz errichtete Fonds, die mit Auf­
gaben der Forschungsförderung betraut sind, 

,und an die österreichische Akademie der 
Wissenschaften zur Durchführung von For­
schungs- und Lehraufgaben sowie an 
Museen von Gebietskörperschaften, soweit 
alle diese Zuwendungen zusammen 6 vH 
d-es Gewinnes des unmittelbar vorangegan­
genen Wirtschaftsjahres nicht übersteigen. 
Für Unternehmungen, die von den Bestim­
mungen des Elektrizitätsförderungsgesetzes 
1969, BGBL Nr. 19/1970, Gebrauch machen, 
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gaben befaßt sind und an denen eine 
Gebietskörperschaft zumindest mehrheit­
lich beteiligt oder deren Tätigkeit nicht 
auf die Erzielung von Gewinnen geridl­
tet ist, 

zur Durchführung von Forschungs- und 
Lehraufgaben sowie an die österreichische 
Nationalbibliothek und an Museen von Ge­
bietskörperschaften, soweit alle diese Zuwen­
dungen zusammen 6 vH des Gewinnes des 
unmittelbar vorangegangenen Wirtschaftsjah­
res nicht übersteigen. Bei Zuwendungen an 
den unter lit; d genannten Empfängerkreis 
ist vom Spender durch eine Bescheinigung 
des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung nachzuweisen, daß der Empfänger 
der Zuwendung dem in lit. d genannten Emp­
fängerkreis angehört und die Zuwendung 
zur Durchführung einer für die österreichi­
sche Wissenschaft oder Wirtsmaft maßgeb­
limen Forschungs- oder Lehraufgabe be­
stimmt ist. Für Unternehmungen, die vpn 
den Bestimmungen des Energieförderungs­
gesetzes 1979, BGBl. Nr. 567, Gebrauch 
machen, gelten die vorstehenden Bestim­
mungen nimt, 

; § 8 Abs. 2 Z 1 Ht. c: 

c) Wirtschaftsgüter im Sinne des Abs. 4, so­
weit sie nimt zur entgeltlichen überlassung 
an Dritte bestimmt sind, 

§ 8 Abs. 4: 

(4) Abweimend vom Abs. 3 beträgt der Ab­
smreihungssatz 

1. von Wirtsdlaftsgütern des Anlagevermögens, 
soweit diese im Inland ausschließlim und un­
mittelbar der Verhinderung, Beseitigung 
oder Verringerung von Umweltbelastungen 
dienen, die durch den eigenen Betrieb verur­
samt werden oder diesen beeinträmtigen, 
sofern die Anschaffung oder Herstellung ge­
setzlim vorgeschrieben oder im öffentlimen 
Interesse erforderlich ist, 60 vH der An­
schaffungs- oder Herstellungskosten, 

2. von MitbenützungsredIten an den unter Z 1 
genannten Anlagen 60 vH der Anschaffungs­
oder Herstellungskosten, 

3. von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, 
die ausschließlich und unmittelbar der Ent­
wicklung oder Verbesserung volkswirtschaft­
lim wertvoller Erfindungen dienen, wenn 
der volkswirtsdIaftlime Wert der betreffen­
den Erfindung durch eine Bescheinigung des 
Bundesministers für Handel, Gewerbe und 
Industrie n;chgewiesenwird, 80 vH der An­
schaffungs- oder Herstellungskosten, 

Der z e i t gel t end erG e set z e s tex t: 

gelten· die ·vorstehenden Bestimmungen 
dieser Ziffer nicht, 

§ 8 Abs. 2 Z 1 Ht. c: 

c) Wirtsmaftsgüter im Sinne des Abs. 4, so­
weit sie nicht zur Vermietung bestimmt 

. sind, 

§ 8 Abs. 4: 

(4) Abweimend vom Abs. 3 beträgt der Ab­
schreibungssatz 60 vH der Ansmaffungs- oder 
Herstellungskosten 

1. von Wirtschaftsgütern des Anlagevermä­
gens, soweit diese im Inland aussmließlim 
und unmittelbar dem Umweltsmutz dienen 
und die Ansmaffung oder Herstellung ge­
setzlich vorgesmrieben oder im äffentlimen 
Interesse erforderlich ist, 

2. von Mitbenützungsremten an den unter 
Z 1 genannten Anlagen, 

3. von Wirtsmaftsgütern des Anlagevermö­
gens, die aussmließlich und unmittelbar der 
Entwicklung oder Verbesserung volkswirt­
schaftlim wertvoller Erfindungen dienen, 
wenn der volkswirtschaftliche Wert der be­
treffenden Erfindungen durm eine Besmei­
nigung des Bundesministers für Handel, 
Gewerbe und Industrie namgewiesen wird, 
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4. von Wirtschafts gütern des Anlagevermögens, 
die der Erzeugung elektrischer Energie die­
nen, wenn von den Bestimmungen des Ener­
gieförderungsgesetzes1979 nicht Gebrauch 
gemacht wird oder nicht Gebrauch gemacht 
werden kann, 60 vH der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten. Voraussetzung ist, daß es 
sich um Wasserkraftanlagen bis zu einer 
Ausbauleistung von 10000 kW, um Anla'gen 
der Kraft-Wärme-Kupplung oder um An­
lagen handelt, die elektrische Energie über­
wiegend aus der Verbrennung eigenbetrieb­
lich anfallender Abfallstoffe erzeugen. Das 
Vorliegen dieser Voraussetzungen ist durch 
eine Bescheinigung des Bundesministers für 
Handel, Gewerbe und Industrie nachzl!­
weisen, 

5.von Wärmepumpen, die ausschließlich der 
Temperaturanhebung der Nutzungsenergie 
dienen, Solaranlagen, Anlagen zur Wärme­
rückgewinnung, Anlagen zur gemeinsamen 
Erzeugung von elektrischer Energie und 
Wärme bis zu einer Leistung von 1 MW 
(Gesamtenergieanlagen) und Anlagen zur 
ausschließlichen energetischen Nutzung der 
Biomasse, ausgenommen offene Kamine, 
60 vH der Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten. Voraussetzung für die Geltendma­
chung dieser vorzeitigen Abschreibung ist, 
daß die genannten Anlagen im Hinblick auf 
das Ausmaß der voraussichtlichen Energie­
einsparung und die Amortisationszeit der 
Anlagen energiewirtschaftlich zweckmäßig 
sind. Der Bundesminister für Finanzen kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bauten und Technik und dem Bundes­
minister für Handel, Gewerbe und Indu­
strie mit Verordnung die näheren Erfor­
dernisse für die energiewirtschaftliche Zweck­
mäßigkeit festlegen. Das Vorliegen dieser 
Voraussetzung ist über Verlangen des Fi­
nanzamtes nachzuweisen. 

Der restliche Teil der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten der in den Z 1 bis 5 ge­
nannten Wirtschaftsgüter ist 'gleichmäßig auf 
die nächsten vier Wirtschafts jahre verteilt ab­
zuschreiben. Neben diesen vorzeitigen Abschrei­
bungen ist keine gewöhnliche Absetzung für 
Abnutzung (§ 7) zulässig. Abs. 3 letzter Satz 
ist anzuwenden. 

§ 9 Abs. 4 bis 6: 

(4) Rücklagen (steuerfrei gelassene' Beträge) 
gemäß den Abs. 1 bis 3, die zu Lasten der 
Gewinne aus freiberuflicher Tätigkeit gebildet 
und nicht bis zum Ablauf des ihrer Bildung 
folgenden vierten Jahres bestimmungs gemäß 
verwendet wurden, sind a.bweichend von den 
Bestimmungen des Abs. 2 inso;.veit nicht ge-

Derzeit geltender Gesetzestext: 

4. von Wirtschaftsgütern des Anlagevermö­
gens, die der Erzeugung elektrischer Ener­
gie· dienen, wenn von den besonderen bun­
desgesetzlichen Bestimmungen über die 
Energieförderung nicht Gebrauch gemacht 
wird oder nicht Gebrauch gemacht werden 
kann. Voraussetzung ist, daß es sich um 
Wasserkraftanlagen bis zu ein,er _ Ausbau­
leistung von 10000 kW, um Anlagen der 
Kraft-Wärme-Kupplung oder um Anlagen 
handelt, die elektrische Energie überwiegend 
aus der Verbrennung eigenbetrieblich anfal­
lender Abfallstoffe erzeugen. Das Vorliegen 
dieser Voraussetzungen ist durch eine Be­
scheinigung des Bundesministers für Han­
del, Gewerbe und Industrie nachzuweisen, 

5. von Wärmepumpen, die ausschließlich der 
Temperaturanhebull'g der Nutzungsenergie 
dienen, Solaranlagen, Anlagen zur Wärme­
rückgewinnung, Anlagen zur gemeinsamen 
Erzeugung von elektrischer Energie und 
Wärme bis zu einer Leistung von 1 MW 
(Gesamtenergieanlagen) und Anlagen zur 
ausschließlichen energetischen Nutzung der 
Biomasse, ausgenommen offene Kamine. 
Voraussetzung für die Geltendmachung die­
ser vorzeitigen Abschreibung ist, daß die 
genannten Anlagen im Hinlblick auf - das 
Ausmaß der voraussichtlichen Energieeinspa­
rung und ,die Amortisationszeit der Anlagen 
energiewirtschaftlich zweckmäßig sind. Der 
Bundesminister für Finaznen kann im Ein­
vernehmen mit ,dem ,Bundesminister für 
Bauten und Technik und dem Bund2smini­
ster für Handel, Gewerbe und Industrie mit 
Verordnung die näheren Erfordernisse für 
die energiewirtschaJftliche Zweckmäßigkeit 
festlegen. Das Vorliegen dieser Vorausset­
zung ist über Verlangen des Finanzamtes 
nachzuweisen, 

Der restliche Teil der Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten der in den Z 1 bis 5 genann.ten 
Wirtschaftsgüt,er ist gleichmäßig auf die nächsten 
vier Wirtschaftsjahre verteilt abzuschreihen.: 
N eben diesen vorzeitigen Abschreibungen ist 
keine gewöhnliche Absetzung für Ahnutzung 
(§7) zulässig, Abs. 3 letzter Satz ist anzuwenden. 

§ 9 Abs. 4 bis 6: 

(4) Rücklagen (st,euerfrei gelasse'ne Beträge) ge-' 
mäß den Abs. 1 bis 3, die zu Lasten der Gewinne 
aus freiberuflicher Tätigkeit gebildet und nicht 
b~s zum Abl.auf des ihrer Bildung folgenden vier­
ten Ja'hres bestimmungsgemäß verwendet wur­
den, sind abweichend von den Bestimmungen 
des Abs. 2 insoweit nicht 'gewinnerhöhend auf-
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. winnerhöhend aufzulösen, als sie 5 vH des 
ihrer Bildung zugrunde gelegten Gewinnes 
(Abs. 1 und 3) 'nicht übersteigen und in diesem 
Jahr österreichische festverzinsliche W ertpa piere 
angeschafft werden; dabei gelten die Rücklagen 
(steuerfrei gelassenen Beträge) in Höhe des 
Nennbetrages dieser .Wertpapiere als bestim­
muri:gsgemäß verwendet. Wertänderungen der 
nach dieser Bestimmung angeschafften Wert­
papiere sind steuerlich nicht zu berücksichtigen; 
eine Übertragung stiller Rücklagen (§ 12) 
auf solche Wertpapiere ist nicht zulässig. 

(5) Voraussetzung für die Verwendung der 
Rücklagen (steuerfrei gelassenen Beträge) 1m 
Sinne des Abs. 4 ist, daß die Wertpapiere bei 
einer inländischen Kreditunternehmung hinter­
legt und in einer laufend geführten Aufzeich­
nung ausgewiesen werden. Diese Aufzeichnung 
ist dem Finanzamt jährlich mit der Steuer­
erklärung oder, sofern eine Verpflichtung zur 
Abgabe einer Steuererklärung nicht besteht, bis 
zum 31. März eines jeden Jahres für das voran­
gegangene Kalenderjahr vorzulegen. In dieser 
Aufzeichnung müssen für den Schluß jedes Ver­
anlagungszeitraumes jeweils in einer Summe 

1. die gemäß Abs. 4 insgesamt verwendeten 
Rücklagenbeträge (steuerfrei gelassenen Be­
träge) abzüglich der in früheren Veranla: 
gungszeiträumennachversteuerten Beträge 
(Abs. 6), 

2. die Nennbeträge der insgesamt gemäß 
Abs. 4 angeschafften 'Oder gemäß Abs. 7 
ersetzten Wertpapiere abzüglich der Nenn­
beträge jener Wertpapiere, die im betref­
fenden oder einem früheren Veranlagungs­
zeitraum im Sinne der Z 3 verwendet 
wurden, 

3. die Nennbeträg,e der Wertpapiere, die im 
betreffenden Veranlagungszeitraum dem 

.Depot entnommen und nicht gemäß Albs. 7 
ersetzt oder die entgeltlich oder unentgelt­
lich übertragen wurden, 

aufscheinen. 

Der z e i t gel t end erG e set z e s tex t: 

iulösen, als sie 5 vH des ihrer Bildung zugrunde 
gelegten Gewinnes {Abs. 1 und 3) nicht überstei­
gen und in diesem Jahr österreichische f,estver­
zinsliche Wertpapiere angeschafft werden, die im 
Anschaffungsjahr begeben wurden; dabei gelten 
die Rücklagen {steuerfrei 'gelassenen Beträge) in 
Höhe der Anschaffungskosten dieser Wertpapiere 
als bestimmungsgemäß verwendet. Wertänderun­
gen der nach dieser Bestimmung angeschafften 
w.ertpapiere sind steuerlich nicht zu berücksichti­
gen; eine übertragung stiller Rücklagen ('§ 12) 
auf solche Wertpapiere ist nicht zulässig. 

(5) Voraussetzung für die Verwendung der 
Rücklagen (steuel1frei gelassenen Beträge) im Sinne 
des Abs. 4 ist, daß die Wertpapiere bei einer in­
ländischen Kreditunternehmung hinterlegt und 
in einer mit der Er.klärung üher den Gewinn 
des betreffenden Wirtschaftsjahres dem Finanz­
amt vorgelegten, laufend geführten Aufzeich­
nung ausgewiesen werden. Aus dieser Aufzeich­
nung müssen di,e Anschaffungskostenund der 
Anschaffungstag der Wer1lpapiere, deren Bezeich­
nung, die gemäß Abs. 4 verwendeten Rücklagen­
beträge (steuerfrei gelassenen Beträge), der Tag 
der entgeltlichen oder unentgeltlichen übertra­
'gung oder der Bntnahmeaus dem Depot (Abs. 6) 
sowie di,e Anschaffungskosten und der Anschaf­
)fungstagnachgeschaffter Wertpapiere (Abs. 7) 
klar ersichtlich sein. 

(6) Wird die Aufzeichnung (Abs. 5) trotz (6) Werden ,die gemäß Abs. 4 angeschafften 
Aufforderung nicht vorgelegt, dann sind in dem Wertpapiere entgeltlich oder unentgeltlich über­
Veranlagungszeitraum, für den die Aufzeichnung tragen 'Oder dem Depot des Steuerpflichtigen 
nicht vorgelegt wurde, die verwendeten Rück- entnommen oder wird die Aufzeichnung (Albs. 5) 
lagenbeträge (steuerfrei gelassenen Beträge) um trotz Aufforderung nicht vorgelegt, dann sind die 
20 vH zu erhöhen und nachzuversteuern. Eine verwendeten Rücklagenbeträge (steuerfrei gelasse­
solche Nachversteuerung ist überdies in jedem nen Beträge) um 20 vJ{ zu ,erhöhen und in dem 
Veranlagungszeitraum insoweit vorzunehmen, betreffenden J alhr nachzuversteuern. Die Bestim­
als gemäß Abs. 4 angeschaffte oder gemäß Abs. 7 mung des § 37 Abs. 1 ist auf nachzuversteuernde 
ersetzte Wertpapiere in diesem Veranlagungs- iBeträge nicht anwendbar; ·dies gilt nicht bei Tod 
zeitraum entgeltlich 'Oder unentgelt1.ich übertra- des Steuerpflichtigen. Die Erhöhung des nachzu­
gen oder dem Depot entnommen werden und - versteuernden (Betrages unterbleibt insoweit, als 
dadurch die verwendeten Rücklagenbeträge der Veräußerungserlös zur Bestreitung des not­
(steuerfrei gelassene Beträge) durch die Nennbe- wendigen ilebensun1lerhaltes des Steuerpflichti­
träge der vebleibenden Wertpapiere laut Auf- gen, seines Ehegatten und der Kinder im Sinne 
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zeichnung (Abs. 5 Z 2) nicht mehr gedeckt 
sind. Die Bestimmung des t§ 37 Abs. 1 ist auf 
nachzuversteuernde Beträge nicht anwendbar; 
dies gilt nicht bei Tod des Steuerpflichtigen. 
Die Erhöhung des nachzuversteuernden' Betrages 
unterbleibt insoweit, als der Veräußerungserlös 
zur Bestreitung des notwendigen Lebensunter­
haltes des Steuerpflichtigen, seines Ehegatten und 
der K!inder tim Sinne des § 119 oder zur Deckung 
außergewöhnlicher Belastungen im Sinne des 
§ 34 verwendet wird, weiters wenn der Steuer­
pflichtige zum Zeitpunkt der übertragung oder 
Entnahme aus dem Depot berufsunfähig ist 
oder das 60. Lebensjahr vollendet hat oder wenn 
die Übertragung oder Entnahme aus dem Depot 
infolge Todes des Steuerpflichtigen erfolgt. 

§ 10 Abs. 2 Z 1: 

1. für Gebäude und sonstige unbewegliche 
Wirtschaftsgüter, soweit sie zur entgeltli­
chen überlassung an Dritte bestimmt sind, 
sowie für Gebäude, soweit sie nicht un­
mittelbar dem Betriebszweck dienen oder 
soweit sie nicht für Wohnzwecke betriebs­
zugehöriger Arbeitnehmer bestimmt sind, 

§ 18 Abs. 2 Z 3: 

Der z e i t gel te n der Ge set z e s tex t: 

des § 119 oder zur Deckung außergewöhnlicher 
Belastungen im Sinne des § 34 verwendet wird, 
weiters wenn der Steuerpflichtige zum Zeitpunkt 
der Obertragung oder Bntnahme aus dem Depot 
berufsunfähig i'st. oder das 60. Lebensjahr voll­
endet hat oder wenn die Obertragung oder Ent­
nahme aus dem Depot infolge Todes des Steuer­
pflichtigen erfolgt. 

§ 10 Abs. 2 Z 1: 

1. für Gebäude und !/onstige unbewegliche 
Wirtschaftsgüter, soweit sie zur Vermietung 
bestimmt sind, sowie für Gebäude, :soweit 
sie nicht unmittelbar dem Setriehsz,weck die­
nen oder soweit sie nicht für Wohnzwecke 
hetrie'bszugehöriger Aribeitnehmer bestimmt 
sind, . 

§ 18 Abs. 2 Z 3: 

3. Als Eigenheim im Sinne des Abs. 1 Z 3 3. Als Eigenheim im Sinne des Abs. 1 Z 3 ist 
ist ein Wohnhaus im Inland mit. nicht mehr ein Wohnhaus im Inland mit nicht mehr als 
als zwei Wohnungen anzusehen, wenn minde­
stens zwei Drittel der Gesamtnutzfläche des Ge­
bäudes Wohnzwecken dienen. Das Eigenheim 
kann auch im Eig~ntum zweier oder mehrerer 
Personen stehen. Unter diesen Begriff fallen 
auch Gebäude, die auf fremdem Grund und 
Boden errichtet werden, wenn die übrigen Vor­
aussetzungen auf sie zutreffen. Als Eigentums­
wohnung im Sinne des Abs. 1 Z 3 kann nur 
eine Wohnung gemäß den Bestimmungen des 
Wohnungseigentumsgesetzes 1975, BGB!. 
Nr. 417, verstanden werden, die mindestens zu 
zwei Dritteln Wohnzwecken dient. 

§ 20 a: 

(1) Die Anschaffung (Herstellung) von 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen 

zwei Wohnungen anzusehen, wenn mindestens 
zwei Drittel ·derGesamtnutzfläche des Gebäudes 
Wohnzwecken dienen. Zu der Gesamtnutzfläche 
des Gebäudes gehören nicht Wandstärke,n, 
Treppen offene Balkone und Terrassen sowie 
Keller-, Dachbo'den- und sonstige Abstellräume, 
soweit sie nicht bewohnbar ausgestattet sind und 
auch nicht betrieblichen Zwe,cken dienen. Das 
Eigenheim kann auch im Eigentum zweier oder 
mehrerer Personen stehen. Unter diesen Begriff 
,fallen auch Ge!bäude, die auf fremdem Grund 
und Boden erreicht wel'den, wenn die übri'gen 
oben erwähnten Voraussetzungen auf sie zutref­
fen. Als Eigentumswohnung im Sinne des Abs. 1 
Z 3 kann nur eine Wahnung gemäß den Be­
stimmungen des Wohnungseigentumsgesetzes 
1975, BOB!. Nr. 417, verstanden werden, die 
mindestens zu zwei Dritteln Wohnzwecken dient. 
Die Gesamtnutzfläche von g,emäß Abs. 1 Z, 3 
begünstigtem Wohnraum darf 150 m 2 nicht über­
steigen. Dieses Ausmaß erhöht sich um je 10 m 2 

für jedes Kind im Sinne des § 119. Durch Ande­
rungen im Familienstand nach Beginn der Er­
richtung geht ,die Eigenschaft eines Eig,enheimes 
(einer Eigentums,wohnung) nicht verloren. 

§ 20 a: 

(1) Die Anschaffung (Herstellung) von 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen 
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und Krafträdern, die dem Anlagevermögen zu­
geführt werden, gilt nur insoweit als betrieb­
lich veranlaßt, als die Anschaffungskosten (Her­
stellungskosten) bei Personenkraftwagen und 
Kombinationskraftwagen den Betrag von 
175000 S, . bei Krafträdern den Betrag von 
42 OOOS nicht übersteigen. Die vorstehende Be­
stimmung gilt sinngemäß, wenn nach den steuer­
lichen Vorschriften andere Werte als die tat­
sächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
anzusetzen sind. 

(2) Die gewöhnliche Absetzung für Ab­
nutzung (§ 7 Abs. 1) bei Personenkraftwagen, 
Kombinationskraftwagen und Kr.afträ·dern ist von 
den sich aus Abs. 1 ergebenden Beträgen zu 
berechnen. Die Anschaffungskosten (Herstel­
lungskosten) dürfen nur gleichmäßig auf die 
Gesamtdauer der Verwendung oder Nutzung 
verteilt werden (lineare Absetzung für Abnut­
zung). Der Bemessung der gewöhnlichen Ab­
setzung für. Abnutzung ist bei Personenkraft­
wagen, Kombinationskraftwagen und Krafträ­
dern, die vor der Zuführung zum Anlagever­
mögen noch nicht in Nutzung standen (Neufahr­
zeuge), eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
von sieben Jahren zugrunde zu legen. Die ge­
wöhnliche Absetzung für Abnutzung ist bei 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen 
und Krafträdern, die bereits vor der Zuführung 
zum Anlagevermögen in Nutzung standen 
(Gebrauchtfahrzeuge), für Personenkraftwagen 
und Kombinationskraftwagen mit 25 000 S, für 
Krafträder mit 6 000 S jährlich begrenzt. 

(3) Die übrigen mit Personenkraftwagen, 
Kombinationskraftwagen und Krafträdern in 
Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben sind 
bei Kraftfahrzeugen, deren Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten die in Abs. 1 angeführten 
Höchstbeträge nicht übersteigen, in tatsächlicher 
Höhe zu berücksichtigen. übersteigen die An­
schaffungs- Oder Herstellungskosten eines 
Kraftfahrzeuges die in Abs. 1 angeführten 
Höchstbeträge, so sind die' nachgewiesenen Be­
triebsausgaben in dem Verhältnis zu kürzen, 
in dem die Anschaffungs- oder Herstellungs­
kosten die Höchstbeträge übersteigen. Bei in 
gebrauchtem Zustand dem Betriebsvermögen 
zugeführten Kraftfahrzeugen sind für die Er­
mittlung der absetzbaren Betriebsausgaben die 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des ersten 
Erwerbers des Kraftfahrzeuges maßgebend; kön­
nen diese nicht nachgewiesen werden, so tritt 
an deren Stelle der Listenpreis im Zeitpunkt 
der erstmaligen Zulassung. 

(4) Werden Personenkraftwagen, Kombina~ 
tionskraftwagen und Krafträder auch für be­
triebsfremde Zwecke genutzt, so ist von den 
nach Abs. 2 und 3 zu berücksichtigenden Auf-

Der z e i t gel t end er Ge set z e s tex t: 

und Krafträdern, die dem Anlagevermögenzuge­
führt werden, gilt nur insoweit als hetrieblich 
veranlaßt, als die Anschaffungskosten (Herstel­
lungskosten) bei Personenkraftwagen und Kom­
binationskraftwagen ,den Betrag von 133000 S, 
bei Krafträdern den Betrag von 33.600 S nicht 
übersteigen. Di,e vorstehende ,Bestimmung gilt 
sinngemäß, wenn nach den steuerlichen Vor­
schriften andere Werte als die tatsächlichen. An­
schaffungs- oder Herstellungskosten anzusetzen 
sind. 

(2) Die Absetzung für Abnutzung (§ 7 Albs. 1) 
bei Pers.onenkr.aftwagen, Kombinationskraftwa­
gen und Krafträ·dern ist von den sich aus Albs. 1 
.ergebend.en -Beträgen zu berechnen. Die Anschaf­
fungskosten (Herstellungskosten) di.irfen nur 
gleichmäßig auf die Gesamtdauer der Verwen­
dung oder Nutzung verteilt werden (lineare Ab­
setzung fi.ir Abnutzung). Der Ansatz des nied­
rig,eren Teilwertes ist nicht zulässig. iDer Bemes­
sung der Absetzung für Abnutzung ist Ibei Per­
sonenkraftwagen, Kombinati'Ons.kraftwagen und 
Kra>fträdern, di.e vor der Zuführung zum Anlage­
vermögen noch nicht in Nutzung standen (Neu­
fahr.zeuge), eine betriebsgewöhnliche Nutzungs­
dauer von si·eben Jahren zugrunde zu legen. Die 
Absetzung ,für Abnutzung ist bei' ·Personerikraft­
wa'geri, Kornbinati,onskra.ft.wagen und Krafträ­
,dern, die bereits vor ·der Zuführung zum An­
lagevermögen in Nutzung standen (Gebrauclrt­
fahrzeuge), für Personenkraftwagen und Kombi­
nationskrafuwagen mit 19 ooo.s, für Krafträder 
mit 4 800.s jährlich begrenzt. 

(3) W.erden die in Abs. 1 genannten Kraftfahr­
zeuge auch für hetriebsfremde Zwecke genutzt, 
so ist von der nach den Abs. 1 un·d 2 zu be.rück­
sichtigenden Absetzung fürAJbnutzung ein ent­
sprechender Anteil auszuscheiden. 

(4) Die übrigen mit den in Abs. 1 genannten 
Kraftlfahrzeugen in Zusammenhang stehenden 
IBetriebsausgaben sind bei Personenkraftwagen 
und Kombinations'kra.ftwa·gen mit 1,50 S, bei 

457 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)40 von 67

www.parlament.gv.at



457 -der rBeilagen 41 

Wo r t lau t des Ge set zen t w u r fes: 

wendungen ein ,entsprechender Anteil auszu­
scheiden. 

(5) Für die Berücksichtigung von Gewinnen 
oder Verlusten, die sich beim Ausscheiden von 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen 
und Krafträdern aus dem Betriebsvermögen er­
geben, sowie von Vergütungen für Schadens­
fälle, die an Personenkraftwagen, Kombinations­
kraftwagen und Krafträdern eingetreten sind, 
sind die Bestimmungen des Abs. 3 sinngemäß 
anzuwenden. 

(6) Eine Übertragung stiller Rücklagen (§ 12 
Abs. 1) auf Personenkraftwagen, Kombinations­
kraftwagen und Krafträder ist nicht zulässig. 

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind 
auf Fahrschulkraftfahrzeuge und auf Kraftfahr­
zeuge, die ausschließlich dem Zweck der gewerb­
lichen Personenbeförderung oder der gewerbli­
chen Vermietung dienen, nicht anzuwenden. 

(8) Aufwendungen des Steuerpflichtigen für 
ausschließlich betrieblich veranlaßte Fahrten 
mit Personenkraftwagen, Kombinationskraft­
wagen und Krafträdern, die nicht zu seinem 
Betriebsvermögen gehören, sind mit den sich 
aus § 26 Z 7 lit~ a ergebenden Beträgen abzu­
setzen; für Fahrten eines Dienstnehmers mit 
eigenem Kraftfahrzeug können jedoch keine 
höheren Beträge abgesetzt werden, als dem 
Dienstnehmer gemäß § 26 Z 7 lit. a gezahlt 
werden. Voraussetzung ist die fortlaufende 
Führung eines Fahrtenbuches, aus dem Datum, 
Anzahl der gefahrenen Kilometer, Kilometer-
stand, Ausgarigs- und Zielpunkt sowie Zweck 
jeder einzelnen betrieblichen Fahrt klar erkenno 
bar sind. 

Der z e i t gel te n der G e set z e s tex t: 

Krafträdern mit 0,50 S für jeden betrieblich ge­
fahrenen Kilometer :lJh!zusetzen. Voraussetzung 
ist die f.ortlaufende Führung eines Fahrtenbu­
ches, aus dem rDatum, Anzahl der gefahrenen 
Kilometer, Kilometerstand, Aiisgangs- und Ziel­
'punkt sowie Zweck jeder einzelnen hetrieblichen 
Fahrt klar erkennbar sind. 

(5) Wird ein ,den Bestimmungen des Abs. 4 
entsprechendes Fahrtenbuch nicht geführt, ~o sind 
die gesamten mit den in Abs. 1 genannten 
Kraftfahrzeugen in Zusammenhang stehenden 
,Betriebsausgaben nur. insoweit abzugsfähig, als sie 
je Kraftfahrzeug bei Personenkraftwagen und 
Kombinaüon~kraftwagen den Betrag von 
30 000 S, bei Krafträdern den Betr.ag von 9 000 S 
jährlich nicht übersteigen; die genannten Beträge 
vermindern sich um 2 500 S für jeden Kalender­
monat, in dem der Personenkraftwagen ,oder 
Kombinationskra,ftwagen und um 750 S für jeden 
Kalendermonat, indem das Kraftrad nieht zum 
Anlagevermögen des Steuerpflichtigen gehört hat. 
Die Bestimmungen der Albs. 1 bis 3 sind bei 
Ermittlung dieser Betriebsausgaben sinngemäß 
anzuwenden. 

(6) Entschädigungen, die mit den in Abs. 1 
genannten Kra.fofahrzeugen in Zusammenhang 
stehen, sind steuerlich nicht zu berücksichtigen. 
Dies gilt auch für Gewinne oder Verluste, die 
sich beim Ausscheiden der in Abs. 1 genannten 
Kraftfahrzeuge aus dem Betriebsvermögen er-' 
geben. Eine ühertragung stiller Rücklagen (§ 12 
Abs. 1) auf die in Abs. 1 genannten Kraftfahr­
zeuge ist nicht zulässig. 

(7) Die IBestimmungen der Abs, 1 bis 6 sind 
auf Fahrschulkraftfahr,zeuge und auf Kraftfahr­
zeuge, die aussdlließlich dem Zweck der gewerb· 
lichen Personenbeförderung oder der gewerblichen 
Vermietung dienen, nicht anzuwenden: 

{8) Aufwendungen des St,euerpflichtigen für 
ausschließlich betrieblich ver,anlaßte Fahrten mit 
Personenkraftwagen, Kombinationskraftwagen 
oder Krafträdern, die nicht zu seinem Betriebs­
vermögen gehören, sind bei Personenkraftwagen 
und Komlbinationskraftwagen mit 2,10 S, bei 
Krafträdern mit 0,70 S, für jeden betrieblich 
gefahrenen Kilometer abzusetzen. Abs. 4 letzter 
Satz gilt sinngemäß. 

(9) Die Bestimmung des Abs. 8 gilt nicht (9) Die Bestimmung des Abs. 8 gilt nicht für 
für ausschließlich betrieblich veranlaßte Taxi- ausschließlich ,betrieblich veranlaßte Taxifa,hrten. 
fahrten. 
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(10) Die Bestimmungen der Abs. 8 und 9 
sind auf Aufwendungen für Fahrten, die im 
Rahmen der Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z 4 
bis 7 anfallen, unbeschadet der Vorschrift des 
§ 16 Abs. 1 Z 6 sinngemäß anzuwenden.' 

§ 24 Abs. 6: 

(6) Wird der Betrieb infolge Todes des 
Steuerpflichtigen oder deshalb aufgegeben, weil der 
Steuerpflichtige erwerbsunfähig ist oder das 
60. Lebensjahr vollendet hat und seine Erwerbs­
tätigkeit einstellt,' dann unterbleibt auf Antrag 
abweichend von Abs. 3 bei Gebäuden, die bis 
zur Aufgabe des Betriebes vom Steuerpflichtigen 
in einer Weise genutzt worden sind, daß sie 
als Wohnsitz der Mittelpunkt seiner Lebens­
interessen waren, hinsichtlich der zum Betriebs­
vermögen gehörenden Gebäudeteile die Erfas­
sung der stillen Reserven. Voraussetzung ist 
weiters, daß das Gebäude weder ganz oder 
zum Teil veräußert noch ganz oder zum Teil 
einem anderen zur Erzielung betrieblicher Ein­
künfte überlassen oder überwiegend zur Ein­
kunftserzielung verwendet wird. Diese Bestim­
mung ist auf einen Gebäudeteil, auf den stille 
Rücklagen übertragen wurden . oder der für 
Wohnzwecke betr~ebszugehöriger Arbeitnehmer 
bestimmt war und vorzeltlg abgeschrieben 
wurde, nicht anzuwenden. Wird das Gebäude 
innerhalb von fünf JaJhren nach Aufgabe des 
Betriebes vom Steuerpflichtigen oder seinem 
Rechtsnachfolger veräußert, unter Lebenden un­
entgeltlich übertragen oder zur Einkunftserzie­
lung im Sinne des zweiten Satzes verwendet 
oder überlassen, dann sind die nicht erfaßten 
stillen Reserven in diesem Jahr unter Anwen­
dung des ermäßigten Steuers atz es nach § 37 
Abs. 1 zu versteuern. 

§ 26 Z 7: 

7. Beträge, die den im privaten Dienst an­
gestellten Personen aus Anlaß einer Dienst­
reise als Reisewegvergütungen {Fahrtkostenver­
gütungen, Kilometergelder), Tages- und Nächti­
gungsgelder gezahlt werden, soweit sie die tat­
sächlichen Aufwendungen (nach Abzug der 
durch die Abwesenheit des Arbeitnehmers er­
zielten Haushaltsersparnisse) nicht übersteigen. 
Eine Dienstreise liegt vor, wenn ein Arbeit­
nehmerüber Auftrag des Arbeitgebers seinen 
Dienstort (Büro, Betriebsstätte, Werksgelände, 
Lager usw.) zur Durchführung von Dienstver­
richtungen verläßt oder so weit weg von seinem 
ständigen Wohnort (Familienwohnsitz) arbeitet', 
daß ihm eine tägliche Rückkehr an seinen ständi­
gen Wohnort (Familienwohnsitz) nicht zu­
gemutet werden kann. Bei Arbeitnehmern, die 

Der ze i t gel t end erG e set z e s tex t: 

(10) Die Bestimmungen der Albs. 8 und 9 
sind auf Aufwendungen für Fahrten, die im 
Rahmen der Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z 4 
bis 7 anfallen, unbeschadet der Vorschrift des 
§ 16 Abs. 1 Z 6 sinngemäß anzuwenden. 

§ 26 Z 7: 

7. Beträge, die Iden im p6vaten Dienst ange­
stellten Personen aus Anlaß einer Dienstreise 
als Reisevergütungen (Fahrkostenvergütungen, 
Kilomet,ergelder), Tages- und Nächtigungsgelder 
gezahlt werden, soweit sie die tatsächlichen Auf­
wendungen (nach Abzug der durch die Ahwesen­
heit des Arbeitnehmers erzielten Haushaltser­
sparnisse) nicht überst,eigen. Eine Dienstreise liegt 
vor, wenn ein Al1beitnehmer über Auftr,ag des 
Arbeitgebers seinen Dienstort (Büro, Betriebs­
stätte, Werksgelände, Lager usw.) zur Durch­
führung von Dienstverrichtungen verläßt oder 
so weit weg von seinem sti:indigen Wohnort 
(Familienwohnsitz) arbeitet, daß ihm eine täg­
liche Rüd(kehr an seinen ständigen Wohnort 
(Familienwohnsitz) nicht zugemutet werden 
kann. Bei Arbeitnehmern, die ihre Dienstreise 
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ihre Dienstreise vom Wohnort aus antreten, 
tritt an die Stelle des Dienstortes im Sinne 
obi~er Vorschrift der Wohnort (Wohnung, ge­
wöhnlicher Aufenthalt, Familienwohnsitz). 

Die Voraussetz~ng des ~rsten Satzes ist er­
füllt bei Gewährung von 

a) Kilometergeldern, wenn der Weg der 
Dieilstreis~ mehr als zwei Kilometer be­
trägt und soweit die den Bundesbedienste­
ten gewährten Sätze nicht überschritten 
werden, 

b) Tages- und Nächtigungsgeldern für In­
landsdienstreisen, soweit bei Arbeitnehmern 

mit einem Brutto- die, folgenden Säue der 
jahresarbeitslohn Tagesgeldel' Nächtigungsgelder 

bis 80000 S 150 S 90 S 
über 80 000 S 

bis 100000 S 180 S 90 S 
über 100 000 S 

bis 160 000 S 200 S 120 S 
über 160000 S 

bis 220 MoS 230S 145 S 
über 220000 S 280 S 145 S 

nicht überschritten werden. Zum Brutto­
jahresarbeitslohn zählen sämliche steuer­
pflichtigen und steuerfreien Bezüge aus 
nichtselbständiger Arbeit a.ußer der Fami­
lienbeihilfe und der Wohnungsbeihilfe. 
Die vollen Tagesgelder gelten für 24 Stun­
den. Dauert eine Dienstreise länger als 
drei Stunden, so wird für jede angefan­
gene Stunde ein Zwölf tel des Tag,esgeldes, 
höchstens der volle Satz gerechnet. Ist in 
Kollektivverträgen 'oder Betriebsverein­
barungen, die auf Grund besonderer kol­
lektivvertraglicher Ermächtigungen abge­
schlossen worden sind, oder auf Grund 
aufsichtsbehö~dlich genehmigter Dienst­
(Besoldungs)ordnungen der Körperschaften 
des öffentlichen Rechtes eine Regelung 
über die Verrechnung anteiliger Tages­
gelder enthalten, so gilt diese Regelung 
an Stelle der Vorschriften der beiden vor­
hergehenden Sätze, 

c) Tages- und Nächtigungsgddern für Aus­
landsdienstreisen, soweit diese - entspre­
chend den in lit. b angeführten Stufen 
des Bruttojahresarbeitslohnes - die den 
Bundesbediensteten gewährten Sätze nicht 
überschreiten. 

Der z e i t g .e I t end erG e set z e s tex t: 

vom Wohnort aus antreten, tritt an die Stelle 
des Dienstortes im Sinne obig.er Vorschrift der 
Wohnort (Wohnung, gewöhnlicher Aufenthalt, 
F amilienwohnsitz). 

Die Voraussetzung des erst,en Satzes ist er­
füllt hei Gewährung von 

a) KiIometergeldern, wenn der Weg der 
Dienstreise mehr als zwei Kilometer be­
trägt und die den Bundesbediensteten ge­
währten Sätze nicht überschritten werden, 

b) Tages- und Nächtigungsgeldern für In-
landsdienstreisen, soweit bei Arbeitnehmern 
die folgenden Sätze der 

die folgendcndcn Sätze der 
mit einem Brutto- TagesgeIder Nächtigungs-

jahresarbeitslohn gelder 
Tarif I Tarif II 

bis 80000 S 150 S 125 S 90 S 
üher 80000 S 

bis 100000 S 180 S 145 S 90 S 
über 100000 S 

his 160000 S 200 S 160 S 120 S 
über 160 OOOS 

bis 220000 S 230 S 185 S 145 S 

über 220 000 S 280 S 220 S 145 S 

nicht überschritten werden. Zum Brutto­
jahresarbeitslohn zählen sämtliche steuer­
pflichtigen und steuerfreien Bezüge aus 
nichtsdbständiger Arbeit außer der Fami­
lienbeihiHe und der W;ohnungsbeihilfe. 
Bei !Dienstreisen in Orte, die mehr als 
fünf Kilometer vom Dienstort entfernt 
sind, sind die Sätze des Tarifs I, in allen 
anderen Fällen die Sätze des. T.arifs Ir an­
zuwendeIl. Die vollen Tagesgelder gelten 
für 24 Stunden. Dauert eine Dienstreise 
länger als dr.ei Stunden, so wird für jede 
angefangene Stunde einZwöI.ftel des Tage.s­
geldes, höchstens der volle S~tz gerechnet. 
Ist in Kollektivverträgen oder Betriebsver­
einbarungen. die auf Grund besonderer 
kollektivvertraglich.er Ermächtigungen ab­
geschlossen worden sind, oder auf Grund 
aufsichtsbehördlich genehmigter Dienst(Be­
soldungs)ordnungen der Körlperschaften des 
öffentlichen Rechtes e]ne Regelung über die 
Verrechnung anteiliger Tagesgelder ent­
halten, so gilt diese Regelung anstelle der 
Vorschriiften der heiden vorhergehenden 
Sätze, 

c) Tages- und Nächügungsgeldern für Aus­
lands dienstreisen, soweit diese - entspre­
chend den in lit. b angeführten Stufen des 
Bruttojahresarbeitslohnes - dlie den Bun­
desbe·diensteten gewährten Sätze nicht 
überschrei ten. 
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Zahlt der Arbeitgeber höher,e Tages- und 
Nächtigungsgelder, so sind die tatsächlichen 
Reiseaufwendungen dem Finanzamt nachzuwei­
sen und zur Berücksichtigung der Haushalts­
ersparnis um 20 vH der nachgewiesenen Auf­
wendungen zu kürzen. Die Haushaltsersparnis 
ist nur von den Tagesgeldern zu berechnen. Die 
Kürzung . ist jedoch nicht unter den Betrag 
durchzuführen, der den vollen bzw. anteiligen 
Sätzen der obigen Tabelle bei Inlandsdienst­
reisen bzw. der den Bundesbediensteten zuste­
henden Sätzen bei AuslQndsdienstreisen ent­
spricht, 

§ 27 Abs. 2 Z 1: 

1. Besondere Entgelte oder Vorteile, die neben 
den im Abs. 1 bezeichneten Einkünften 
oder an deren Stelle gewährt werden, wei­
ters nominelle Mehrbeträge auf Grund 
einer \Vertsicherung, 

§ 33 Abs. 8: 

(8) Die Einkommensteuer wird nicht er­
hoben, wenn sie den Betrag von 900 S nicht 
übersteigt. Übersteigt die Einkommensteuer den 
Betrag von 900 S, dannn wird sie 

bis zu ,emem Betrag von 930 S mit 150 S, 
bis zu emem Betrag von 960S mit 200S, 
his zu emem !Betrag von 990 S mIt 300 S, 
bis zu emem Betrag von 1020 S mIt 450S, 
bis zu emem Betrag von 1060 S mit 650 S, 

bis zu emem Betrag von 1100 S mit 900 S 
erhoben. 

§34 Alls. 4 und 5: 

(4) ,Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wird 
durch al!ßergewöhnliche Belastungen nur inso­
weit wesentlich beeinträchtigt, als die Aufwen­
dungendie zumutbare Mehrbelastung überstei­
gen. Die zumutbare Mehrbelastung beträgt von 
dem nach Albs. 5 errechneten Einkommen 

bei einem Einkommen von Schilling 

höchstens 45000 4 vH, 

mehr als 45000 bis 90000 5 vH, 

:mehr als 90000 bis 180000 6 vH, 

mehr als 180000 bis 360000 7 vH, 

mehr als 360000 bis 450000 8 vH, 

mehr als 450000 9 vH; 

Derzeit geltender Gesetzestext: 

Zahlt der 'Arbeitgeberhöher,e Tages- und 
Nächti'gungsgeIder, so sind die tatsächlichen Rei­
seaufwendungen dem Finanzamt nachzuweisen 
und zur Berücksichtigung der Haushaltsersparnis 
um 20 vH. ·der nachgewiesenen Aufwendung,en 
zu kürzen. Die Haushaltsersparnis ist nur von 
den Tagesgeldern zu berechnen. nie Kürzung 
ist jedoch nicht unter den Betr,ag durch,zufüh­
ren, der den vollen bzw. anteiligen Sätzen der 
,obigen Tabelle bei Inlandsdienstreisen . bzw. der 
.den :Bundesbedi,ensteten zustehen·den Sätzen bei 
A uslandsdienstr,eisen entspricht, 

§ 27 Abs. 2 Z 1: 

1. Besondere Entgelte oder Vorteile, die neben 
den im Abs. 1 bezeichneten Einkünften oder 
an deren Stelle gewährt werden, 

§ 33 Abs. 8: 

(8) Di,e Einkommensteuer wird nicht erhoben, 
wenn sie den Betrag von 300 S nicht übersteigt. 
übersteigt die Einkommensteuer den Betrag von 
300 S, dann wird sie 

bis zu ,einem Setrag von 350 S mit 150 S, 

bis zu einem Betrag von 400 S mit 200 Sund 
bis zu einem Betrag von 450 S mit 300 S 

erhoben. 

§ 34 Abs. 4 und 5: 

(4) nie wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wird 
durch außergewöhnliche Belastungen nur inso­
weit wesentlich beeinträchtigt, als die Aufwen­
dungen die zumurbare Mehrbelastung überstei­
gen. Die zumutbare Mehrbelastung beträgt in 
Prozenten des nach Abs. 5 errechneten iEinkom­
m'ens 

bei einem Steuerpflichtigen 

bei einem ohne Kind mit 1 
mit 3 

oder mehr 
Einkommen im Sinne ode< 2 im Sinne 

von Schilling des § 119 Kindern des § 119 

,höchstens 45000 4 2 1 
mehr als 45000 

bis 90000 ......... 5 3 2 
mehr als 90000 

bis 180000 ......... 6 4 3 
mehr als 180000 

,bis 360000 ......... 7 5 4 

mehr als 360000 
bis 450000 ......... 8 6 5 

mehr als 450000 ..... 9 7 6. 
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für den Ehegatten, wenn dem Steuerpflichtigen 
der AlleinverdienerahsetZlbetrag zusteht, und für 
jedes Kind im Sinne des § 119 vermindert si'ch 
dieser Betrag um je 1 vB dieses Einkommens. 

(5) Der Feststellung der zumutbaren Mehrbe­
lastung ist das nach§ 2 Abs. 2 ermittelte Ein­
kommen des Steuerpflichtigen, vermehrt um die 
steuerfreien Einkünfte und um die bei dieser 
Ermittlung abgezogenen Betdge nach§ 10, § 11, 
§ 18 Albs. 1 Z 4, § 24 Abs. 4, § 27 Abs. 4 und 5, 
§ 31 Abs. 3, § 40, § 41 Abs. 3 und § 104 zu­
grunde zu legen. Dabei sind steuerfreie Ein­
künfte gemäß § 3 Z 9 und 10 außer Ansatz zu 
lassen. 

§ 34 Abs. 8: 

(8) Mehraufwendung,en des Steuerpflichtigen 
für Personen,f.ür di.e gemäß § 8 Abs. 4 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 erhöhte 
Familienbeihilfe gewährt wird, sind ohne Anwen­
dung der Besümmungen des Abs. 4 als außerge­
wöhnliche ,Belastung ,zu berücksichtigen. 

Freibetrag bei bestimmten Kapitalerträgen 

§ 40. Sind die Voraussetzungen für eine Ver­
anlagung nach § 41 nicht gegeben, so ist bei der 
Veranlagung, wenn in den Einkünften aus Kapi­
talvermögen steuerabzugspflichtige Gewinnanteile 
aus Aktien (Dividenden), Gewinnanteile und 
Zinsen aus Anteilen an Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften oder Zinsen aus Wandelschuld­
verschrei:bungen und Gewinnschuldverschreihun­
gen enthalten sind, ein Betrag bis zur Höhe 
dieser steuerabzugspflichtigen Einkünfte, höch­
stens jedoch ein Betrag von 7 000 S, abzuziehen. 
UnteJ1ble~bt eine Veranlagung, weil das Ein­
kommen den in § 42 Abs. 1 Z 3 vorgesehenen 
Grenzbetrag nicht 'Überste~gt, so ist die von den 
Gewinnanteilen und Zin~en im Sinne des ersten 
Satzes einbehaltene Kapitalertragste\ller auf An­
trag des Steuerpflichtigen zu erstatten. Der An­
trag kann bis zum Ende des auf den Veranla­
gungszeitraum zweitfolgenden Kalenderjahres ge­
steilt werden. Die Erstattung ist nur durchzufUh­
ren, wenn die einbehaltene Kapitalertragsteuer 
den Betrag von 30 S übersteigt. 

§ 41 Abs. 2 Z 1: 

Linden Einkünften aus Kapitalvermögen 
steuerabzugspflichtige Gewinnanteil,e aus 
Aktien (Dividenden), Gewinnanteile und 
Zinsen aus Anteilen an Erwerbs- und Wirt­
schaftsgenossensduJten oder Zinsen aus Wan­
delschuldverschreibungen und Gewinnschuld­
versducibungen enthalten sind un.d die von 
diesen Kapitalerträgen einbehaltene Kapital­
ertragsteuer den Betrag von 30 Subersteigt 
oder 

Derzeit geltender Gesetzestext: 

(5) Der Feststellung der zumutbaren Mehr­
lastung ist das nach § 2 Abs. 2 ermittelte Ein­
kommen des Steuerpflichtig,en,.v,ermehrt um die 
steuerfreien Einkünfte und um die bei dieser 
Ermittlung abgezogenen Beträge nach § 10, § 11, 
§ 18 Abs. 1 Z 4, § 24 Abs. 4, § 27 Abs. 4, § 31 
Abs. 3, § 40, § 41 Abs. 3 und § 104 zugrunde 
zu legen. 

§ 34 Abs. 8: 

(8) Aufwendungen des Speuerpflichtigen für 
Personen, für die dem Steuerpflichtigen gemäß 
§ 8 Abs. 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes 
1967 erhöhte Familienbeihilfe gewährt wird, sind 
ohne Anwendung der Bestimmungen des Abs. 4' 
als außergewöhnliche Belastung zu berücksichti­
gen. 

Freibetrag bei bestimmten Kapitalerträgen 

§ 40. Sind die Voraussetzungen für eine Ver­
anlagung nach § 41 nicht gegeben, so ist bei der 
Veranlagung, wenn in den Einkünften aus Ka~ 
pitalvermögen steueratbzugspflichtige Gewinnan­
teile aus Aktien~Dividenden) oder Gewinnan­
teile und Zinsen aus Anteilen an Erwerbs- und 
Wirtschaftgenossenschaften ,enthalten sind, ein 
Betrag bis zur Höhe dieser steuerabzugspflichti­
gen Einkünfte, höchstens jedoch ein Betrag von 
7 000.5, abzuzi,ehen. Unterbleiht eine Veranla­
gung, weil das Einkommen den Betrag von 
19 500 S (§ 42 Abs. 1 Z 3) nicht übersteigt; so 
ist die von den Gewinnanteilen und Zinsen im 
Sinne des ersten Satzes einbehaltene Kapitaler­
tragsteuer auf Antrag des Steuerpflichtigen zu er­
statten. Der Antrag kann bis zum Ende des auf 
den Veranlagungszeitraum zweitfolgenden Ka­
lenderjahres gestellt werden. Die Erstattung ist 
nur durd1zuführen, wenn die einbehaltene Kapi­
ta1ertragsteuer den ,Betrag yon 30 S übersteigt. 

§ 41 Abs. 2 Z 1: 

1. in den Einkünften aus Kapitalvermögen 
steuerabzugspflichtige Gewinnanteile aus 
Aktien (Dividenden:) oder ,GJewinnanteile 
und Zinsen aus Anteilen an Erwerbs- und 
Wirtschaftsgenossenschaften enthalten sind 
und die von diesen Kapitalerträgen einbehal­
tene Kapitalertragsteuer den Betrag von 30 S . 
übersteigt oder 
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Wo r t lau t des Ge set zen t w u r fes: 

§ 41 Abs. 3 letzter Satz: 

Sind in den iEinkünften aus Kapitalvermö­
geri steuerabzugspflichtige Gewinnanteile aus 
Aküen (Dividenden), Gewinnant·eile und Zin­
sen aus Anteilen an Erwerbs- und Wirtschafts­
genossenschaften oder Zins·en aus Wandelschuld­
verschreibungen und Gewinnschuldverschreibun­
gen enthalten, so ist von diesen ein Betrag bis 
zur Höhe dieser steuerabzuogspflichtilgen Ein­
künfte, höchstens jedoch ein Betrag von 7 000 S, 
abzuziehen. 

§ 41 Abs. 4: 

I( 4) lBeider Ermittlung der 'Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit sind Bezüge, die nach 
§ 67 Abs. 1 oder § 68 Abs. 1 steuerfrei bleiben 
oder mit den festen Sätzen ,der§§ 67 oder 68 
oder mit den Pauschsätz,en des § 69 zu versteuern 
waren, nicht zu berücksichtigen. Die sich sodann 
ergebenden Einroünfte sind um die beim Steuer­
abzug vom Arbeitslohn berücksicht~gten Hinzu­
rechnungsbeträge gemäß § 75 zu erhöhen. 

§ 42 Abs. 1 Z 3: 

3. das Einkommen mehr als 24 700 S betragen 
hat und darin Einkünfte im Sinne des § 41 
.A!bs. 1 Z 1 von mehr ,als 10 000 S enthalten 
sind oder 

§ 45 Abs. 3: 

(3) Bereits fällig gewordene VorauszahluIligs­
teilbeträge werden durch eine Änderung in der 
Höhe der Vorauszahlung (Abs. 1) nicht berührt. 
Dies gilt auch für den' innerhalb eines Monates 
ab Bekanntgabe eines Bescheides über die Er'hö­
hung der Vorauszahlung fällig werdenden Vor­
auszahluIligstei1betrag. Der Unterschiedsbetrag ist 
anläßlich der ,der' Änderung nächstfolgenden 
Vierteljahresfälligkeit (Albs. 2), in den Fällen 
des zweiten Saüzes anläßlich der der Knderung 
zweitfolgenden . Vierteljahresfälli~keit auszuglei­
chen. Unterschied~betrag ist die Differenz zwi­
schen ,einem Vi,ertel ,der im laufenden Kalender­
jahr bis zur Änderung gült~g gewesenen Vor­
auszahlung und einem Viertel der neu festge­
setzten Vorauszahlung, vervielfacht mit 'der Zahl 
der von der Änderung nicht berührten Voraus­
zahlungsteillbeträge. Nach dem 30. September 
darf das Finanzamt Bescheide über die Änderung' 
der Voraus,zahluIlig für das laufende Kalender­
jahr nicht mehr erlassen; dies gilt nicht für 
Beschdde auf Grund eines Antrages, den der 
Steuerpflichtige bis zum 30. September gestellt 
hat, sowie für eine Änderung in einem Rechtsc 

mittelverfa.hren. Erfolgt die ,Bekanntgabe von 
. Bescheiden über die Erhöhung oder die erstmalige 
Festsetzung der VorauszahluIlig nach dem 10. No­
vem'ber, dann ist der Unterschiedsbetrag (der 

Der z e i t gel t ~ n der Ge set z e s tex t: 

§ 41 Abs. 3 letzter Satz: 

Sind in den Einkünften aus Kapitalvermögen 
steuerabzugspflichtige Gewinnanteile aus Aktien 
(Dividenden) oder Gewinnanteile und Zins,en aus 
Anteilen an Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen­
schaften ent'halten; so ist von diesen ein Betrag 
bis zur Höhe di,eser steuera!bzugspflichtigen Ein­
künfte, höchstens jedoch ein Betrag von 7000 S, 
abzuziehen. 

§ 41 Abs. 4: 

(4) Blei der Ermittlung der Einkünfte aus nidlt­
selbständiger Arbeit sind Bezüge, die nach § 67 
,Abs. 1 .oder § 68 Abs. 1 steuerfr,ei bleiben oder 
mit den festen Steuersätzen der §§ 67 oder 68 
oder mit den Pausdlsätzen des § 69 zu ver­
steuern waren, nicht zu berücksichtigen. 

§ 42 Abs. 1 Z 3: 

3. das Einkommen mehr als 19500 S betra­
gen hat und darin Einkünfte im Sinne ,des 
§ 41 Abs. 1 Z 1 von mehr als 10000 S 
enthalten sind oder 

§ 45 Abs. 3: 

(3) Bereits fällig gewordene V'Orauszahlungs­
teilheträge werden durch eine Änderung in der 
Höhe der Vorauszahlung (Abs. 1) nicht berührt. 
Der Unterschiedsbetra'g ist anläßlich der d,er Än­
derung nächstfolgenden Vierteljahresfälligkeit . 
(Abs. 2) auszugleichen; Unterschiedsbetrag ist die 
Differenz zwischen einem Viertel der im laufen­
den Kalenderjahr bis zur Änderung gültig ge­
wesenen Vorauszahlung und einem Viertel der 
neu festgesetzoen Vorauszahlung, vervielfacht mit 
.der Zahl der im laufenden Kalenderjahr bis zur 
Änderung 'bereits ~bgelaufenen Fälligkeitstermine 
(Abs. 2). Nach dem 30. September darf das 
Finanzamt Bescheide über die Änderung der Vor­
auszahlung für das laufende Kalenderjahr nicht 
mehr erlassen; .dies gilt nicht für eine Änderung 
in einem Rechtsmitte1verfahren. 
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Wortlaut des Gesetzentwurfes: 

Jahresbetrag der v.orauszahlung) innerhalb eines 
Monates nach IBekanntgabe des 'Bescheides zu 
entrichten. Erfolgt die Bekanntgabe eines Be­
scheides über die Herabsetzung der Vorauszah­
lung nachdem 10. ,Dezember, dann ist der Unter­
schietd&betrag gutzuschreiben~ 

§ 48 Abs. 3: 

(3) Für Arbeitnehmer, . die als Einkünfte 
aus nichtselbständ~ger Arbeit ausschließlich eine 
Pension v,on einer Gebietskörperschaft ·oder eine 
Pension aus ,der gesetzlichen Sozialversicherung 
oder einen gleichartigen Bezug aus Versorgungs­
und Unterstützungseinrichtungen der Kammern 
der sdbständig Erwel1bstät~gen beziehen, behält 
die Lohnsteuerkarte in der Regel ohrre Rücksicht 
auf den allgemeinen Geltungs,zeitraum ihre Gül­
tigkeit dauernd (iDauerlohnsteuefikarte), sofern 
nicht der Bun,desminister für Finanzen aus Grün­
den der Kontrolle die Anordnung trifft, daß 
Dauerlohnsteuerkarten für bestimmte Gruppen 
von At1beitnehmern neu auszuschreiben sind. 

§ _67 Abs. 1 vorletzter Satz: 

Die ,Lohnsteuer V'on s,onstigen Bezügen wird 
nicht erhoben, wennn sie jährlich den Betrag v'On 
130 S nicht übersteigt. 

§ 71· zweiter Satz: 

Dies gilt auch, wenn vom selben Arbeitgeber 
neben Bezügen und Vorte;Jen aus einem beste­
henden oder frü:heren Dienstverihältnis Bezüge 
oder Vorteil'e im Sinne des ,§ 25 Abs. 1 Z 1 
oder 2 für frühere Dienstverhältnisse, Pensionen 
und gleichartige Bezüg'e im Sinne des § i5 Abs. 1 
Z 3 'Oder BezÜlge bzw. Ruhe(Vers'Orgungs)hezüge 
im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 4 gezahlt werden. 

§ 72 Abs. 3: 

(3) Das Wiohnsitifinanzamt des Ä.rlbeitneh­
mers hat einen Jahresausgleich von Amts wegen 
durchzuführen, wenn im Kalenderjahr steuer­
pflichtige Einkünfte zumindest zeitweise gleich­
,zeitig von (zwei oder mehreren Arbeitgebern 
(§ 47) bezogen worden sind, deren Summe 
100000 S übersteigt. Dies gilt auch, wenn ein 
Arbeitnehmer v,om selben Arbeitgeber mehrere 
Bezüge im Sinne des§ 71 zweiter Satz erhalten' 
hat, deren Summe 100000 S übersteigt. Zur 
Durchführung des Jahresausgleiches haben die 
Arbeitg,eberdem jeweiligen W'Ohnsitzfinanzamt 
ohne AuHorderu11ig bis zum 31. März des flOl­
gmden Kalenderjahres einen Lohnzettel (§ 84) 
für jene Arbeitnehmer zu übergeben, die keine 
oder eine Zweite (Dritte usw.) Lohnsteuerkarte 
vorgelegt haben. 

Derzeit geltender Gesetzestext: 

§ 48 Abs. 3: 

(3) Für Arbeitnehmer, die als Einkünfte aus 
nichtselbständi.ger Arbeit ausschließlich eine Pen­
sion von einer Gebietskörperschaft oder eine Pen­
sion aus der gesetzlichen Sozialversidierung 'Oder 
einen gleichartigen Bezug aus Versorg'ungs- und 
Unterstützungseinrichtungen der Kammern der 
selbständig Erwerbstätigen beziehen, behält die 
Lohnsteuer;karte lOhne Rücksicht auf den allge­
meinen Geltungszeitraum ihre Gültigkeit 
dauernd (Dauerlohnstleurkarte). 

§ (,7 Abs. 1 vorletzter Satz: 

Die Lohnsteuer von sonstigen ,Bezügen wird 
nicht erhoben, wenn sie jährlich den Betrag v'On 
100 S nicht übersteigt. 

§ 71 zweiter Satz: 

Dies gilt auch, wenn vom selben Al"lbeitgelb~r 
neben Bezügen und Vorteilen aus einem beste­
,henrden Dienstverhältnis Bezüge oder V.orteile 
im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1 oder 2 für frühere 
Dienstvel'!hältnisse, Pensionen und gleichartige 
Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 3 oder 
Ruhe(Versorgungs)bezüge im Sinne des § 25 
Abs. 1 Z 4 geza,hlt werden. 

§ 72 Abs. 3: 

(3) Das Wohnsitzfinanzamt ,des Arbeitneh­
mers hat einen Ja'hresausgleich vün Amts wegen 
durchzuführen, wenn im Kalenderjahr steuer­
pflichtige Einkünfte zumindest zeitweis,e gleich­
zeitig von ZJwei oder mehreren Arbeitgebern 
{§ 47) bezogen worden sind, deren Summe 
100000 S übersteigt. Dies gilt auch, wenn ein 
Arbeitnehmer vüm selben Arbeitgeber mehrere 
Bezüge im Sinne des § 71 zweiter Satz erhalten 
hat, deren Summe 100000 S übersteigt. Zur 
Durchführung des Jahresausgleiches haben die 
AI1beitgeber Namen und Anschrift jener Arbeit­
nehmer, die keine 'Oder eine Zweite (Dritte usw.) 
Lohnstleuerkarte vorgelegt haben, bis 31. Jänner 
des folgenrden Kalenderjahres dem Wohnsitz­
,finanzamt der Arbeitnehmer 'bekanntzugeben. 
Von dieser VerpfliChtung sind die Träger der 
gesetzlichen Sozialversicherung befreit, soweit sie 
Pensionen: aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
auszahlen. 
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Wo r t 1 a u t des Ge set zen t w u r fes: 

§ 73 Abs. 2 Z 6: 

6. auf der Lohnsteuerkarte nicht eingetragene 
Freibeträ.ge, die der Arbeitnehmer bei 
Durchführung eines J aihresausgleiches von 
Amts wegen (§ 72 Abs. 3) geltend macht, 

§ 82 Abs. 2 Z 4: 

4. Freibeträge wegen Werbungskosten, Son­
derausgaben oder außengewöhnlicher Bela­
stung auf der Lohnsteuerkarte für künftige 
Lohnzahlungszeiträume eingetragen wonden 
sind und sich nachträglich ergibt, daß die 
betreffenden· Aufwendungen nicht in der 
berücksichtigten Höhe getätigt worden sind. 

§ 93 Abs. 2: 

(2) Steuerabzugs.pflichtige Ka,pitalerträge sind 
auch besondere Entgelte oder Vorteile, die 
neben den im Abs. 1 bezeichneten Kapital-
erträgen oder an deren Stelle gewährt 
werden. Zu den besonderen Entgelten 
oder Vorteilen gehören insbesondere Freianteile, 
Genußrechte, Sachleistungen, Boni und ähnLiche 
Kapitalerträge, weiters nominelle Mehrbeträge 
auf Grund einer Wertsicherung. ,Bestehen die 
Kapitalerträge nicht in Geld, so sind· sie mit den 
üblichen Mittelpreisen des Verbrauchsortes anzu­
setzen (§ 15 Abs. 2). 

§ 106 Abs. 1: 

(1) Dem Steuerpflichtugen ist auf Antrag ein 
Freibetrag-(Abs. 3) zur Ahgelt~ng etwaiger außer­
gewöhnlicher Belastungen, die durch eine Kör­
perbehinderung des Steuerpflichtigen und, wenn 
dem Steuerpflichtigen der Alleinvendienerabsetz­
betrag zusteht, seine·s nicht dauernd getrennt 
lebenden Ehegatten veranlaßt sind, zu gewähren. 
Als Körper:behinderung gilt auch eine geistige 
Behinderung. 

§ 106 Abs. 2 Z 1: 

1. bei Kriegsbeschädigten, Präsenzdienstpflichti­
gen, Opfern von Vel'brechen und Invaliden 
nach dem .Invalideneinstellungsgesetz 1969, 
,BGBL Nr. 22/1970, das Landesinvaliden­
amt, 

§ 106 Abs. 4: 

-( 4) Wird an Stelle des ,Freibetrages ,gemäß 
Abs. 3 die tatsächliche außergewöhnliche Bela­
stung aus dem Titel der Körperbehinderung gel­
tend gemacht, dann ist § 34 Abs. 4 nicht anzu­
wenden. 

§ 106 a Abs. 3: 

(3) Eine wesentliche Beeinträchtigung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit (Abs. 1) liegt 
vor, wenn das Einkommen (Abs. 6) des Mieters 
und der· im Abs. 4 genannten Personen insge-

Der z e i t gel t end erG e set z e s tex t: 

§ 82 Abs. 2 Z 4: 

4. Freibeträge wegen Sonderausgaben oder 
außergewöhnlicher Belastung auf der Lohnsteuer­
karte für künfti'ge Lohnzahlungszeiträume ein­
getragen worden sind und sich nachträglich er­
gibt, daß die betreffenden Aufwendungen nicht 
in der berücksichtigten Höhe getätigt worden 
sind. 

§ 93 Abs. 2: 

(2) Steuerabzugspflichtige Kapitalerträge. sind 
auch besondere E:ntgelte oder Vorteile, die neben 
den im AJbs. 1 bezeichneten Kapitalerträg,en oder 
an deren Stelle gewährt werden. Zu den beson­
deren Entgelten oder Vorteilen gehört auch die 
Gewährung von Freianteilen, Genußrechten, 
Sachleistungen, Bonis und ähnlichen Kapitalerträ­
gen. ,Bestehen die Kapitalerträge nicht in Geld, 
so sind sie mit den üblichen Mittelpreisen des 
Verbrauchsortes anzusetzen (§ 15 Albs. 2). 

§ 106 Abs. 1: 

(1) Körperbehinderten ist auf Antrag ein Frei­
betrag (Abs. 3) zur Abgeltung etwaiger außer­
gewöhnlicher IBelastungen, die durch .die Körper­
behinderung veranlaßt sind, zu gewähren. Als 
Körperibehinderte 'gehen auch geistig Behinderte. 

§ 106 Abs. 2 Z 1: 

1. bei Kriegsbeschädigten, Präsenzdienstpflich­
tigen und Opfern von Verbrechen das Lan­
desinvalidenamt, 

§ 106 Abs. 4: 

(4) Macht ein Körperbehinderter anStelle des 
Fr,eibetrages gemäß Abs. 3 seine tatsächliche 
außergewöhnliche Belastung aus diesem Titel 
gemäß § 34 geltend, dann ist § 34 Albs. 4 nicht 
anzuwenden. 

§ 106 a Abs. 3: 

i(3) Eine wesentliche Beeinträchtigun'g der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit (Abs. 1) liegt 
V\or, wenn das Eink,ommen (Albs. 6) des Mieters 
und der im Albs. 4 genannten Personen insge-
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Wortlaut des Gesetzentwurfes: 

samt den Betrag von jährlich 85000 S nicht über­
steigt. Diese Einkommensgrenzeerhöht sich für 
die erste der im Abs. 4 genannten Personen um 
20000 S und für jede weitere der dort genann­
ten Personen um je6 500 S. übersteigt das Ein­
kommen des Mieters und der im Abs. 4 genann­
ten Personen insgesamt die jeweils maßgebende 
Einkommensgrenze, so ist der nach Abs. 2 zu 
ermittelnde Abgeltungsbetrag um den überstei­
genden Betrag zu kürzen. 

§ 106 a Abs. 6: 

(6) Als Einkommen gilt 

1. bei Personen, die zur Einkommensteuer 
veranlagt werden, das durchschnittliche Ein­
kommen nach § ·34 Abs. 5 der drei letzt­
veranlagten Kalenderjahre. Bei der Ermitt­
lung dieses Einkommens sind jedoch Pflege­
oder Blindenzulagen (Pflege- oder Blinden­
gelder, Pflege- oder Blindenbeihilfen) und 
Hilflosenzusc.'1üsse (Hilflosenzulagen) außer 
Ansatz zu lassen, 

2. bei Personen, die nicht· zur Einkommen­
steuer veranlagt werden, das Einkommen 
nach § 34 Abs. 5 des letztvorangegangenen 
Kalenderjahres. Der zweite Satz der Z 1 
gilt sinngemäß. 

§ 122 Abs. 3: 

Ausgenommen von dieser vorzeitigen Ab­
schreibung sind Gebäude und sonstige Unbeweg­
liche Wirtschaftsgüter, soweit sie zur entgeltlichen 
überlassung an Dritte bestimmt sind, sowie Ge­
bäude, soweit sie nicht unmittelbar dem Betriebs­
zweck dienen. Die übrigen Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes über die vorzeitige Abschreibung 
gelten sinngemäß. 

Der z e i t gel t end erG e set z e s tex t: 

samt den Betrag von jährlich 60000 S nicht 
übersteigt. Diese Einkommensgrenze erhöht sich 
für die erste der im Abs. 4 genannten Personen 
um 17 000 S und für jede weitere der dort ge­
nannten Personen um je 5000 S. übersteigt das 
Einkommen des Mieters und der im Abs. ·4 ge­
nannt·en Personen insgesamt die jeweils maß­
gebende Einkommensgrenze, so ist der nach 
Abs. 2 zu ermittelnde Ahgeltungsbetrag um den 
übersteigenden Betrag zu kürzen. 

§ 106 a Abs. 6: 

(6) Als Einkommen 'gilt 

1. bei Personen, die zur Einkommenslieuer ver­
.anlagt werden, das durch,schnittliche Ein­
kommen nach· § 34· Abs. 5 der drei letzt­
veranlagten Kalenderjahre; 

2. bei Personen, die nicht zur Einkommen­
steuer veranlagt werden, das Einkommen 
nach § 34 Abs. 5 des letzworangegangenen 
Kalenderjahres. 

§ 122 Abs. 3 vorletzter und letzter Satz: 

Ausgenommen von dieser vorzeitigen Abschrei­
bung sind Gebäude und sonstige unbewegliche 
Wirtschaftsgüter, soweit sie zur Vermiet\lng be­
stimmt sind, sowie Gelbäude, soweit sie nicht 
unmittelbar dem Betriebszweck dienen. Die üb­
rigen Bestimmungen dieses Bundesg,esetzes über 
die vorzeitige Abschre~bung gelten sinngemäß. 

ABSCHNITT 11 

Umsatzsteuer 

§ 2 •.•••• 

(4) Als gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
gilt auch 

1. ..... 

2. die Tätigkeit des Bundes, soweit sie in der 
Beförderung von Personen im Linien- und 
Gelegenheitsverkehr sowie in der Lieferung 
von Fernsprech-Nebenstellenanlagen durch 
die Post oder in der Duldung der Benüt- -
zung von Bundesstraßen gegen ein bundes­
gesetzlich vorgesehenes Entgelt besteht. 

§ 4 •••••• 

(3) ..... Als durchlaufender Posten ist auch 
der Erwerbspreis eines im Inland ausschließlich 

§ 2 •..... 

(4) Als gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
gilt auch 

1. ..... 

2. die Tätigkeit des Bundes, soweit sie in der 
Beförderung von Personen im Linien- und 
Gelegenheitsverkehr der Post oder in der 
Duldung der Benützung von Bundesstraßen 
gegen ein bundesgesetzlich vorgesehenes Ent­
gelt besteht. 

§ 4 •..... 

(3) ..... Als durchlaufender Posten ist auch 
der Erwerbspreis eines im Inland erworbenen 
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zum Zweck der gewerblichen W,eiterveräußerung 
erworbenen gebrauchten Kraftfahrzeuges zu be­
handeln, wenn der Lieferer (Veräußerer) nach 
§ 11 Abs. 1 nicht berechtigt war, eine Rechnung 
auszustellen, in der die Steuer gesondert ausge­
wiesen ist. 

§ 5. (1) Der Umsatz wird bei der Einfuhr 
(§ 1. Abs. 1 Z 3) nach dem Zollwert (§ 2 des 
Wertzollgesetzes 1980) der ,eingeführten Ware 
bemessen. 

(3) Ist ein Gegenstand in den Fällen der 
§§ 35 Abs. 1 lit. a, 42 Abs. 2, 88 und 90 des 
Zollgesetzes 1955 oder in einem anderen nach 
dem Zollgesetz 1955 zulässigen Ausgangsvor­
merkverkehr ausgeführt, im Ausland für den 
Ausführer ausgebessert oder veredelt und von 
dem Ausführer oder für ihn wieder eingeführt 
worden, so wird der Umsatz bei der Einfuhr 
nach dem für die Ausbesserung oder Veredlung 
zu zahlenden Entgelt, falls aber ein solches Ent­
gelt nicht gezahlt wird, nach der durch die Aus­
besserung oder Veredlung eingetretenen Wert­
steigerung bemessen. . 

(4) Maßgebend ist auch bei Heranziehung des 
Entgeltes oder der Wertsteigerungals Bemes­
sungsgrundlage der gemäß § 6 des Zollgesetzes 
1955 für die Anwendung der zolltarifarischen 
Bestimmungen maßgebende Zeitpunkt. Werden 
die eingeführten Gegenstände bereits im Ausland 
an einen inländischen Abnehmer geliefert (§ 3 
Abs. 8), so ist von dem vom inländischen Ab­
nehmer - im Falle mehrerer inländischer Abneh­
mer (z. B. Reihengeschäft) von dem vom letzten 
inländischen Abnehmer - zu' zahlenden Ent­
gelt oder, wenn der Umsatz nach dem Zollw,ert 
zu bemessen ist, von einem Zollwert auszugehen, 
für dessen Ermittlung dieser (letzte) inländische 
Abnehmer als maßgebend anzusehen ist. 

(6) Auf die Umrechnung von Entgelten in 
fremder Währung findet § 10 des Wertzollge­
setzes 1980 sinngemäß Anwendung. 

(7) Die Umsatzsteuer (Einfuhrumsatzsteuer) 
gehört nicht zur Bemessungsgrundlage. 

§ 6 .••••• 

16. die Umsätze der Pflege- und Tag,esmütter 
oder Pflegeeltern, die regelmäßig mit der 
Betreuung, Erziehung, Beherbergung und 
Verköstigung von PflegekiJ;ldern verbunden 
sind. 

§ 10 .. " " 

(2) ..... 

4. die Lieferungen und den EigenvIerbrauch von 
Wein aus frischen Weintrauben (Nummer 

···22.05 B des Zolltarifes), der innerhalbeiries 

Der z e i t gel t end er· Ge set z e s tex t: 
I '."'~'~ ,;. '<':>~~~~:'~~~i~~~;;:*~4\r.f~~ 

gebrauchten Kraftfahr~~uge~ .~~ hehand~ln:: we"nn 
der Unternehmer für dieses Kraftfahrzeug kei­
nen Vorsteuerabzug In Anspruch· nehmen 
konnte. 

§ 5. Der Umsatz wird bei d~r Einfuhr (§ 1 
Abs. 1 Z 3) nach dem Zollwert (§ 1 Abs. 2 des 
Wertzollgesetzes 1955) der. eingeführten Ware 
bemessen. 

(3) Ist ein Gegenstand ausgeführt, im Ausland 
für den Ausführer ausgebessert oder veredelt 
(§§ 35 lit. a, 42 Abs. 2, 88 und 90 des Zoll­
gesetzes 1955) und· von dem Ausführer . oder 
für ihn wieder eingeführt worden, so wird der 
Umsatz bei der Einfuhr nach dem für die Aus­
be·sserung· oder Veredlung zu zahlenden En:tgelt, 
falls aber ein solches Entgelt nicht gezahlt wird, 
nach der durch die Ausbesserung oder Veredlung· 
eingetretenen Wertsteigerung bemessen. 

(4) Maßgebend ist auch bei Heranziehung des 
En tgel tes oder der Wertsteigerung als Bemes­
sungsgrundlage der nach den· wertzollrechtlichen 
Bestimmungen für die Ermittlung' des Nörmal­
preises maßgebende Zeitpunkt. Werden die ein­
geführten Gegenstände bereits im Ausland an 
einen inländischen Abnehmer geliefert (§ 3 
Abs. 8), so ist von dem vom inländischen· Ab­
nehmer - im Falle mehrerer inländischer Ab­
nehmer (zB Reihengeschäft) 'von dem vom 
letzten inländischen Abnehmer _. zu zahlenden 
Entgelt oder Rechnungspreis im Sinne des Wert­
zollgesetzes 1955 auszugehen. 

(6) . Auf' die Umrechnung von Entgelten in 
fremder Währung findet§ 9 des Wertzollgeset­
zes 1955 sinngemäß Anwendung. 
1!i!I!I" 

(7) Die Einfuhrumsatzsteuer gehört nicht zur 
Bemessungsgrundlage .. 

§ 6 ..... . 

16. neu 

§ 10 ..... , 

(2) .. .. 

4. die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
von Wein aus frischen Weintrauben (Num­
mer 22.05 B des Zolltarifes), der innerhalb 
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landwirtschaftlichen Betriebes im Inland er­
zeugt wurde, soweit der Einheitswert der 
weinbaumäßig genutzten Fläche 300000 S 
nicht übersteigt und der Erzeuger den Wein 
im Rahmen seines· landwirtschaftlichen Be­
triebes liefert. Dies gilt nicht für die Liefe­
rungen und den Eigenverbrauch von Wein, 
der aus erworbenen Trauben (Maische) oder 
erworbenem Most (Sturm) erzeugt wurde 
oder innerhalb der Betriebsräume, ein­
schließlich der Gastgärten, ausgeschenkt 
wird (Buschenschank); 

5. die Vermietung und Verpachtung von 
GrUndstücken, von Berechtigungen, auf 
welche die Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts tiber Grundstücke Anwendung fin­
den, und von staatlichen Hoheitsrechten, 
die sich auf die Nutzungen von Grund und 
Boden beziehen; die überlassung der Nut­
zung an Wohnungen, Geschäftsräumen :und 
anderen Räumlichkeiten auf Grund von 
Nutzungsverträgen ist als Vermietung oder 
Verpachtung von Grundstücken anzusehen. 
Nicht begünstigt sind jedoch die Vermietung 
und Verpachtung von Maschinen und son­
stigen Vorrichtungen "aller Art, die zu einer 
Betriebsanlage gehören, auch wenn sie 
wesentliche Bestandteile eines Grundstückes 
sind, sowie eine als Nebenleistung erbrachte 
Lieferung von Wärme. 

Die Begünstigung erstreckt sich auch auf" 
die Beherbergung in eingerichteten Wohn­
und Schlafräumen und die regelmäßig damit 
verbundenen Nebenleistungen (ausgenom­
men Beheizung), wobei als Nebenleistung 
auch die Verabreichung eines ortsüblichen 
Frühstücks anzusehen ist, wenn der Preis 
hiefür im Beherbergungsentgelt enthalten 
ist. Die Begünstigung gilt überdies für die 
Nutzung von Grundstücken und eingerich­
teten Räumlichkeiten, die einen Eigenver­
brauch im Sinne des § 1 Ahs. 1 Z 2 darstellt; 

6. die Leistungen von Personenvereinigungen 
zur Erhaltung, Verwaltung oder zum Betrieb 
der in ihrem gemeinsamen Eigentum ste­
henden Teile und Anlagen einer Liegen­
schaft, an der W ohnungseigentum be_~teht. 
Nicht begünstigt sind jedoch Leistungen, die 
sich auf die Lieferung von im § 10 Abs. 5 
aufgezählten Gegenständen beziehen; 

12. die Leistungen der Körperschaften, Perso­
nenverelmgungen und Vermögensmassen, 
die gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch­
lichen Zwecken dienen (§§ 34 bis 38 der 
Bundesabgabenordnung), soweit diese Lei­
stungen nicht unter I§ 6 Z 15 fallen. Dies 

De r z e i t gel t end erG e set z e s tex t: 

. emes limdwirtschaftlichen Betriebes im In­
land erzeugt wurde, soweit der Einheits­
wert der weinbaumäßig genutzten Fläche 
275000 S nicht übersteigt und der Erzeu­
ger den Wein im Rahmen seines landwirt­
schaftlichen Betriebes liefert. Dies gilt nicht 
für die Lieferungen und den Eigenverbrauch 
von Wein, der aus ·erworbenen Trauben 
(Maische) oder erworbenem Most (Sturm) 
erzeugt wurde oder innerhalb der Betriebs­
räume, einschließlich der Gastgärten, aus­
geschenkt wird (Buschenschank); 

5. die Vermietung und Verpachtung von 
Grundstücken, von Berechtigungen, auf 
welche die Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts über Grundstücke Anwendung fin­
den, . und von staatlichen Hoheitsrechten, 
die sich auf die ,Nutzungen von Grund 
und Boden beziehen; die Überlassung der 
Nutzung an Wohnungen, Geschäftsräumen 
und anderen Räumlichkeiten auf Grund. 
von Nutzungsverträgen ist als Vermietung 
oder Verpachtung von Grundstücken anzu­
sehen. Nicht begünstigt ist jedoch die Ver­
mietung und Verpachtung von Maschinen 
und sonstigen Vorrichtungen aller Art, die 
zu einer Betriebsanlage gehören, auch wenn 
sie wesentliche Bestandteile eines Grund­
stückes sind. 

Die Begünstigung erstreckt sich auf die 
Beherbergung in eingerichteten Wohn- und 
Schlafräumen und die regelmäßig damit ver­
bundenen Nebenleistungen, wobei als Neben­
leistung auch die Verabreichung eines orts­
üblichen Frühstücks anzusehen ist, wenn der 
Preis hiefür im Beherbergungsentgelt enthal­
ten ist. Die Begünstigung gilt überdies für 
die Nutzung von Grundstücken und einge­
richteten Räumlichkeiten, die einen Eigen­
vel'brauch im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 dar­
stellt; 

6. die Leistungen von Personen vereinigungen 
zur Erhaltung, Verwaltung oder zum Be­
trieb der in ihrem gemeinsamen Eigentum 
stehenden Teile und Anlagen einer Liegen­
schaft, an der Wohmingselgentum besteht; 

12. die Leistungen der Körperschaften, Perso­
nenVerell1lgungen und Vermögensmassen, 
die gemeinnützigen, mildtätigen oder kirch­
lichen Zwecken dienen (§§ 34 bis 38 der 
Bundesabgabenordnung), soweit diese Lei­
stungen .nicht unter§ 6 Z 15 fallen. Dies 
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gilt nicht für Leistungen, die im Rahmen 
eines land- und forstwirtschafdichen Betrie­
bes, eines Gewerbebetriebes oder eines wirt­
schaftlichen Geschäftsbetriebes im Sinne des 
§ 45 Abs. 3 der Bundesabgabenordnung aus­
geführt werden, für die steuerpflichtige Lie­
ferung von Gebäuden oder Gebäudeteilen, 
von Gegenständen, die in der Anlage B oder 
im § 10 Abs. 5 aufgezählt sind, sowie für 
eine als Nebenleistung erbrachte Lieferung 
von Wärme; 

20. die im eigenen Namen und für fremde 
Rechnung erbrachten Leistungen der Reise­
und Theaterkartenbüros, soweit sie in der 
Besorgung von Leistungen bestehen, die dem 
ermäßigten Steuersatz unterliegen oder ge­
mäß § 6 Z 15 steuerfrei sind; 

(4) Die Steuer erhöht sich auf 30 vH für 
die Lieferungen, die Vermietung, den Eigenver­
brauch und die Einfuhr der in der Anlage B 
aufgezählten Gegenstände. Dies gilt nicht für die 
Lieferungen, die Vermietung und den Eigenver­
brauch von gebrauchten Kraftfahrzeugen, die vor 
dem 1. Jänner 1978 erstmalig im Inland zum 
Verkehr zugelassen worden sind, oder für die 
Lieferungen von Kraftfahrzeugen, wenn bei Er­
mittlung der Bemessungsgrundlage die Bestim­
mung des § 4 Abs. 3 letzter Satz in Anspruch 
genommen werden kann. 

(5) Die Steuer ermäßigt sich auf 13 vH für 
die Lieferungen, den Eigenverbrauch und die 
Einfuhr von 

1. festen mineralischen Brennstoffen, ausge­
nommen Retortenkohle (Nummern 27.01, 
27.02, 27.03 B und aus Nummer 27.04 
des Zolltarifes); 

2. Petroleum und Heizölen (Nummer 27.10 C 
und E des Zolltarif,es), sowie zum Verheizen 
bestimmtem Gasöl im Sinne des Gasöl­
Steuerbegünstigungsgesetzes BGBl. Nr. 259/ 
1966 (aus Nummer 27.10 D des Zolltarifes); 

3. Gasen und elektrischer Energie (Num­
mern 27.05/1, 27.11 und 27.17 des Zoll­
tarifes); 

4. Wärme. 

§ 12 ..... . 

(8) Die Träger der Sozialversidlerung und 
ihre Verbände, die Krankenrursorgeeinrichtun­
gen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 des Beamten­
Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes, BGBl. 

Der ze i t g ,e I t e nd erG es e t z es tex t: 

gilt nicht für Leistungen, die im Rahmen 
eines land- und forstwirtschaftlichen Be­
triebes, eines Gewerbebetriebes oder eines 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes im' Sinne 
des § 45 Abs. 3 der Bundesabgahenordnung 
ausgeführt werden, sowie für die steuer­
pflichtige Lieferung von Gebäuden oder Ge­
bäudeteaenund von Gegenständen der An­
lage B; 

20. die im eigenen Namen und für fremde 
Rechnung erbrachten Leistungen der Reise­
und Theaterkartenbüros, soweit sie in der 
Besorgung von Leistungen bestehen, die dem 
ermäßigten Steuersatz unterliegen; 

(4) Die Steuer erhöht sich auf 30 vH für die 
Lieferungen, den Eigenverbrauch und die Ein­
fuhr der in der Anlage B aufgezählten Ge­
genstände. Dies gilt nicht für die Lieferungen 
und den Eigenverbrauch von gebrauchten Kraft­
fahrzeugen, die vor dem 1. Jänner 1978 erst­
malig im Inland zum Verkehr zugelassen wor­
den sind, oder für die Lieferungen von Kraft­
fahrzeugen, wenn bei Ermittlung der Bemes­
sungsgrundlage die Bestimmung des § 4 Abs. 3 
letzter Satz in Anspruch genQmmen werden 
kann. 

(5) neu 

§ 12 ..... . 

(8) Die Träger der Sozialversicherung und 
ihre Verbände, die Krankenfürsorgeeinrimtungen 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 2 desiBeamten-Kran­
ken- und Un'fallversicherungsgesetzes, BGBI. 
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Nr.200/1967, und die Träger des öffentlichen 
Fürsorgewesens sind zum Vorsteuerabzug auch 
dann berechtigt, wenn die Rechnung für eine 
von einem anderen Unternehmer erbrachte Lei­
stung, die dem Versicherten oder Hilfeempfän­
ger auf Grund gesetzlicher oder satzungsmäßiger 
Vorschriften als Sachleistung gewährt werden 
könnte, auf den Namen des Versicherten oder des 
Hilfeempfängers lautet. Die in einer solchen Rech­
nung ausgewiesene Vorsteuer ist insoweit ab­
ziehbar, als sie auf den dem Rechnungsempfänger 
gewährten Kostenersatz entfällt. 

(10) Ändern sich bei einem Gegenstand, den 
der Unternehmer in seinem Unternehmen als 
Anlagevermögen verwendet oder nutzt, in den 
auf das Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
folgenden vier Kalenderjahren die Verhältnisse, 
die für den Vorsteuerabzug maßgebend waren, 
so ist für jedes Jahr der Änderung ein Ausgleich 
durch eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges 
durchzuführen. Dies gilt sinngemäß für Vor­
steuerbeträge, die auf nachträgliche Anschaf­
fungs- oder Herstellungskosten, aktivierungs­
pflichtige Aufwendungen oder bei Gebäuden auch 
auf Kosten von Großreparaturen entfallen, wo­
bei der Berichtigungszeitraum vom Beginn des 
Kalenderjahres an zu laufen beginnt, das dem 
Jahr folgt, in dem die diesen Kosten und Auf­
wendungen zugrunde liegenden Leistungen an 
den Unternehmer ausgeführt worden sind. Bei 
Grundstücken im Sinne des§ 2 des Grunder­
werbsteuergesetzes 1955 (einschließlich der akti­
vierungspflichtigen Aufwendungen und der 
Kosten von Großreparaturen) tritt an die Stelle 
des Zeitraumes von vier Kalenderjahren ein sol­
cher von neun Kalenderjahren. Bei der Berich­
tigun.g, die jeweils für das .T ahr der Änderung 
zu erfolgen hat, ist für jedes Jahr der Änderung 
von einem Fünftel, bei Grundstückl'!n (einschließ­
lich der aktivierungspflichtigen Aufwendungen 
und der Kosten von Großreparaturen) von einem 
Zehntel der gesamten auf den Gegenstand, die 
Aufwendungen oder Kosten entfallenden Vor­
steuer auszugehen; im Falle der Veräußerung ist 
die Berichtigung für den restlichen Berichtigung-s­
zeitraum spätestens in der letzten Voranmeldung 
des V eranlagungszeitra umes vorzunehmen, In 

dem die Veräußerung erfolgte. 

§ 17 ..... . 

(2) Das Finanzamt hat auf Antrag zu ge­
statten, daß ein Unternehmer, dessen Gesamt­
umsatz in (-illern der beiden vorangegangenen 
Kalenderjahre nicht mehr als 1,5 Millionen 
Schilling betragen hat, die Steuer nach den 
vereinnahmten Entgelten berechnet. Der Antrag 

Derzeit geltender Gesetzestext: 

Nr. 200/1967, und die Träger des öffentlichen 
Fürsorgewesens sind zum Vorsteuerabzug auch 
dann berechtigt, wenn die Rechnung auf den 
Namen des Versicherten oder des Hilfeempfän­
gers lautet. Die in einer solchen Rechnung aus­
gewiesene Vorsteuer ist insoweit abziehbar, als 
sie auf den dem Rechnungsempfänger gewährten 
Kostenersatz entfällt. 

(10) Ändern sich bei einem Gegenstand, den 
der Unternehmer in seinem Unternehmen als 
Anlagevermögen verwendet oder nutzt, in den 
auf das Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
folgenden vier Kalenderjahren die Verhältnisse, 
die für den Vorsteuerabzug maßgebend waren, 
so ist für jedes Jahr der Änderung ein Ausgleich 
durch eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges 
durchzufiihren. Bei Grundstücken im Sinne des 
§ 2 des' Grunderwerbsteuergesetzes 1955 tritt 
an die Stelle des Zeitraumes von vier Kalender­
jahren ein solcher von neun Kalenderjahren. 
Bei der Berichtigung ist für jedes Jahr der .Ände­
rung von einem Fünftel, bei Grundstücken von 
einem Zehntel der gesamten auf den Gegen­
stand entfallenden Vorsteuer auszugehen. 

§ 17 . .... . 

(2) Das Finanzamt hat auf Antrag zu ge­
statten, daß ein Unternehmer, dessen Gesamt­
umsatz in einem der beiden vorangegangenen 
Kalenderjahre nicht mehr als 700 000 S betra­
gen hat,. die Steuer nach den vereinnahmten 
Entgelten beredmet. Der Antrag kann auf einen 
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kann auf einen von mehreren Betrieben des- von mehreren Betrieben des gleichen Unterneh-
selben Unternehmers beschränkt werden. mers beschränkt werden. 

(3) Die Bewilligung zur Istbesteuerung nach 
Abs. 2 erlischt, wenn der Gesamtumsatz in zwei 
aufeinander.folgenden Kalenderjahren 1,5 Millio­
nen Schilling ,Ü'berstiegen hat, mit Ablauf die­
ses Zeitraumes. 

§ 21. (1) Der Unternehmer hat soweit 
nicht Abs. 6 gilt - spätestens am zehnten 
Tag (Fälligkeitstag) des auf einen Kalender~ 
monat (Voranmeldungszeitraum) zweitfolgenden 
Kalendermonates eine Voranmeldung bei dem für 
die Einhebung der Umsatzsteuer zuständigen 
Finanzamt einzureichen, in der er die für den 
Voranmeldungszeitraum zu entrichtende Steuer 
(Vorauszahlung) oder den auf den Voranmel­
dungszeitraurri entfallenden überschuß unter 
entsprechender Anwendung des § 20 Abs. 1 
und 2 und des § 16 selbst zu berechnen hat. 
Die Voranmeldung gilt als Steuererklärung. Der 
Unternehmer hat eine sich ergebende Voraus­
zahlung spätestens am Fälligkeitstag zu entrich­
ten. Die Vorauszahlung und 'der überschuß 
sind Abgaben im Sinne der Bundesabgabenord­
nung. Ein vorangemeldeter überschuß ist gut­
zuschreiben, sofern nicht Abs. 3 zur Anwen­
dung gelangt. Die Gutschrift ~irkt auf den 
Tag der Einreichung der Voranmeldung, frühe­
stens jedoch auf den Tag nach Ablauf des Vor­
anmeldungszeitraumes, zurück. Solange sich 
innerhalb ,eines Veranlagungszeitraumes für 
einen Voranmeldungszeitraum keine Voraus­
zahlung ergibt, entfällt die Verpflichtung zur 
Abgabe einer Voranmeldung. 

(2) Für Unternehmer, deren Umsätze nach 
§ 1. Abs. 1 Z 1 und 2 im vorangegangenen 
Kalenderjahr 300 000 S nicht überstiegen haben, 
ist das Kalendervierteljahr der Voranmeldungs­
zeitraum; der Unternehmer kann jedoch durch 
fristgerechte Abgabe einer Voranmeldung für 
den ersten Kalendermonat eines Vera'nlagungs­
zeitraumes mit Wirkung für den ganzen Ver­
anlagungszeitraum den Kalendermonat als Vor­
anmeldungszeitraum wählen. Diese Regelung gilt 
nicht, wenn der Unternehmer im vorangegange­
nen Kalenderjahr keine Umsätze nach § 1 Abs. 1 
Z 1 und 2 ausgeführt hat; 

(3) Wenn der Unternehmer die Einreichung 
der Voranmeldung unterläßt oder wenn sich 
die Voranmeldung als unvollständig oder die 
Selbstberechnung als nicht richtig erweist, so hat 
das Finanzamt die Steuer festzusetzen. Eine 
Festsetzung kann nur solange erfolgen, als 
nicht ein den Voranrrieldungszeitraum beinhal­
tender Veranlagungs bescheid erlassen wurde. 
Eine festgesetzte Vorauszahlung hat den im 

(3) nie ,Bewilligung zur Istbesteuerung nach 
Abs. 2 erlischt, wenn der Gesamtum~atz in 
zwei aufeinanderfolgenden Kalenderjahren 
700 000 S . überstiegen hat, mit Ablauf dieses 
Zeitraumes. 

§ 21. (1) Der Unternehmer hat - soweit 
nicht Abs. 6 gilt - binnen einem Kalender­
monat und zehn Tagen nach Ablauf eines Kalen­
dermonates (Voranmeldungszeitraum) eine Vor­
anmeldung abzugeben, in der er die für den 
Voranmeldungszeitraum zu entrichtende Steuer 
(Vorauszahlung) unter entsprechender Anwen­
dung des § 20 Abs. 1 und 2 und des § 16 
selbst zu berechnen hat. Der Unternehmer hat 
innerhalb derselben Frist die Vorauszahlung zu 
entrichten. Ergibt sich in der Voranmeldung ein 
überschuß zugunsten des Unternehmers, so ist 
d;eser Ülberschuß als Gutschrift zu behandeln. 
Diese Gutschrift wird mit Abgabe der Voran­
meldung, frühestens jedoch mit Ablauf des 
Voranmeldungszeitraumes wirksam. Solange 
innerhalb eines Veranlagungszeitraumes ein 
überschuß zugunsten des Unternehmers besteht, 
entfällt die Verpflichtung zur Abgabe einer Vor­
anmeldung. 

(2) Für Unternehmer deren Umsätze nach 
§ 1 Abs.' 1 Z 1 und 2 im vorangegangenen 
Kalenderjahr 150000 S nicht überstiegen haben, 
ist das Kalendervierteljahr der Voranmeldungs­
zeitraum; der Unterneh)TIer kann jedo.:h' durch 
fristgerechte Abgabe einer Voranmeldung für 
den ersten Kalendermona~ eines Veranlagungs­
zeitraumes mit Wirkung für den ganzen Ver­
anlagungszeitraum den Kalendermonat als Vor­
anmeldungszeitraum wählen. Diese Regelung 
gilt nicht, wenn der Untern,ehmer im vorange­
gangenen Kalenderjahr keine Umsätze nach § 1 
Abs. 1 Z 1 und 2 ausgeführt hat. 

(3) Die Voranmeldung gilt al,s Steuererklä­
rung. Die Vorauszahlung ist eine Abgabe im 
Sinne der Bundesabgabenordnung. Gibt der 
Unternehmer bis zum Ablauf der Voranmel­
dungsfrist eine Voranmeldung nicht ab oder 
hat er in e,iner Voranmeldung die Vorauszahlung 
nicht richtig berechnet, so hat das Finanzamt 
die Vorauszahlung festzusetzen. Als Zeitpunkt 
ihrer Fälligkeit gilt der zehnte Tag des zweit-
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Abs. 1 genannten Fälligkeitstag. Die Gutschrift 
eines festgesetzten überschusses wirkt bis zur 
Höhe des vorangemeldeten überschußbetrages 
auf den Tag der Einreichung der Voranmeldung, 
frühestens jedoch auf den Tag nach Ablauf 
des Voranmeldungszeitraumes, zurück. Führt 
eine Festsetzung zur Verminderung eines über­
schusses, so gilt als Fälligkeitstag der Nach­
forderung der Zeitpunkt, in dem die Gutschrift 
des überschusses wirksam war. 

(4) Der Unternehmer wird nach Ablauf des 
Kalenderjahres oder des kürzeren Veranlagungs­
zeitraumes (§ 20 Abs. 3) zur Steuer veranlagt. 
Er hat für das abgelaufene Kalenderjahr eine 
Steuererklärung abzugeben. Ergibt sich aus einer 
vor Ergehen des Veranlagungsbescheides einge­
brachten Steuererklärung für den Veranlagungs­
zeitraum eine Restschuld, so gilt für diese der 
gleich,e Fälligkeitstag wie der für eine Voraus­
zahlung des letzten Voranmeldungszeitraumes 
im Veranlagungszeitraum. Ergibt sich aus einer 
vor Ergehen des Veranlagungsbescheides einge­
brachten Steu,ererklärung ein Unterschiedsbetrag 
zugünsten des Unternehmers, so ist dieser Be­
trag als Gutschrift zu behandeln.' Diese Gut­
schrift wirkt auf den Zeitpunkt der Abgabe der 
Steuererklärung zurück. 

(5) Führt die Veranlagung zu einem Unter­
schiedsbetr<llg zu Lasten des Unternehmers, so 
ist dieser Betrag binnen eines Monates nach Be­
kanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten 
(Abschlußzahlung). Die Verpflidltung, rückstän­
dige Vorauszahlungen schon früher zu entrich-

. ten, bleicbt unberührt. Ergibt sich durch die Ver­
anlagung ein Unterschiedsbetrag zugunsten des 
Unternehmers, so ist dieser Betrag als Gut­
schrift zu behandeln, die mit Bekanntgabe des 
Bescheides wirksam wird. . 

(6) Unternehmer, deren Umsätze nach § 1 
Abs. 1 Z 1 und 2 ,im Veranlagungszeitraum 
40 000 S nicht übersteigen, sind von der Ver­
pflichtung, eine Steuererklärung (Voranmeldung) 
abzwgeben und die Steuer zu entrichten, befreit. 
Die Bestimmungen des § 12 über den Vorsteuer­
abzug finden keine Anwendung. Unberührt 
bleibt jedoch die Verpflichtung zur Entrichtung 
der Einfuhrumsatzsreuer sowie einer nach § 11 
Abs. 12 und 14 und § 20 Abs. 4 geschuldeten 
Steuer; das gleiche gilt für Steuerbeträge, die 
sich im Falle des Abs. 8 letzter Satz aus der 
sinngemäßen Anwendung der Bestimmungen des 
§ 12 Abs. 10 bis 12 ergeben, sowie für Be­
richtigungen nach § 16, die Zeiträume betreffen, 
in denen die allgemeinen Vorschriften dieses 
BundeSigesetzes Anwendung gefunden haben. 

(7) Im Falle des Abs. 6 erster Satrz findet eine 
Veranlagung nur dann statt, wenn eine Steuer­
erklärung (Voranmeldung) eingereicht worden 

Der z e i t gel te n der Ge set z e s tex t: 

folgenden Kalendermonates' nach Ablauf des 
Voranmeldungszeitraumes. 

(4) Der Unternehmer wird nach Ablauf des 
Kalenderjahres oder des kürzeren Veranla­
gungszeitraumes (§ 20 Abs. 3) zur Steuer ver~ 
anlagt. Er hat für das abgelaufene Kalenderjahr 
eine Steuererklärung abzugeben, in der er die 
zu entrichtende Steuer nach § 20 Abs. 1 bis 3 
u'nd § 16 selbst zu berechnen hat. 

(5) Wird bei der Veranlagung die Steuer 
höher festgesetzt als die vom Unternehmer für 
den Veranlagungszeitraum berechnete Steuer, so 
ist der Unterschiedsbetrag binnen einem Monat 
nach Bekanntgabe des Steuerbescheides ·zu ent­
richten (Abschlußzahlung). Die Verpflichtung, 
rückständige Vorauszahlungen schon früher zu 
entrichten, bleibt unberührt. F;rgibt sich durch 
die Veranlagung ein Unterschiedsbetrag zugun­
sten des Unternehmers, so ist dieser Unter­
schiedsbetrag als Gutschrift zu behandeln. 

(6) Unternehmer, deren Umsätze nach § 1 
Abs. 1 Z 1 und 2 im Veranlagungszeitraum 
40000 S nicht übersteigen, sind von der Ver­
pflichtung, eine Steuererklärung (Voranmeldung) 
abzugeben und die Steuer zu entrichten, be­
freit; die Einfuhrumsatzsteuer, die nach § 1) 
Abs. 12 und 14 sowie die nach § 20 Abs. 4 
geschuldete Steuer sind jedoch zu entrichten. 
Die Bestimmungen über den Vorsteuerabzug 
(§ 12) finden keine Anwendung. 

(7) Im Falle des Abs. 6 erster Satz findet 
eine Veranlagung nur dann statt, wenn eine 
Steuererklärung eingereicht worden ist oder Vor-

457 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 55 von 67

www.parlament.gv.at



56 457 der Beilagen 

Wortlaut des Gesetzentwurfes: 

ist oder Vorauszahlungen für den Veranlagungs­
zeitraum entrichtet oder festgesetzt worden sind 
oder Steuerbeträge nach § 11 Abs. 12 und 14 
geschuldet werden oder Berichtigungen nach 
§ 12 Abs. 10 bis 12 oder § 16 vorzunehmen sind; 
hat eine Veranlagung stattzufinden, so ist nur 
eine Steuer festzusetzen, die sich nach § 11 
Abs. 12 und 14, § 12 Abs. 10 bis 12 oder § 16 
ergibt. 

(8) Der Unternehmer kann bis zum Ablauf 
des dem Veranlagungszeitraum folgenden Kalen­
derjahres gegenüber dem Finanzamt schriftlich 
erklären, daß er auf die Anwendung des Abs. 6 
verzichtet und seine Umsätze nach den allge­
gemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes ver­
steuern will. Diese Erklärung bindet den Unter­
nehmer mindestens für fünf Kalenderjahre. Sie 
kann nur mit Wirkung vom Beginn eines Kalen­
derjahres an widerrufen we,rden. Der Wider­
ruf ist spätestens bis zum Ablauf des ersten 
Kalendermonates nach Beginn dieses Kalender­
jahres zu erklären. Im Falle des Übenganges von 
der Besteuerung nach den allgemeinen Vorschrif­
ten dieses Bundesgesetzes zur Besteuerung nach 
Abs. 6 und 7 sind die Bestimmungen des § 12 
Abs. 10 bis 12 sinngemäß anzuwenden. 

§ 22. (1) Bei nichtbuchführungspflichtigen 
Unternehmern, die Umsätze im Rahmen eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes aus­
führen, wird die Steuer für diese Umsätze mit 
8 vH der Bemessungsgrundlage festgesetzt. Die 
diesen Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuer­
beträge werden in gleicher Höhe festgesetzt. Die 
Bestimmungen des § 6 Z 7 bis 16 und des § 11 
sind anzuwenden. Im Falle des Überganges von 
der Besteuerung nach den allgemeinen Vorschrif­
ten dieses Bundesgesetzes zur Besteuerung nach 
Abs. 1 bis 5 gelten die Bestimmungen <;Ies § 12 
Abs. 10 und 11 sinngemäß; weiters sind Be­
richtigungen nach § 16 vorzunehmen, die Zeit­
räume betreffen, in denen die allgemeinen Vor­
schriften dieses Bundesgesetzes Anwendung ge­
funden haben. 

(2) Für die Lieferungen und den Eigenver­
brauch der in der Anlage A nicht anlgeführten 
Getränke und alkoholischen Flüssigkeiten ist eine 
zusätzliche Steuer von 10 v H der Bemessungs­
grundlage zu entrichten; diese zusätzliche Steuer 
entfällt bei Zutreffen der im § 10 Abs. 2 Z 4 an­
geführten Voraussetzungen für die Lieferungen 
und den Eigenverbrauch von Wein' aus frischen 
Weintrauben. Für diese zusätzliche Steuer sowie 
für Steuerbeträge, die nach § 11 Abs. 12 und 14 
oder § 12 Abs. 10 und 11 geschuldet werden 
oder die sich nach§ 16 ergeben, gelten die all­
gemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes mit 
der Einschränkung sinngemäß, cl'aß ein weiterer 
Vorsteuerabzug entfällt. 

Der z e i t gel t end erG e set z e s tex t: 

auszahlungen für den Veranlagungszeitraum 
entrichtet oder festgesetzt worden sind; in die­
sen Fällen ist nur eine nach § 11 Abs. 12 und 14 
geschuldete Steuer festzusetzen. 

(8) Der Unternehmer kann bis zum Ablauf 
des dem Veranlagungszeitraum folgenden Kalen­
derjahres gegenüber dem Finanzamt schriftlich 
erklären, daß er auf die Anwendung des Abs .. 6 
verzichtet und seine Umsätze nach den allge­
meinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes ver­
steuern w.ilL Diese Erklärung bindet den Unter­
nehmer mindestens für fünf Kalenderjahre. Sie 
kann nur mit Wirkung vom Beginn eines Kalen­
derjahres an widerrufen werden. Der Widerruf 
ist spätestens bis zum Ablauf des ersten Kalen­
dermonates nach Beginn dieses Kalenderjahres 
zu erklären. 

§ 22. (1) Bei nichtbuchführungspflichtigen 
Unternehmern, die Umsätze im Rahmen eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebes aus­
führen, wird die Steuer für diese Umsätze mit 
8 vH der Bemessungsgrundlage festgesetzt. Die 
diesen Umsätzen zuzurechnenden Vorsteuerbe­
träge werden in gleicher Höhe festgesetzt. Die 
Befreiungsbestimmungen des § 6 Z 7 bis 15 
und die Bestimmungen des § 11 sind anzuwen­
den. 

(2) Für die Lieferungen und den Eigenver­
brauch der in der Anlage nicht angeführten 
Getränke und alkoholischen Flüssigkeiten ist 
eine zusätzliche Steuer von 10 vH der Bemes­
sungsgrundlage zu entrichten; diese zusätzliche 
Steuer entfällt bei Zutreffen der im § 10 
Abs. 2 Z 4 angeführten Voraussetzungen für die 
Lieferungen und den Eigenverbrauch von Wein 
aus frischen Weintrauben. Für diese zusätzliche 
Steuer gelten die allgemeinen Vorschriften dieses 
Gesetzes mit der Einschränkung sinngemäß, daß 
ein weiterer Vorsteuerabzug entfällt. 
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(6) Der Unternehmer kann bis zum Ablauf 
des Veranlalgungszeitraumes· gegenüber dem Fi­
nanzamt schriftlich erklären, daß seine Umsätze 
vüm B.eginn dieses Kalenderjahres an nicht nach 
den Abs. 1 bis 5, sündern nach den allgemeinen 
Vürschriften dieses Bundesgesetzes besteuert 
werden Süllen. Diese Erklärung bindet den Unter­
nehmer für mindestens fünf Kalenderjahre. Sie 
kann nur mit Wirkung vüm Beginn eines Kalen­
derjahres an widerrufen werden. Der Widerruf'ist 
spätestens bis zum Ablauf des ersten Kalender­
münates nach Beginn dieses Kalenderjahres zu 
erklären. 

Anlage Azurn Umsatzsteuer gesetz 1972 

18. Kartüffelstärke; Weizenstärke ; Mais­
stärke (Nummern 11.08 A, 11.08 Bund 
11.08 C des Zülltarifes). 

38. entfällt 

39. entfällt 

40. entfällt 

41. entfällt 

Anlage B zum Umsatzsteuergesetz 1972 

Der z ei t gel t end erG e set z e"s tex t: 

(6) Der Unternehmer kann spätestens bis 
zum zehnten Tag nach Ablauf des ersten Vür­
anmeldungszeitraumes eines Kalenderjahres dem 
Finanzamt erklären, daß seine Umsätze vO'm 
Beginn dieses Kalenderjahres an nicht nach den 
Abs. 1 bis 5, sündern nach den allgemeinen 
Vürschriften dieses Gesetzes besteuert werden 
süllen. Diese Erklärung bindet den Unterneh­
mer für mindestens fünf Kalenderjahre. Sie 
kann nur mit Wirkung vüm Beginn eines Ka­
lenderjahres an widerrufen werden. Der Wider­
ruf ist spätestens bis zum zehnten Tag nach Be­
ginn dieses Kalenderjahres zu erklären. 

Anlage Azurn Umsatzsteuergesetz 1972 

18. Kartüffelstärke (Nummer 11.08 Ades Züll­
t;rifes). 

38. Fest'e nüneral~sche Brenl1Stüffe, ausgenO'm­
men Retortenkühle (Nummern 27.01, 
27.02, 27.03 B und aus Nummer 27.04 des 
Zoll tal1if'es). 

39. PetlfO'leum und Heiizö1e (Nummer 27.10 C 
und E des Zolltarifes) süwie zum Verhei­
zen bestimmt·es G31söl im Sinne des Gasöl­
Steuerbegünstigungsgesetzes BGBl. Nr. 2591 
1966 (aus Nummer 27.10 D des Zülltanifes). 

40. Gase und elektl1isch·e Eneq~ie (N U!I1j:nern 
27.05/I, 27.11 und 27.17 des Zülltal"'ifes). 

41. Wärme. 

2. Filme, und zwar: 2. 

Anlage B zum Umsatzsteuergesetz 1972 

Lichtempfindliche gerollte Filme, auch per­
ifor1ert, nicht belichtet (Nummer 37.02 des a) Filmpacks für Süfürtbildkameras (aus 

Nummern 37.01 B, 37.03 A und B des 
Zülltarifes), 

Ib) lichtempfindliche gerüllte Filme, auch 
perfüriert, nicht belichtet (Nummer 
37.02 des Zülltarifes), 

c) kinematügraphische Filme, belichtet und 
entwickelt, auch mit Tünspur üder nur 
mit Tünaufzeichnung (Nummer 37.07 
des Zülltarifes). 

22. a) Persünenkraftwagen, einschließlich sül- 22. 
eher, die auch zur Warenbeförderung 
eingerichtet sind (Kombinatiünswagen), 
ausgenommen Omnibusse (Nummer 
87.02 B des Zolltarifes), 

b) ,selbstfahrende Wohnwa~n (aus Num­
mer 87.03 des Zolltarifes). 

ZüJiltarifes). 

Personenkraftwagen, .einsd1:ließlich sülcher, 
die auch zur War.eIlibeförderung cinger,ich­
tet sind (Kombinationswag.en);, ausgenüm­
men Omnvbusse (Nummer 87.02 B des ZO'11-
·tar:i,fes ). 

26. a) Spürt- und Luxusbüüte 
antrieb, ausgenommen 
Faltbüote, ganz üder 

mit Maschinen- 26. Sport- und LuxusboO'te, :IUsgenümmen 
Schlauch- und SdlIauch- und Raltlboote, ganz üder teil-
teilweise aus welse aus Kautschuk oder KunststO'ffen 
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Kautschuk oder Kunststoffen, auch für 
den Maschinenantr.ieb eingerichtet (aus 
Nummer 89.01 A 1 des Zolltarifes), 

b) SPOrt- und Luxusboote ohne Maschi­
nenantrieb, ausgenommen Schlauch- und 
Faltboote, ganz oder teilweise aus 
Kautschuk oder Kunststoffen, Ruder­
boote aller Art und fußhebelbetätigte 
Wasserfahrzeuge (aus Nummer 89.01 B 1 
des Zolltarifes). 

Derzeit geltender Gesetzes.text: 

(Numlmer 89.01 A 1 und aus Nummer 
89.01 B 1 des Zolltarifes). 

ABSCHNITT III 

Gewerbe~teuer 

§ 2 Z 1: 

1. die österr.eichischen Bundesbahnen, die 
staatlichen Monopolbetriebe init Ausnahme 
der Betriebe des Tabakmonopols; die Ge~ 
schäftsstellen der Klassenlotterie, die Lotto­
kollekturen, die Annahmestellen des Sport­
und Pferdetotos sowie die Verkaufsstellen 
der Österreichischen Brieflotterie auch dann, 
wenn diese Tätigkeiten im Rahmen emes 
Gewerbebetriebes ausgeübt werden; 

§ 16 Z1: 

1. für alle gewerbesteuerpflichtigen Unterneh­
men, der,en Gewerbeertrag im Wirtschafts­
jahr den Betrag von 60 000 S oder deren 
Gewerbekapital an dem maßgebenden Fest­
stellungs zeitpunkt den Betrag von 250 000 S 
überstiegen hat; 

§ 22 Abs. 3: 

(3) Berdts fällig' gewordene Vorauszahlungs­
teilbeträge werden durch eine Knderung in der 
Höhe der Vorauszahlung (Abs. 1) nicht berührt. 
Dies gilt auch für den innerhalb eines Monates 
ab Bekanngabeeines Bescheides über die Erhö­
hung der Vorauszahlung fällig werdenden Vor­
auszahlungsteilbetrag sowie für den am 
10. August fällig werdenden Vorauszahlungs­
ueilbetrag, sofern die Bekanntgabe des Bescheides 
über die Erhöhung der Vorauszahlung nicht 
spätestens am 3. Juli erfolgt. Der Unterschieds­
betrag ist anläßlich der der Knderung nächst­
fol~enden VierteljahresfäHigkeit (Abs. 2), in den 
Fällen deszweiuen Satzes anläßlich der der 
Änderung zweitfolgenden Vierteljahresfälligkeit 
auszugleichen. Unterschiedsbetrag ist die Diffe­
renz zwischen einem Viertel ,der 1m la:uf,enden 
Kalenderjahr bis zur Knderung gültig gewesenen 
Vorauszahlung und einem Viertel der neu fest­
gesetzten Vorauszahlung, vervielfacht mit der 
Zahl der von der Knderung nicht berührten 
Vorauszahlungsteilbeträge. Nach dem 30. Septem­
ber darf das Finanzamt 'Bescheide über die' Knde­
rung der Vorauszahlung für das laufende Kalen-

§ 2 Z 1: 

1. die Österlr,eich~schen BuncLesbahnen, die 
staat!1ichen Monopo.lbetrüebe mit Ausnahme 
der Betriebe d,es Tabakmonopols; die Ge­
,schä'ftssteUen ,der Klas.senlouterte . und die 
L'obtokoJ'lektur,en sowie die Annahmestel­
'ien des Sport- und Nerderotos auch dann, 
wenn diese Tätigk.eiten im Rahmen eines 
Gewerlbelhetniebes ausgeübt werden; 

§ 16 Z 1: 

1. für aJlle g.eweJ1b:esteuerpflichtigen U n t'erneh­
men, deren Gewerbeertra.g im Wii'r1lschafts­
jahr den B-etrag von 40 000 S oder deren 
Geweribekapital an dem maßgebenden Fest­
.soellungsz'eitpunkt den Betra,g yon 250 000 S 
überstiegen hat; 

§ 22 Abs. 3: 

(3) Bereits fällig gewordene Vorauszahlungs­
beträge w,erden dUircheine Knderung~n der 
Höhe der Vorauszahlli,ng (Ahs. 1) nicht be­
rühnt. Der Unterschi,edsbetrag ist anrläßlich der 
der Knderung nächstJf'Ü'lgenden V1eI1ueljahresfäl­
ligk'eit (Abs. 2) auszugleich,en; Unterschiedsbe­
tfrag ist die Diff,erenz zwischen einem Viertd der 
.im lauf'enden KaI,enderjahr bis zur Knderung 
güloig ,g,eWlesenen VorauszahluI1ig und einem 
Vj,ertel'der neu f.estge.set:zten Vorauszahlung, 
verv,ieHacht m]t der Zahl der im laufenden Ka­
lenderjaihr bis zm Knderung bereits abgelaufe­
nen Fäl1igkeitstermine (Abs. 2). Nach de:m 
30. September danE das F,inanzOlmt Besd1eide 
Ü1ber di,e Knderung der Vorauszahlung für das 
la·UJfende Kalenderjahr nicht mehr erIaS\'ien; dies 
gilt nlich't für eine Anderung in einem Rechts­
milltelv'e1"fahren. 
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derjahr nicht mehr erlassen; dies gilt nicht für 
Bescheide auf Grund eines Antrag,es, den der 
Steuerpflichtige bis zum 30. September gestellt 
hat, sowie für eine Knderung in einem Rechts­
mittelverfahren. Erfolgt die Bekanntgabe .von 
Bescheiden über die Erhöhung oder die .erst­
malige Festsetzung der Vorauszahlung nachdem 
10. Oktober, dann ist der Unterschiedsbetrag 
(der Jahresbetragder Vorauszahlung) innerhalb 
eines Monates nach Bekanntgabe des. Bescheides 
zu entrichten. Erfolgt die Bekanntgabe eines Be­
scheides über die Herabsetzung der Voraus­
zahlung nach dem 10. November, dann ist der 
Unterschiedsbetrag gutzuschreiben. 

Derzeit geltender Gesetzestext: 

ABSCHNITT IV 

Vermögensteuer 

§ 13 Abs. 4: 

Die Neuveranlagung wird auf Antrag, er­
forderlichenfalls auch von Amts wegen vorge­
nommen. Der Antrag kann nur bis zum Ablauf 
des Kalenderjahres, auf dessen Beginn die Neu­
veranlagung begehrt wird, oder Ibis zum Ablauf 
eines Monates, seitdem .die bisherige Veranlagung 
rechtskräftig geworden ist, gestellt werden. Die 
A:bgabenbehörde kann im EinzeLfall auf begrün­
deten Antrag die iAntragsfrist verlängern.' Wird 
einem Antrag auf Verlängerung der Frist nicht 
stattgeigeben, so ist eine Nachfrist von mindestens 
einer Woche .zu setzen, 

§ 13 Abs. 6: 

Entfällt. 

§ 14 Abs. 4: 

Entfällt; 

§ 18 Abs. 2: 

§ 13 Abs. 4: 

Die Neuveranlagung w,ird' auf Antrag, erfor­
deriliich·enlaills auch von Amts wegen v·orgenom­
men. Der Antrag kann nur his zum AbLauf des 
Ka,ten<derjahres, auf des~en Beginn die Neuver­
a.nla,gung begehrt wind, oder bis zum Ablauf 
eines Monates, seitdem die bisherige Veran1la­
gung unanfechtibar geworden ist, gestellt wer­
den. Die A11'tnagsf,nist ist ei·ne AUlsschlußfrist. 

§ 13 Abs. 6: 

. NeuVJeran:la.gungsbescheid.e s~nd :ersatzlos ·auf­
zuiheihen, wenn infolge nachträg4ichell" Veran­
lligungaruf ~inen froheren Zeitpunkt di'e Vor­
au~setzungen für ein:e Neu:veran1a:gung nicht 
mehr gCigeben sind. 

§ 14. A~s. 4: 

. Nachv:eranlagungsbescheide si,nd ersatzlos auf­
zuhelben, wenn infolge nachträg1icher Veranla­
gU11'gaJuif ein.en- früheren Zeitpunkt die Voraus­
seuzungen für eine Nachv,eralnlagung n:icht mehr 
gel~ehen sind .. 

§ 18 Abs. 2: 

Wird die Jahressteuerschuld im Laufe. des Wilid die }lahressreu·erschutd im Laufe des 
Kalenderjahres durch neue Bescheide: (Neuveran- Kalenderj;ihres durch neue B-esch,e.ide (Neuver­
lagung, Berichügungsveranlagung; Redltsmittel-· anla:gung, Benichu~gungsveranla,gung, Rechtsmit­
entscheidung) geändert, so bl~iben bereits fällig teolen~scheid;ung) ·geandert, so hJeihel). bel'eits fäl­
gewordene Viertelja1hresbeträge u~verändert. Dies 1ig .~ewordene Vi;eroeljahr,esbeträge unverändert. 
gilt auch für den innerhalb eines Monates ab DerUntJersch,iedshe~rag ist an:läßJlich der der Kn­
Bekanntgabe eines Bescheides üher die E~höhung derung I).ächsnfolgeIl!den Vi,el'teljaJhJ'lesfälLigkeit 
der J a,hressteuerschuld faJlig werdenden' Viertel-. (.Nhs; 1)a'ulszug1e.ichen; Unterschi.ed.shetrag ist die 
jahreS!betrag sowie ·für Iden· aml0:August fällig Differ.enz zwischenei:nem Viierte:l der ~m lau-
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werdenden Viertelja.hresbetrag, sofern die Be- fenden Kalenderja.hr h~s zur Änderung gültig 
kanntgabe des iBescheides über die Erhöhung der !;'ev.nesenen Jahressteuerschuld und· einem ~iertel 
Jahressteucrschuld nicht spätestens am 3. Juli der neu f'esugesetzten Jahnessteuerschuld, ver­
erfolgt. Der Unterschiedsbetrag ist anläßlich der vielfacht mit der Zahl der im laufenden Kalen­
der Änderung nächstfolgenden Vierteljahres- derjahr bis zur Änderung bereits ahgdaufenen 
fälligkeit (Abs. 1), in den Fällen des ZJweiten Satzes EiIl'1igkeitstermine (Abs. 1). Bei einer Erhöhung 
anläßlich der d'er Änderung zweitfolgenden der J'ahressteuerschuld nach dem 10. Nov1ember 
Viterteljahresfälligkeit auszugleichen. Unterschieds- des laufenden Jahres ist der Untersch~'edsbetrag 
betng ist die Differenz zwisChen' einem Viertel inn:erihalh eines Monates nach Zustellung des 
der im laufenden Kalenderjahr his zur Änderung di.esheiZügltichen Bescheides zu entrichten. 
gültig gewesenen Jahressteuerschuld und einem 
Viertel der neu festgesetzten J aihressteuerschuld, 
vervielfacht mit der Zahl der von der Änderung 
nicht berührten Vierteljahres beträge. Bei einer 
Erhöhung der Jahressteuerschuld nach dem 
10. Oktober des laufenden Jahres ist der Unter-
schiedSlbetrag innerhalb eines Monates nach Zu-
stellung des dieslbezüglichen Bescheides zu ent-
richten. Bei einer Herabsetzung der J ahressteuer-
schuld nach dem 10. November des laufenden 
Jahres ist der Unterschiedsbetrag gutzuschreiben. 

ABSCHNITT V 

Struktcirverbesserungsgesetz 

Ve.rschmelzung von Körperschaften 

§ 1. {1 ) Werden Ka pi talgeseIlschaften nach den 
Bestimmungen des neuntien TeiJ,es des Aktien­
gesetzes 1965, tBGBI. N r. 98, oder des '§ 96 des 
Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, RGBI Nr. 58/1906, oder nach den Be­
stimmungen eines anderen Bundesg.esetzes ver­
schmolzen, so ist § 19. Abs: 2. des Körperschilft­
steuergesetzes 1966, .BGBI. N r. 156, auch dann 
anzuwenden, wenn uhd soweit bei der überneh­
menden Gesellschaft eine Kapitalerhöhung unter-
bleibt, weil ' 

a) die Verschmelzung gegen die Aufgabe von' 
Anteilen an der übertragenden Gesellschaft 
erfolgt, oder 

b) die übernehmende Gesellscha,ft' die Gesell­
schalter ,der übertragenden Gesellsmift mit 
eigenen Anteilen abfindet, oder 

c) die ii1bertragende Gesellschah eigene An-·· 
teile oder Anteile an der übernehmenden 
Gesellschaft besitzt, oder 

d) Zuzahlungen gemäß § 224 Abs. 2 des 
Aktiengesetzes 1965 geleistet werden, oder 

e) die Anteilsrechte an der übertragenden und' 
der übernehmenden Gesellschaft in einer 
Hand vereinigt sind. 

Verschmelzung von Kapitalgesellschaften und 
Genossenschaften 

§ 1. (1) W,erden Kapitalgesellscha,ften nach 
den Besümmungen des neunten Teiles des Ak­
ti enges etz es 1965, BGBI. Nr. 98, oder des § 96 
des Ge.getzes über Ges·ellschaften mit beschränk­
ter Ha.btunlg, RGBI. Nr. 58/1906, oder nach den 
Btesnimmungen eines anderen Bundesges'etzes in 
der Zeit zwischen dem 1. Jänner 1969 imd dem 
31. Dezember 1980 verschmolzen, so ist § 19 
Abs. 2 des Körper,schaftsteu,erges,etzes 1 %6, 
BGBI.Nr. 156, auch dann an~uwenden, wenn 
und soweit bei der übernehJmenlden Gesellschaft 
eineK3!pitalerhöhungimterb:1eitbt, weil 

a) die VerschmeLzung gegen due Aufgaihe von 
Anteilen an der übertragenden Ges·el'lschaft 
,erfolgt, oder 

Ib) diie Üib ernehm ende Gesellschaft die Ge­
seLlschafter der übertragenden Gese.ll­

. !schaft mit. eigenen Anteilen abfindet, oder 

c) die übertr,agende Gesellschaft eigene An­
teile oder Am.e.i.Je an der übernehmenden 
Gesdlschaft be,sitzt, 'oder 

cl) Zuzahluri,gengemäß § 224 Abs. 2 des 
Aktiiterrgesetzes 1965 geleistet werden, 
oder ' 

- e) die Anteilst1'echte an der übertragenden und 
-der ühcl'IIiehIDenden GeseHschaft in einer 
Hand - vere'inigt ~ind. . 

(2) § 19 Abs. 2 des Körperschaftst~u~rg,esetzes (2)' § 19 A:bs. 2 des -Körpersch,aftsteuerge-
1966 ist auch anzuwenden, wenn'- eine in\än,dische . setzes -1966 ist 'auch an.zuwenden, wenn eine in-
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Kapitalgesellschaft, Genossenschaft oder Sparkasse 
einen Betrieb oder Teilbetrieb oder ,die gesamte 
Beteiligung im Sinne des § 10 des Körperschaft­
steuergesetzes an einer inländischen Kapitalge­
sellschaft als Sacheinlage in eine inländische Ka­
pitalgesellschaft oder Genossenschaft einbringt 
und die Üibrigen Voraussetzungen des § 19 Abs. 2 
des Körperschaftsteuergesetzes 1966 vorlieg,en; 
Abs. 1 gilt sinngemäß. Dies gilt auch, wenn eine 
ausländische Gesellschah, die einer inländischen 
Kapitalg~sellschaft vergleichbar ist, einen inlän­
dischen Betrieb oder TeabetrieJb oder die ge­
samte Beteiligung im Sinne des ersten Satzes 
einbringt. Pie ,Bestimmungen dieses Absatzes sind 
nicht anzuwenden, wenn der ~ingebrachte Be­
trif!b, Teilbetrieb oder die eingebrachte Beteili­
gung inn.erhalb der letzten ,fünf Jahre vor dem 
Einhringungsstichtag Gegenstand einer Einbrin­
gung nach dieser Bestimmung oder nach Arti­
kel UI war oder wenn nicht alle wesentlichen 
Grundlagen des Betriebes oder Tei}betriebes ein­
gebracht werden. 

(3) Soweit eine Verschmelzung oder Einbrin­
gung im Sinne der Albs. 1 und 2 erfolgt ist, bleilbt 
ein daraus entstehender Buchgewinn oder Buch­
verlust bei der Ermittlung des steuerpflichtigen 
Einkommens und des Gewerbeertrages der über­
nehmenden Gesellschaft außer Ansatz. Voraus­
setzung ist, daß der Buchgewinn einer gesondert 
auszuweisenden Rücklage zugeführt wird. Diese 
Rücklage dar:f nur zur Deckung von künftigen 
Verlusten oder zur Kapitaler1höhung aus Ge­
sellschaftsmitteln verwendet werden; wird die 
Rücklage zu' anderen Zwecken verwendet, so ist 
der Gewinn im Jahre der widmungswidri,gen 
Verwendung in diesem Ausmaß zu erhöhen. 

(4) Die einer Verschmelzung oder Einbringung 
im Sinne der Abs. 1 und 2 zugrunde zu leg,ende 
Bilanz der übertragenden Gesellschaft muß auf 
einen Zeitpunkt aufgestellt sein, der höchstens 
neun Monate vor der Anmeldung der Verschmel­
zung oder Einbringung zur Eintragung im Han­
delsregister liegt und zu dem eine Handelsbilanz 
aufgestellt wurde. 

Das Einkommen und das Vermögen der über­
tragenden und der übernehmenden Gesellschaft 
sind so zu ermitteln, als ob der Vermögensüber­
gang und die Auflösung derubertragenden Ge­
sellschaft bereits mit Ablauf des Tages erfolgt 
wären, zu dem diese Bilanz aufgestellt ist. Das 
gleiche gilt für die Ermittlung .der Bemessungs­
grundlagen bei der Gewerbesteuer. 

(5) Bei V,eI'lschmelzungen und Einbringungen 
im Sinne der Abs. 1 und 2 tritt die überneh­
mende Gesellschaft als Gesamtrechtsnachfolger in 
die Rechtsstellung der übertragenden Gesellschaft 
ein. Der Abzug von Verlusten gemäß § 18 Abs. 1 
Z 4 des Einkommensteuergesetzes 1972, BGBl. 
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ländische Kapitalgesellschaft, Genoss·enschaft 
oder Spa,rkas:.e oder ein;e ausländische Gesell­
schaft, d~eeine'r inrländi'schen KapitaIgeseHschaft 
v.ergle,ichJbar ist, ein;en inländischen Betrieb, 
Teilbetni'eib oder eine Bet,eilLgung an einer in­
ländschen Kapiualgesdlschaft im S,inne des § 10 
Arhs. 1 des Körperschaftsteu.e1r.gesetzes 1966 zur 
Gänze als Sach'einlag.e in eine, inländische Kapital­
gesellschaft oder Genossenschaft eiIlJbringt und 
di,e Üibri.gen Vor-aussetzungen des § 19 Abs. 2 
des Körperscha:ftsteuer,g,eset~es 1966 vorli,egen; 
Abs. 1 girlt siIlJU'gemäß. 

.( 3) Soweit ,eine VenchmeJzung im Sinne der 
Abs. 1 und 2 erfolgt ist, bleibt ein daraus ent­
stJehender BuchgeWlinn oder Buchverilust bei der 
Ermitdung des steuerpflichtig1en Einkomm~ns 
und des Gewerbeert,rag,es der übe,rn,ehmenden 
Ges,eUschaJt außer Ansatz. 

(4) Bilanzen, di,e einer Verschmelzung zugrunde 
gelegt werden, müssen für einen Z'eitp,unkt auf­
gestellt we~de!1J, der höch,sten;s neun Monate vor 
der Ammeldung der Verschmelzung zur Ein­
tragung im Handelsr,egister liegt. Das Einkom­
mm und das Vermögen der ü,bertmg'enden Ge­
se:J,Lscha.ft und der übernehmenden Ges·el'lschaft 
sind so zu ermitteln, als ob der Vermögensüber­
gang mvt Arblauf des Tages bereits erfolgt und 
di,e übertragen,de Ges·ellschaft gLeichzeitig aufge­
lÖlst worden wäre, zu dem diese B.ila,nz au.fge­
stellt ist; Das gleiche gilt f.i.ir die Ermitdung 
der BemessungsgrUllJdlage bei der Gewerbe­
steuer. 

(5) Biei Verschmelzun;gen im Sinne der Abs. 
und 2 tnitlt d~e übemehmencLe Gesellschaft lb­
gahenrechtlich als Gesamtr,echtsnachfolger in die 
Rlechts,srellung der übertra.genden Gesellschaft 
ein. Dies gilt auch hinsichtlich des Verlustabzu­
ges gemäß § 10 Abs. 1 Z 5 des EinkOimmen-

457 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 61 von 67

www.parlament.gv.at



62 457 der Beilagen 

War t lau t des Ge set zen t w u r fes: 

Nr. 440, und von Fehlbeträgen gemäß§ 6 Abs. 3 
des Gewerbesteuergesetzes 1953, BGBL Nr. 2/ 
1954, die bei der übertragenden Gesellschaft v'Or 
der Verschmelzung oder Einbringung entstanden 
sind, kann von der übernehmenden Gesellschaft 
insoweit in Anspruch genommen werden, als jene 
Vermögensteile, ,Betriebe oder Teilbetriebe, die 
die Verluste oder FehLbeträge verursacht haben, 
übertragen werden; dies .gilt je,doch nicht, wenn 
der Umfang der übertragenen Vermögensteile, 
Betriebe 'Oder Teilbetriebe gegenüber jenem im 
Zeitpunkt des Entstehens der Verluste oder Fehl­
beträge derart vermindert ist, .daß nach dem 
Gesamtbild der wirtschaftlichen Verhältnisse 
eine Vergleichbarkeit nicht mehr gegeben ist. Der 
.kbzug von Verlusten und Fehlbeträgen, die bei 
der übernehmenden Gesellschaft vor der Ver­
schmelzung oder Einbringung entstanden sind, ist 
ausgeschlossen, wenn die ü:bernehmende Gesell­
schaft im Zeitpunkt der Verschmelzung oder 
Einbringung kein Vermögen besitzt oder keinen 
Betrieb oder solche Betriebe unterhält 'Oder solche 
Vermögensteile besitzt, deren Umfang gegenüber 
jenem im Zeitpunkt des Entstehens der Verluste 
oder Fehlbeträge derart vermindert ist, daß nach 
dem Gesamtbild der wirtschaftlichen Verhältnisse 
eine Vergleichbarkeit nicht mehr gegeben ist. 

(6) Die Bestimmungen des lAbs. 1 bis 5 gelten 
sinngemäß" werin Genossenschaften nach dem 
GenossenschaftSlVerschmelzungsgesetz, BGIBI. 
Nr. 223/1980, Sparkassen nach dem Sparkassen­
gesetz 1979, BOBL Nr. 64, und Versicherungs­
vereine auf Gegenseitigkeit nach dem Versiche­
rungsaufsichtsgesetz, BGBl. Nr. 569/1978, ver­
schmolzen werden. 

§ 2. Vorgänge im Sinne des § 1 sind von der 
Grunderwel'bsteuer, den Kapitalverkehrsteuern 
und den Gebühren nach § 33 TP 15 des Gebüh­
rengesetzes 1957 befreit. 

§ 8. (1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb 
eines Einzelunternehmers oder einer Gesellschaft, 
bei der die Gesellschafter als Mitunternehmer an­
zusehen sind, in eine inländi~che Kapitalgesell­
schaft (§ 1 Abs. ) Z 1 des Körperschaftsteuer­
gesetzes) ausschließlich gegen Gewährung von 
neuen Gesellscha.ftsanteilen eingebracht, so sind, 
wenn ·der Betrieb oder Teilbetrieb im Zeitpunkt 
der Eiltbringung bereits länger als zwei Jahre be­
steht, die folgenden Absätze an?-uwenden. Dies 
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steuergesetZ!es 1967, BOBL N r. . 268, und des 
FehlbetJr<1i~es gemäß § 6 Abs. 3cles Gewerbe­
steuer.gesetzes 1953, BGBl. Nr. 2/1954. 

(6) Dice Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 gel­
lien . .sinnif\1emäß, wenn Gen'Ossenschaf nen nach cl er 
V,erondnun:g vom 30.Juni 1939, DRGBl. I S 1066 
in der Fassung d,er Verordnung vom 13. April 
1943, DRJGB1. I S 251, in der Zeit zwi­
schen dem 1. Jänn;er 1969 und dem 31. De­
zember 1980 verschmolzen werden. Das ,gleiche 
.grlt, wenn Spark<l!ssen (SparlmsSienverwaltungs­
f\1esetz, BGBt Nr. 296/1935) und Versich:erungs­
v:er,eineauf Ge,g,emeicigkeit in der Ze~t zwi­
sch!en dem 1. Jänner 1969 und dem 31. De­
Ziemiber 1980aulf Grund d!er geltelllden Vor­
schriften V'erschm'OlZ!en werden. 

§ 2. Vorgänge im Sinne des § 1, die in der 
Zeit zwischen dem 1. Jänner 1969 und dem 
31. Dezember 1980 bewirkt werden, sind von 
der Umsatzsteuer, der Grunderwerbsteuer und 
den Kapitalverkehrsteuern sowie von den Ge­
bühren nach § 33 TP 15 des Gebührengesetzes 
1957 befreit. 

§ 8.(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb eines 
Einzelkaufmannes oder einer Personengesell­
schaft in der Zeit zwischen dem 1. Janner 1969 
und dem 31. Dezember 1980 in eine inländische 
Kapitalgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 1 des Körper­
schaftsteuergesetzes 1966) gegen Gewährung von 
neuen Gesellschaftsanteilen eingebracht (Sachein­
lage), S9 gelten, wenn der Betrieb (Teilbetrieb) 
im Zeitpunkt de.t Einbringung bereits länger als 
zwei Jahre besteht, für die Bewertung des ein-
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gilt auch, wenn bei der aufnehmenden Kapital- gebrachten Betriebsvermögens und der Gesell­
gesellschaft eine Kapitalel1höhunginsüweit unter- schaftsanteile die Abs. 2 und 3. 
ble~bt, als sie . 

a) den Einbringenden mit eigenen Anteilen 
abfindet, 

b) an der einbringenden Gesellschaft beteiligt 
ist und die Einbringung gegen Aufgahe 
dieser Anteile erfülgt, 

c) bare Zuzahlungen leistet, süfern diese zehn 
vüm Hundert des Gesamtnennbetrages der 
gewährten Gesellschaftsanteile nicht über­
steigen, 

d) eine ge~ondert auszuweisende Rücklage ein­
stellt, die nur zur Deckung künftiger Ver­
luste oder zur Kapitalerhöhung aus Gesell­
schaÜsmitteln verwendet werden darf. Wird 
die Rücklage zu anderen Zwecken verwen­
det, so ist der Gewinn im Jahre der wid­
mungswidrigen Verwendung in diesem Aus­
maß zu erhöhen, 

e) auf Grund vertraglicher Verpflichtung eine 
Rückstellung zur Bedeckung v,on am Ein­
bringungsstichtagdem Grunde nach be­
stehender oder durch die Einbringung un­
mittelbar verursachter Abgabenverpflich­
tungen des Einbringenden bildet; ein nach 
bestimmungsgemäßer Verwendung verblei­
bender Restbetrag ist der gesetzlichen Rück­
lage oder einer R.Jücklage zuzuweisen, die 
nur gemäß lit. d verwendet werden darf. 

(2) Bei der aufnehmenden Kapitalgesellschaft 
sind die unter Anwendung des § 4 Abs. 4 Z 5 
des Einkommensteuergesetzes 1967, BGBL 
Nr. 268, und des § 13 des Einkommensteuer­
gesetzes 1972 angeschafften Wirtschaftsgüter des 
Betriebsvermögens und die nach § 4 Ahs. 7, § 9, 
§ 12 und § 14 des Einkommensteuergesetzes 
1972 und die nach den Vorschriften des Elektri­
zitätsförderungs'gesetzes 1969, BGBI. Nr. 19/1970, 
und des Energieför,derungsgesetzes 1979, BGBI. 
Nr. 567, steuerfrei gebildeten Rücklagen mit 
jenen W,erten anzuseuzen, mit denen sie der 
Einbringende im Zeitpunkt der Einbringung in 
Übereinstimmung mit den steuerlichen Vorschrif­
ten über die Gewinnermittlung bewertet hat 
(Fortführung der Buchwerte); eine vom Einbrin­
genden gemäß § 11 des Einkommensteuergesetzes 
1972 gebildete Rücklage ist vor der Einbringung 
aufzulösen und zu versteuern. Alle übrigen ein­
gebrachten Wirtschaftsgüter des Betriebsvermö­
gens können bei der Ka,pitalgesellschaft in ihrer 
Gesamtheit einheitlich entweder ebenfalls mit den 
Buchwerten oder mit ihren höheren Teilwerten, 
höchstens jedoch mit den Anschaffungs-oder 
Herstellungskosten angesetzt wet'den. Die höhe­
ren Teilwerte sind anzusetzen, wenn das Besteue-
rungsrecht der Republik Osterreich hinsichtlich 
der Gesellschaftsrechte eingeschränkt ist. 

(2) Bei der Kapitalgesellschaft sind die un­
ter Anwendung des ,§ 4 Abs. 4 Z 5 und des § 6 a 
des Einkommensteuergesetzes angeschafften 
Gegenstände des Betriebsvermögens und die nach 
den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
und des Elektrizitätsförderungsgesetzes steuer­
frei gebildeten Rücklagen mit jenen Werten anzu­
setzen, mit denen der Einbringende sie im Zeit­
punkt der Einbringung in übereinstimmung mit 
den steuerlichen Vorschriften über die Gewinn­
ermittlung bewertet hat (Fortführung der Buch~ 
werte); dies gilt nicht hinsichtlich der ·Rücklage 
gemäß § 6 e des Einkommensteuergesetzes, die 
vor der Einbringung aufzulösen und zu ver­
steuern ist. Die übrigen eingebrachten Gegen­
stände des Betriebsvermögens können bei der 
Kapitalgesellschaft in ihrer Gesamtheit entweder 
ebenfalls mit den Buchwerten oder mit ihren 
höheren Teilwerten,' höchstens jedoch mit den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt 
werden. Die höheren Teilwerte sind anzusetzen, 
wenn das Besteuerungsrecht der Republik 
Osterreich hinsichtlich der Gesellschaftsanteile 
eingeschränkt ist. 
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(3) Der Wert, mit dem das eingebrachte Be­
triebsvermögen bei der Kapitalgesellschaft gemäß 
Abs. 2 angesetzt wird, gilt für den Einbringenden 
sowohl als Veräußerungspreis im Sinne des § 24 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1972 als auch 
als Anschaffungskosten der Gesellschaüsanteile. 
Diese Anschaffungskosten vermindern sich um 
den gemeinen Wert jener Wirtschaftsgüter, die 
neben den Gesellschaftsanteilen gewährt werden. 
Ein sich aus der Einbringung ergebender Gewinn 
ist bei der Festsetzung der Einkommensteuer als 
Veräußerungsgewinn im Sinne des § 37 Abs. 2 
Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1972 zu behan­
deln. 

(4) Die einer Einbringung gemäß Abs. 1 zu­
grunde zu liegende Bilanz des Einbringenden muß 
für einen Zeivpunkt aufgestellt sein, der höch­
stens neun Monate vor der Anmeldung der Ka­
pitalgesellschaft bzw. der Kapitalerhöhun,g liegt 
und zu dem eine {Handels)Bilanz aufgestellt 
wurde. Das Einkommen und das Vermögen des 
einzubringenden Betriebes oder Teilbetriebes und 
der aufnehmenden Kapitalgesellsc.1nft sind so zu 
ermitteln, al'S ob der Vermögensübergang und 
die Auflösung des eingebrachten Betriebes oder 
Teilbetriebes bereits mit Ablauf des Tages er­
folgt wäre, zu dem diese Bilanz aufgestellt ist. 
Das gleiche gilt für die Ermittlung der Be­
messungsgrundlagen bei der Gewerbesteuer. 

(5) Die durch eine Sacheinlage gemäß Abs. 1 
erworbenen Gesellschaftsanteile gelten mit Ablauf 
des Tages als angeschafft, zu dem die der Ein­
bringung zugrunde gelegte Bilanz des Ein­
bringenden aufgestellt ist. Werden diese Anteile 
vom Erwerber oder im Falle des unentgeltlichen 
Erwerbes von einem Rechtsnachfolger innerhalb 
von ,zehn Jahren nach der Anschaffung durch 
den Einbringenden veräußert, so gilt dies, sofern 
sich die Steuer'pflicht nicht schon aus den Be­
stimmungen des Einkommensteuergesetzes ergibt, 
als Veräußerung wesentlicher Beteiligungen im 
Sinne des § 31 des Einkommensteuergesetzes 
1972. Der vorstehende Satz ist auch anzuwenden, 
wenn der erste Erwerber der Gesellschaftsanteile 
oder im Falle des unentgeltlichen Erwerbes ein 
Rechtsnachfolger innerhalb von zehn Jahren nach 
der Anschaffung durch den Einbringenden aus 
der unbeschränkten Steuerpflicht ausscheidet; dabei 
tritt an, die Stelle des Veräußerungserlöses der 
Gesellschaftsanteile ihr gemeiner Wert. Die Ge­
sellschaftsanteile, die durch eine Sacheinlage ge­
mäß Abs. 1 erworben wurden, gelten vermögen­
steuerrechtlich bei beschränkt Steuerpflichtigen 
als Inlandsvermögen ,im Sinne des § 79 des Be­
wertungsgesetzes 1955, BGB!. Nr. 148. 
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(3) Der Wert, mit dem das eingebrachte Be­
triebsvermögen bei der Kapitalgesellschaft ge­
mäß Abs. 2 angesetzt wird, gilt für den Ein­
bringenden sowohl als Veräußerungspreis im 
Sinne des § 16 Abs. 2 des Einkommensteuerge­
setzes als auch als Anschaffungskosten der Ge­
sellschaftsanteile. Die Einkommensteuer eines all­
fälligen Veräußerung,sgewinnes im Sinne des § 16 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes ist mit der 
Hälfte des sich nach § 34 Abs. 1 des Einkom­
mensteuergesetzes ergebenden Betrages festzu­
setzen; dies gilt auch für beschränkt Steuer­
pflichtige. Veräußert der Erwerber oder ein 
Rechtsnad1folger, der sie von ihm unentgelt­
lich erworben hat, Gesellschaftsanteile, die durch 
eine Sacheinlage gemäß Abs. 1 erworben wur­
den, innerhalb von zehn Jahren nach der Er­
werbung durch den Einbringenden, so ist der 
Untersd1iedsbetrag, um den der Veräußerungs­
preis nach Abzug der Veräußerungskosten die 
Anschaffungskosten übersteigt, auch dann den 
Einkünften im Sinne des § 17 des Einkommen­
steuergesetzes zuzurechnen, wenn keine wesent­
liche Beteiligung im Sinne dieser Bestimmung 
vorliegt; dies gilt nicht, wenn die Anteile zu 
einem Betriebsvermögen gehören. Scheidet der 
erste Erwerber der Gesellschaftsanteile oder ein 
Rechtsnachfolger, der sie von ihm unentgelt­
lich erworben hat, vor Ablauf von zehn Jahren 
nach der Erwerbung durch den Einbringenden 
aus der unbeschrankten Steuerpflicht aus, ist dies 
wie eine Veräußerung im Sinne des vorangehen­
den Satzes zu behandeln; dabei tritt an die Stelle 
des Veräußerungspreises der Gesellschaftsanteile 
ihr gemeiner Wert. Die Gesellschaftsanteile, die 
durch eine Sacheinlage gemäß Abs, 1 erworben 
wurden, gelten vermögensteuerrechtlich bei be­
schränkt Steuerpflichtigen bis zum 31. Dezember 
1980 als Inlandsvermögen im Si,nne de,s § 79 des 
Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148. Die der 
Einbringung zugrunde gelegte Bilanz darf höch­
stens neun Monate vor der Anmeldung der 
Kapitalgesellschaft hzw. der Kapitalerhöhung zur 
Eintragung im Handelsregister liegen. Das Ein­
kommen und das Vermögen des einzubringen­
den Betriebes (Teilbetriebes) und der aufnehmen­
den Kapitalgesellschaft sind so zu ermitteln, als 
ob der Vermögensübergang bereits mit Ablauf 
des Tages erfolgt und der eingebrachte Betrieb 
(Teilbetrieb) gleichzeitig aufgelöst worden wäre, 
zu dem die der Einbringung zugrunde gelegte 
Bilanz aufgestellt ist. Das gleiche gilt für die 
Ermittlung der Bemessungsgrundlage bei der 
Gewerbesteuer. 
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Wortlaut des Gesetzentwurfes: 

(6) Die aufnehmende Kapitalgesellschaft tritt 
hinsichtlich ' 

L der mit den Buchwerten übernommenen 
Wirtschaftsgüterdes Betriebsvermö_gens,· 

2, lohnsteuerrechtlicher Verhältnisse, soweit bei 
den übernommenen Arbeitnehmern auch 
arbeitsrechtlich die entsprechenden Folgerun­
gen gevO'gen werden und 

3. der Fehlbeträge gemäß § 6 Abs, 3 des Ge­
werbesteuergesetzes 

in die Rechtsstellung des Einbringenden em. 

D e.r z e i t gel t end erG e set z e s tex t: 

(4) Die übernehmende Kapitalgesellschaft tritt 
hinsichtlich der mit den Buchwerten übernom­
menen Gegenstände des Betriebsvermögens in die 
Rechtsstellung des Einbringenden ein; das gleiche 
gilt hinsichtlich der Ansprüche auf Gewährung 
von Umsatzsteuervergütungen im Sinne der §§ 16 
und 17 .des Umsatzsteuergesetzes 1959, BGBL 
Nr. 300/1958, bzw. gemäß Artikel V des Bun­
desgesetzes vom 16. Juli 1964, BGBl. Nr. 188, 
und hinsichtlich des Fehlbetrages gemäß § 6 
Abs. 3 des Gewerbesteuergesetzes. 

(5) Die übernehmende Kapitalgesellschaft ist 
(7) Die Bestimmungen der Abs, 1 bis 6 . sind lohnsteuerrechtlich als Rechtsnachfolger des Vor­

nicht anzuwenden, ·wenn der eingebrachte Betri.eb unternehmens anzusehen, soweit bei den über­
oder Teilbetrieb Gegenstand einer Umwandlung nommenen Arbeitnehmern auch arbeitsrechtlich 
nach Artikel IV des Bundesgesetzes, BGBl. die entspremendenFolgerungen gezogen werden. 
Nr. 320/1980, mit dem das Gesetz über Gesell- Für Arbeitnehmerjubiläen im Sinne des § 3 
schaften mit beschränkter Haftung geändert wird, Abs. 1 Z 15 lit. ades Einkommensteuergesetzes 
war oder wenn nicht alle wesentlichen Grund-· 1967 sind die Dienstzeiten bei dem Vorunter­
lagen des Betriebes oder Tdbetriebes eingebracht nehmen und bei dem Nachfolgeunternehmen 
werden. zusammenzurechnen. 

§ 9. WiI'd von einer Körperschaft des öffent­
lichen Rechtes ein Betrieb im Sinne des § 2 
Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes 1966 oder 
ein Teilbetrieb in eine inländische Kapitalge­
gesellschaft (§ 1 Abs.l .Z 1 des Körperschaft­
steuergesetzes 1966)' ausschließlich gegen .Gewä,h-. 
rung von neuen Gesellschaftsanteilen eingebracht 
(Sacheinlage) oder einer inländischen Kapitalge­
sellschaft treuhändig in das wirtschaftliche Eigen­
tum (§ 24 Arbs. 1 Er. d der Bundesa:bgabrenord­
nung, BOB!. Nr. 194/1961) übertragen, so wird 
durch diese V,orgänge keine ;Besteuerung der in 
dem eingelbrachten Betriebsvermögen enthalte­
nen stillen Res'ervenbewirkt, wenn die Buch­
wer.te fortgeführt werden. Im übrigen gelten die 
Bestimmungen des ,§ 8. 

§ 10. Vorgänge im Sinne des § 8 Abs. 1 und 
§ 9 sind von der Grunderwerbsteuer und den 
Kapitalverkehrsteuern befreit .. 

§ 11. (1) Schließen sich Einzeluntemehmi.ll1gen 
oder Gesellschaften, bei denen die Ges((llschafter 
als Mitunternehmer anzusehen sind, zu Hanaels­
gesellschaften zusammen, so sind, wenn die zu­
sammengeschlossenen Betriebe bereits länger als 
zwei Ja,hre !bestehen, die dadurch verursachten 
Vorgänge von der Grunderwerbsteuer und den 
nach dem Gebührengesetz zu erhebenden Gesell" 
schaftsvertragsgelbühren befreit. Das gleiche gilt 
für den Zusammenschluß von Einzelunterneh­
mungen mit Gesellschaften im Sinne des ersten 
Satzes. 

§ 9. Wird von einer Körperschaft des öffent­
lichen Rechtes ein Betrieb im Sinne des § 2 Abs. 2 
des Körperschaftsteuergesetzes 1966 oder ein 
Teilbetrieb inder Zeit zwischen dem 1. Jänner 
1969 ull;ddem 31. Dezember 1980 in eine in­
ländische Kapitalgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Z 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1966) gegen Gewäh­
rung von neuen Gesellschaftsanteilen eingebracht 
(Sacheinlage) oder einer inländischen Kapitalge­
sellschaft treuhäridig in das wirtschaftliche Eigen­
tum (§ 24 Abs. 1 lit. d der Bundesabgaben­
ordnung, BGBl. Nr. 194/1961). übertragen, so 
wird durch diese Vorgänge keine Besteuerung 
der in dem eingebrachten Betriebsvermögen ent­
haltenen stillen Reserven bewirkt, wenn die 
Buchwerte fortgeführt werden. Im übrigen gel­
ten die Bestimmungen aes § 8 Abs. 3 und 4 
sinngemäß. . 

§' 10. Vorgänge im Sinne des § 8 Abs. 1 und 
§9 sind von der Umsatzsteuer, der Grunder­
werbsteuer und den Kapitalverkehrsteuern b~­
freit. 

§ 11. (1) Schließen sich Einzelunternehmungen 
oder Personengesellschaften, die seit mehr als 
zwei J ihren bestehen, in der Zeit zwischen dem 
1. Jänner 1969 und dem 31. Dezember 1980 zu 
Handelsgesellschaften zusammen, so sind die. 
dadurch verursachten Vorgänge von der Um­
satzsteuer, der Grunderwerbsteuer und den nach 
d,em Gebthrepgesetz zu erhebenden Gesellschafts­
vertragsgebühren befreit. Das gleiche gilt für den 
Zusammenschluß von Einzelunternehmungenmit 
Personengesellschaften. 
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Wortlaut des GesetiZ.,en,twurfes: 

(2) § 8 Albs. 6 ist lentsprechend anzuwenden. 

§ 13. (3) Die Sestimmungen ldes § 1 Albs. 4, 
§ 4 Abs. 1 und § 8 Abs. 4 zweiter Satz gelten 
ab ,dem Zeitpunkt des Inkrafttretensdes Um­
satzsteuergesetzes 1972 ,auch auf dem Gebiete der 
Umsatzsteuer. 

§ 13. (5) Wird anläßlich eines V'Organges nach 
Art. I bis IV in einem Schuldverhältnis durch 
Vertragsübernahme ein Gläubiger~ oder Schuld­
nerwechsel vereinbart, so ist ldas mit der Ver­
tragsübermahme nun zwischen den neuenPar­
teien abgeschlos'sene Rechtsgeschäft mit der Ein­
schränkung von ,den Stempel- und Rechtsgebüh~ 
ren befreit, daß der für eine 'Prolongation des 
übernommeIl!en Rechtsgeschäftes, gebührenrecht­
lich maßgebliche Zeitpunkt auch für Prolonga­
tionen des neuen Rechtsgeschä.ftes maßgeblich 
bleibt. 

§15. Mit der Vollziehung dieses Bundesge­
setJzes ist der Bundesminister für Finanzen, hin­
sichtlich ldes Artikels VII im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister ,für Bauten und Technik 
betraut. 

Derzeit gelten'der Gesetzestext: 

(2) Das Nachfolgeunternehmen tritt hinsicht­
lich der Ansprüche auf Gewährung von Um­
satzsteuervergütungen im Sinne der §§ 16 und 17 
des Umsatzsteuergesetzes 1959, BGBL Nr. 300/ 
1958, beziehungsweise gemäß Artikel V des Bun­
desgesetzes vom 16. Juli 1964;'BGBL Nr. 188, 
in die RechtssteIlung des Einbringenden ein. Dies 
gilt auch hinsichtlich des Fehlbetrages gemäß § 6 
Abs. 3 des Gewerbesteuergesetzes 1953. 

(3) Die Bestimmungen des § 8 Abs. 5 gelten 
sinngemäß. ' 

§ 13. 

(3) Die Bestimmungen des § 1 Abs. 4, § 4 
Abs, 1 und § 8 Abs.' 3' vorletzter Satz gelten ab 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Umsatz­
steuergesetzes 1972 auch ,auf dem Gebiete der 
Umsatzsteuer. 

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesge­
setzes sind der Bundesminister für Finanzen und 
der Bundesminister für Bauten und Technik be­
traut. 

AlBSCHNITT Vn 

1. Familienlastenausgleichsgesetz 
1967 ' 

§ 39 Abs.3:' 

(3) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Fa­
milienbeihiIfenwird ein Beitrag zum' Karenz­
urlaubsgdd nach ,dem Arbeitslosenversicherungs­
gesetz 1977, BGBL Nr. 609, in Höhe von 25 vH 
des Gesamtau,fwandes (Barleistung ,einschließlich 
der hierauf entfallenden Krankenversicherungs­
beiträge) für Karenzurlaubsge1d an die Arbeits7 
losenversicherung geleistet. Der Beitrag zum Ka­
renzurlaub~geld ist für jedes Kalenderjahr im 
nachhinein zu leisten. Es können hierauf Vor­
schüsse geleistet werden. Der Beitrag zum Ka­
renzurlaubsgeld ist auf Grun,d des im jeweiligen 
Rechnungsabschluß des Bundes ausgewiesenen 
Gebarungsergebnisses' Ider !ArbeitsIosenversiche~ 
rungzu ermitteln. 

§ 39 Abs. 3: 

(3) Aus Mitteln des Atisgleichsfondsfür Fami­
lienbeihilfenwird ein Beitrag zum Karenzur­
laubsge1d nach dem Arbeitslosenversicherungs­
gesetz 1958, BGBL Nr. 199, in Höhe ,von 25 vH 
des Gesamtaufwandes (Barleistung einschließlich 
der hierauf entfallenden Krankenversicherungs­
beiträge) für Karenzurlaubsgeld an die Arbeits­
losenversicherung geleistet. Der Beitrag zum 
Karenzurlaubsgeld, ist für jedes Kalenderjahr im 
nachhinein zu leisten. Es können hierauf Vor­
schüsse geleistet wer,den. Der ~eitrag zum Karenz~ 
urlaubsgeld istauf Grund des im jeweiligen Rech~ 
nunisabschluß des Bundes ausgewiesenen Ge­
barungsergebnisses der Arbeitslosenversicherung 
zu 'ermitteln.: 

§39aAbs.l:, §39aAbs.l: 

(1) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds' (1) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Fami~ 
für Familienbeihilfen sind der Allgemeinen Un- lienheihilfen sind der Allgemeinen Unfallver­
fallversicherungsanstaltfür ;die gesetzliche Unfali- sicherurtgsanstalt für die gesetzliche Unfallver­
versicherung der Schüler und Studenten (§ 8 sicherung der Schüler und Studenten (§ 8 Abs .. 1 
Ahs. 1 Z 3 lit. h und i des Allgemeinen Sozial- 23 lit. hund i des Allgemeinen Sozialversiche­
versicherungs gesetzes) Beiträge für die Jahre 1977 rungsgesetzes) Beiträge für die Jahre 1977 bis 
bis einschließlich 1982 in Höhe von je 30 Millio- einschließlich 1980.in Höhe von je 30 Millionen S 
nen Schilling zu zahlen. zu zahlen. 
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Wo r t 1 au t des Ge set zen t w ur fes: 

§ 39 a Abs. 3: 

(3) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Fa­
milienbeihiHen sind den Trägern der :gesetzlichen 
Krankenversicherung ,die Aufwendungen für 
den Entbindungsbeitrag (§ 164 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes, § 102 Abs. 5 des Ge­
werblichen Sozialversicherungsgesetzes 1978, § 80 
des iBeamten-Kranken- und Unfallversid1emngs­
gesetzes) und 50 vH der Aufwendungen für das 
Wochengeld (§ 162 des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes und § 41 des Arbeitslosenver­
sicherungsgesetzes 1977, BGBl. Nr. 609)' zu er­
setzen. 

§ 39 b: 
Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für 

Familienheihilfen ist den Öst.erreichischen Bun­
de~bahnen der Ei.nnahmenausfall aus der Durch­
führung der Schülerfreifahrten im Eisenbahn­
verkehr in Höhe des Differenzhetra·ges zwischen 
dem Schülertarif und 50 vH des gewöhnlichen 
Fahrpreises (Regeltarif) zu vergüten. 

§ 41 Ahs. 5: 

Der Beitrag heträgt 4,5 vH der Beitragsgrund­
lage. 

Der z e i t gel t end erG e set z e s tex t: 

§ 39 a Abs. 3: 

(3) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Fami­
lienbeihilfen sind den Trägern der' gesetzlichel1 
Krankenversicherung die Aufwendungen für den 
Entbindungsbeitrag (§ 164 des Allgemeinen $0-
zialversicherungsgesetzes, § 102 Abs. 5 des Ge­
werblichen Sozialversicherungsgesetzes . 1978, 
§ 80 des Beamten-Kranken- und Unfallversiche~ 
rungsgesetzes) und 50 vH der Aufwendungen 
für das Wochengeld (§ 162 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes) zu ersetzen. 

§ 39 b: 

neu 

§ 41 Abs. 5: 

Der Beitrag beträgt 5 vH der Beitragsgrund­
lage. 

2. A r bei t s los e n ver sie her u n g s g e­
set z 1977 

§ 41 Abs. 4: 

Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Fami­
lienbeihilfen wif\d den Trägern der Krankenver­
sicherung 50 vH des ab 1. ]ä)1ner 1981 zur 
Zahlung anfallenden Aufwandes für das Wochen­
geld ersetzt. 

§ 41 Abs. 4: 

Der Bund ersetzt den Trägern der Kranken­
versicherung 50, vB des Aufwandes für das 
Wochengeld. 
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